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DPolG NRW in Presse und Medien ab 01 -2020: 
 

ĂRP+ñ-Artikel  vom 07.01.2020: ĂKonsequenz aus Anfeindungen und 
Bedrohungen ï B¿rgermeister aus dem Rheinland will sich bewaffnenñ 
 

https://rp-online.de/nrw/landespolitik/nrw-buergermeister-aus-rheinland-will-sich-
bewaffnen_aid-48166207#successLogin  
 

Düsseldorf  · Ein rheinisches Stadtoberhaupt beantragt einen Waffenschein ï der 
Politiker fürchtet um seine Sicherheit. Nordrhein -Westfalens Innenminister Herbert Reul 
und die Polizeigewerkschaft halten nichts von solcher Selbstbewaffnung.  
 

Als Konsequenz aus zunehmenden Anfeindungen und Bedrohungen will sich ein 
Stadtoberhaupt in Nordrhein-Westfalen bewaffnen. ĂDer B¿rgermeister einer Gemeinde begehrt 
die Erlaubnis zum Erwerb, Besitz und Führen von Waffen wegen einer besonderen 
Gefährdungslageñ, heiÇt es in der Ank¿ndigung einer Verhandlung des D¿sseldorfer 
Verwaltungsgerichts. 

Es geht dabei um einen Waffenschein. ĂEs geht um den groÇen Waffenschein, also um richtige 
Schusswaffenñ, sagte eine Sprecherin des Verwaltungsgerichts nach R¿cksprache mit der 
zuständigen Kammer. Weil es um das Führen einer Waffe im Amt geht, ist auch das 
Verwaltungsgericht mit der Sache befasst. Nach Informationen unserer Redaktion aus 
Justizkreisen handelt es sich um eine Kommune im Rheinland, in der es unter anderem 
Probleme mit Rechtsextremen gibt. 

Der Bürgermeister wollte sich auf telefonische und schriftliche Anfrage aus persönlichen 
Gründen nicht äußern und bat um Schutz seiner Privatsphäre. Unsere Redaktion hat daher 
entschieden, seinen Namen und den der Kommune nicht zu nennen. 

Der Mann dürfte der erste Bürgermeister in NRW sein, der zum eigenen Schutz eine Waffe 
tragen möchte. Dabei gehören Drohbriefe und -mails für viele Lokalpolitiker inzwischen zum 
Alltag. Der Hass, der Stadtoberhäuptern im Internet entgegenschlägt, nimmt zu, wie zuletzt eine 
Umfrage in der Region ergab. 

Nordrhein-Westfalens Innenminister Herbert Reul (CDU) erinnerte daran, dass das 
Gewaltmonopol beim Staat liege. ĂPersºnlich halte ich nichts davon, wenn sich Privatpersonen 
und Mandatstrªger bewaffnenñ, sagte Reul. Die Behºrden nªhmen Bedrohungen sehr ernst. 
ĂWenn es Anhaltspunkte f¿r Gefªhrdungen gibt, werden alle nºtigen MaÇnahmen ergriffen. 
Betroffene kºnnen sich jederzeit an die Polizei wendenñ, betonte Reul. 

Auch die Deutsche Polizeigewerkschaft warnte B¿rgermeister vor Selbstbewaffnung. ĂWenn 
sich das Stadtoberhaupt selbst nicht mehr sicher fühlt, was empfinden dann erst die Bürger? 
Das ist eine fatale Entwicklungñ, kritisierte Landeschef Erich Rettinghaus. Er habe zwar 
Verstªndnis, wenn Politiker sich sch¿tzen wollten: ĂAber das ist Sache der Polizei. Der 
B¿rgermeister sollte eher ¿ber Personenschutz nachdenken als ¿ber den Erwerb einer Waffe.ñ 

Der Hauptgeschäftsführer des Städte- und Gemeindebunds NRW, Jürgen Schneider, zeigte 
sich beunruhigt. ĂAmts- und Mandatsträger berichten uns von Beleidigungen oder 
hemmungslosen Pºbeleien in sozialen Netzwerkenñ, sagte Schneider. Das sei ein Alarmzeichen 
für die Gesellschaft ï Ăauch weil es von verrohter Sprache zu Gewalt nicht weit istñ. 

Dass die Sorge begründet ist, belegen Taten der jüngsten Zeit. 2019 wurde der Kasseler 
Regierungspräsident Walter Lübcke erschossen, mutmaßlich von einem Rechtsextremisten. 2017 
verletzte ein Angreifer den Bürgermeister von Altena im Sauerland, Andreas Hollstein (CDU), Vertreter 
einer liberalen Flüchtlingspolitik, mit einem Messer. Kölns parteilose Oberbürgermeister-Kandidatin 
Henriette Reker wurde am Tag vor ihrer Wahl 2015 ebenfalls Opfer eines Messerangriffs.  
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Der Vorsitzende des Städtetages NRW, Hamms Oberbürgermeister Thomas Hunsteger-Petermann, 
fordert daher eine intensivere Debatte und eine Verstªndigung ¿ber Werte des Zusammenlebens. ĂDie 
Gesellschaft muss die unterstützen, die sich für das Gemeinwohl einsetzenñ, sagte er. 

 

ĂDBB NRWñ online vom: 06.01.2020 ï ĂDer ºffentliche Dienst ist das 
R¿ckgrat f¿r unseren Rechtsstaat und unsere Demokratieñ:  
 
https://www.dbb -nrw.de/aktuelles/news/der -oeffentliche -dienst -ist -das-
rueckgrat -fuer -unseren -rechtsstaat -und -unsere -demokratie/  

Bundesminister des Innern Horst Seehofer auf dbb Jahrestagung  

 
 
Foto: Copyright DBB NRW ï Horst Seehofer spricht auf dbb Jahrestagung 

 
 

Heute (06.01.) hat die dbb Jahrestagung in Köln mit Reden von Ulrich Silberbach, Vorsitzender 
des dbb und Horst Seehofer, Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat, begonnen. 

Ulrich Silberbach sagte in seiner Erºffnungsrede: ĂWir verspielen ein St¿ck Zukunft in 
Deutschland, wenn wir den Sanierungsfall ºffentlicher Dienst jetzt nicht zukunftsfest machen.ñ 
Die Zeiten, in denen der Rotstift immer wieder an den öffentlichen Dienst gesetzt werde, 
müssten endgültig und nachhaltig vorbei sein. Die Bewältigung drängender Herausforderungen 
dürfe nicht an mangelndem Personal scheitern, so der dbb Bundesvorsitzende. 

Die seit 2004 von 38,5 auf 41 Wochenstunden angehobene Arbeitszeit für die 
Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten bezeichnete der dbb Chef zudem als Ăeinseitiges 
Sparen zu Lasten einer Gruppeñ. 

 Die Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes in Deutschland sei sehr hoch, so der 
Bundesinnenminister Seehofer. Er sei das Rückgrat für den Rechtsstaat und die Demokratie in 
Deutschland. 

Außerdem, so Seehofer, hätten die Beamtinnen und Beamten bloße Ankündigungen satt. Sie 
fragen: Wird es denn auch gemacht? Sein Haus habe das vor sechs Tagen in Kraft getretene 
Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz auf den Weg gebracht. ĂNeben den guten 
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Tarifabschlüssen der letzten Jahre und dem Personalaufbau trägt dieses Gesetz dazu bei, dass 
wir attraktiv, wettbewerbsfªhig und zukunftsfªhig bleiben.ñ 

Mit Blick auf die Gewalt gegen Beschäftigten im öffentlichen Dienst meinte er, dass die 
Bundesregierung alles unternehme, um für mehr Sicherheit zu sorgen. Neben strafrechtlichen 
Verschªrfungen sei es Ăerforderlich, das gesellschaftliche Klima gegen¿ber uniformierten 
Polizei- und Rettungskräften zu verbessern sowie den Respekt und die Anerkennung 
gegenüber diesen zu stärken. Horst Seehofer griff den Vorschlag von Ulrich Silberbach auf, ein 
Meldesystem für Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen Dienst einzurichten. 

Weitere Informationen auf der Website des dbb. 

 

 

ĂDBBñ online vom: 06.01.2020 ï Ădbb Jahrestagung 2020 ï Öffentlicher 
Dienst: Ein Sanierungsfallñ:  

https://www.dbb.de/teaserdetail/artikel/oeffentlicher -dienst -ein-
sanierungsfall.html  

dbb Jahrestagung 2020  

Öffentlicher Dienst: Ein Sanierungsfall  

 
 
Fotos: Marco Urban  

 

Der öffentliche Dienst in Deutschland ist ein Sanierungsfall ï rund 300.000 Beschäftigte fehlen 
aktuell. dbb Chef Ulrich Silberbach fordert deshalb bei der dbb Jahrestagung in Köln massive 
Investitionen in den Staatsdienst. 

300.000 Menschen fehlen einer Verbandsabfrage des dbb zufolge derzeit im öffentlichen Dienst 
ï Ăin der fr¿hkindlichen Bildung, in Schulen und Berufsschulen, bei den Sicherheitsbehºrden, in 
Justiz und Finanzämtern, im Gesundheitsdienst, in der Pflege, in der Sozialen Arbeit, im 
technischen Dienst, bei den Bürgerdiensten, in der Lebensmittelkontrolle, in Natur- und 
Umweltschutzñ, gab Ulrich Silberbach, Bundesvorsitzender des Dachverbands der 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes, in seiner Auftaktrede zur dbb Jahrestagung am 6. 
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Januar 2020 in Kºln bekannt und ergªnzte: ĂIn den kommenden zehn Jahren werden zudem 
mehr als 1,3 Millionen Beschäftigte in den Ruhestand gehen. Damit steht uns ein ganz 
gewaltiger Verlust von Arbeitskraft und Knowhow ins Haus. Es ist ein Wettlauf gegen die Zeit, 
den der öffentliche Dienst zu bewältigen hat ï und leider sind wir bislang noch nicht einmal 
richtig aus den Startlöchern gekommen. Das ist wirklich dramatisch. Wir müssen schleunigst die 
Beine in die Hand nehmen und zusehen, dass wir den öffentlichen Dienst mit sinnhafter 
Digitalisierung und nachhaltiger Personalpolitik fit f¿r die Zukunftsaufgaben bekommen.ñ 

 Silberbach warnte vor den gravierenden Folgen f¿r Land und Gesellschaft. Ă60 Prozent der 
Bevölkerung halten den Staat bei der Erfüllung seiner Aufgaben für überfordert. Das ist ein 
alarmierendes Anzeichen für den Vertrauensverlust in die Leistungsfähigkeit unseres Staates. 
Wenn es bei den Berufsfeuerwehren brennt, wenn nahezu bundesweit Jugendämter, Schulen 
und Kitas Landunter melden, wenn Gesundheitsämter und medizinische Dienste so ausgedünnt 
sind, dass sie Schul- und amtsärztliche Untersuchungen, Hygienekontrollen nicht mehr 
ordnungsgemäß durchführen können, wenn Verfahren bei Gericht auf Halde liegen und so 
lange dauern, dass Tatverdächtige aus der U-Haft entlassen werden müssen, wenn man 
monatelang auf einen Termin im Bürgeramt warten muss ï wenn der Staat immer häufiger 
versagt, dann bleibt das den Menschen, die hier leben, nicht verborgen. Wir verspielen ein 
Stück Zukunft in Deutschland, wenn wir den Sanierungsfall öffentlicher Dienst jetzt nicht 
zukunftsfest machen. Dann kippt nicht nur die Stimmung gegenüber dem Staat, sondern dann 
ist irgendwann auch der Punkt erreicht, an dem der öffentliche Dienst kein Standortvorteil für 
Deutschland mehr istñ, betonte der dbb Chef und forderte die politischen 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger in Bund, Ländern und Kommunen 
ausdr¿cklich auf: ĂLasst die Beschªftigten, die ihre Pflicht erf¿llen und jeden Tag ihr Bestes 
geben, nicht im Regen stehen! Macht endlich Euren Job, damit die Kolleginnen und Kollegen 
ihren machen können! Die Zeiten, in denen der Rotstift immer wieder an den öffentlichen Dienst 
gesetzt wird, müssen endgültig und nachhaltig vorbei sein. Die Bewältigung drängender 
Herausforderungen darf nicht an mangelndem Personal scheiternñ, verlangte Silberbach. 
ĂUnserem Land und den Menschen, die hier leben, stehen zahlreiche Herausforderungen ins 
Haus, bei denen ein gut funktionierender öffentlicher Dienst stets Teil der Lösung ist. Ob 
Konjunktur, demografischer Wandel, Migration oder digitale Transformation ï in allem steht 
oder fällt unser Gemeinwesen mit der Qualitªt der Daseinsvorsorge.ñ 

 Mit Blick auf die in der zweiten Jahreshälfte anstehende Einkommensrunde für die 
Beschªftigten von Bund und Kommunen erwartet der dbb deutliche Signale. ĂEs geht um 
Wertschªtzung und Wettbewerbsfªhigkeitñ, so Silberbach. Auch das Thema Arbeitszeit habe in 
den vergangenen Jahren an Fahrt gewonnen ï ĂFlexibilitªt und Souverªnitªt sind hier die 
Stichworte. Wir nehmen wahr, dass das den Kolleginnen und Kollegen auf den Nägeln brennt. 
Und für die junge Generation, die wir gewinnen wollen, ist das ohnehin ein Topthema.ñ Die 
seit  2004 von 38,5 auf 41 Wochenstunden angehobene Arbeitszeit für die Bundesbeamtinnen 
und Bundesbeamten bezeichnete der dbb Chef als Ăeinseitiges Sparen zu Lasten einer 
Gruppeñ. 

 Eine klare Absage erteilte der dbb Bundesvorsitzende wiederkehrenden Versuchen einer 
Aushöhlung des Beamtenstatus, etwa durch die Schaffung von Einheitsversicherungen oder die 
Einführung eines Streikrechts für Beamtinnen und Beamte. Das besondere Dienst- und 
Treueverhªltnis sei ĂDreh- und Angelpunkt für die Verlässlichkeit unseres öffentlichen Dienstes 
ist der Beamtenstatus, ein Erfolgsmodell und Aushªngeschildñ, unterstrich Silberbach. Es gelte, 
das Berufsbeamtentum durch Modernisierung und Motivation zukunftsfest zu gestalten. Mit dem 
Gesetz zur Modernisierung der Strukturen des Besoldungsrechts auf Bundesebene sei ein 
entsprechender Einstieg geschafft, aber Ădas reicht uns noch nichtñ, k¿ndigte Silberbach 
gegenüber Bundesinnenminister Horst Seehofer an. 

 Die dbb Jahrestagung findet am 6./7. Januar 2020 in Köln statt ï Motto in diesem Jahr: 
ĂIdeenwerkstatt ¥ffentlicher Dienstñ. Neben Bundesinnenminister Horst Seehofer kommen unter 
anderem auch Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble, Nordrhein-Westfalens 
Ministerpräsident Armin Laschet, Bundesfamilienministerin Franziska Giffey, Juso-Chef Kevin 
Kühnert und Freiburgs Oberbürgermeister Martin Horn zusammen, um über aktuelle 



Herausforderungen in der gesellschaftspolitischen Debatte zu diskutieren. Am zweiten 
Tagungstag steht die Zukunft des öffentlichen Dienstes im Fokus: Der dbb legt eine Ideenskizze 
vor, wie der Staatsdienst in Zeiten des digitalen und gesellschaftlichen Wandels aufgestellt sein 
muss. Diskutiert wird hierzu unter anderem mit Irene Mihalic, MdB, Heike Raab, 
Bevollmächtigte beim Bund und in Europa des Landes Rheinland-Pfalz, und Gerd Landsberg, 
Hauptgeschäftsführer Deutscher Städte- und Gemeindebund. 

 

ĂSternñ online vom: 07.01.2020 - ĂReaktion auf Bedrohungen ï Politiker 
fordert Waffenschein: Herr B¿rgermeister, wir sind hier nicht in Texas!ñ  
 
https://www.stern.de/politik/deutschland/waffenschein -fuer -politiker --herr -
buergermeister --wir -sind -hier -nicht -in -texas --9077216.html  

Tim Sohr (Redakteur) 

Ein Bürgermeister in Nordrhein-Westfalen hat beantragt, im Amt eine Waffe tragen zu dürfen ï 
offenbar als Reaktion auf Anfeindungen. Seine Angst ist ernst zu nehmen. Die 
Selbstbewaffnung des Politikers würde dennoch ein fatales Signal senden. 

 

Ein Bürgermeister in Nordrhein-Westfalen hat einen Waffenschein beantragt ï ganz sicher keine gute Idee, findet 
unser Autor ©Klaus-Dietmar Gabbert/zb/DPA 

Grundsätzlich ist dieser Antrag als Hilferuf zu verstehen: Ein Bürgermeister aus dem Rheinland 
fühlt sich offenbar massiv bedroht und möchte deshalb die Möglichkeit haben, im Amt eine 
Waffe zu tragen. 

Er wird diesen Wunsch nicht leichtfertig geäußert haben und ohnehin ist sein Anliegen und die 
damit einhergehende Angst ernst zu nehmen ï nicht zuletzt nach den Angriffen auf Politiker in 
den letzten Jahren, zum Beispiel die Messerattacke gegen die Kölner Oberbürgermeisterin 
Henriette Reker oder den Mord am Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke. 

Hass und Häme gegen Politiker in den sozialen Medien  

Lokalpolitiker sehen sich in sozialen Medien immer häufiger Hass und Häme ausgesetzt. 
Gerade erst ist der Bürgermeister der niedersächsischen Gemeinde Estorf, Arnd Focke, nach 
rechtsextremen Drohanrufen von seinem Amt zurückgetreten. Eine Reaktion, die wie der Antrag 
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des namentlich nicht genannten Bürgermeisters aus NRW auf ein grundsätzliches 
gesellschaftliches Problem hinweist. 

Und trotzdem kann man kaum glauben, dass sich ein Politiker ernsthaft bewaffnen will. Fast 
möchte man rufen: Wir sind hier nicht in Texas, Herr Bürgermeister! Nordrhein-Westfalens 
Innenminister Herbert Reul weist richtigerweise darauf hin, dass das Gewaltmonopol beim Staat 
liege. 

Tatsächlich würde die Selbstbewaffnung eines Politikers ein fatales Signal senden: "Wenn sich 
das Stadtoberhaupt selbst nicht mehr sicher fühlt, was empfinden dann erst die Bürger?", bringt 
der Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft, Erich Rettinghaus, das ganze 
Dilemma auf den Punkt. 

Wir leben in einer vergifteten Diskussionskultur, in der jeder Troll seine Beleidigungen und 
Drohungen ins Netz kotzen kann, in der sich verbale oder virtuelle Angriffe aber auch immer 
häufiger in realer Gewalt widerspiegeln. 

Die Sorge des Bürgermeisters ist begründet, aber ...  

Es sind nicht nur Politiker, sondern auch "normale" Bürger, die sich heute oft unsicher oder gar 
bedroht fühlen. Nach welchen Kriterien sollte also entschieden werden, wem man das Recht auf 
das Tragen einer Waffe zuspricht? Wo soll man die Grenze ziehen, um zu verhindern, dass wir 
bald alle mit einer Knarre im Halfter durch die Gegend laufen? 

Die Sorge des Bürgermeisters ist begründet und soll in keiner Weise bagatellisiert werden. 
Seine Idee, sich mit Waffe im Amt womöglich sicherer zu fühlen, ist aber leider nicht zu Ende 
gedacht und gleicht einer Missachtung seiner Vorbildfunktion, die eine schleichende Aufrüstung 
der Bevölkerung legitimieren könnte. 

Es sind wütende Zeiten, aber es kann nicht die Lösung sein, dass deshalb jeder für sich kämpft. 
Im Gegenteil. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.stern.de/politik/deutschland/themen/nordrhein-westfalen-4155370.html


ĂDer Westenñ online vom: 08.01.2020 ï ĂNRW: Nach L¿bcke-Mord ï Bürgermeister 
f¿rchtet Angriffe von rechts und will sich bewaffnenñ:  

https://www.derwesten.de/region/nrw -buergermeister -fuerchtet -um-sicherheit -und -hat-
eine-krasse -forderung -id228076059.html  

NRW: Nach Lübcke -Mord ï Bürgermeister fürchtet Angriffe von rechts und 
will sich bewaffnen  

 

 
 
Ein Bürgermeister aus NRW will sich vor rechten Attacken schützen - mit einer Waffe 
Foto: Nicolas Armer/dpa 

Nach mehreren rechtsradikalen Attacken im vergangenen Jahr geht bei vielen Menschen, auch 
in NRW, die Angst um. Besonders bei denen, die sich sozial oder politisch engagieren und 
somit in der Öffentlichkeit stehen. Ein Bürgermeister aus dem Rheinland will nun eine 
drastische Maßnahme ergreifen, um sich vor möglichen Angriffen zu schützen. 

NRW-Bürgermeister fürchtet Angriffe  

Wie die ĂRheinische Postñ berichtet, fordere der ï aus Sicherheitsgründen anonym bleibende ï 
Bürgermeister einer Stadt in NRW, sich mit einer Waffe schützen zu dürfen. Er möchte einen 
Waffenschein machen ï da es in seinem Fall dabei um das ĂF¿hren einer Waffe im Amtñ geht, 
muss nun das Düsseldorfer Amtsgericht darüber verhandeln, ob dieser Forderung stattgegeben 
wird. 

Es ist der erste Fall dieser Art. NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) ist wenig erfreut über 
die Forderung: ĂPersºnlich halte ich nichts davon, wenn sich Privatpersonen und Mandatstrªger 
bewaffnenñ, sagte er der ĂRheinischen Postñ. ĂWenn es Anhaltspunkte f¿r Gefªhrdungen gibt, 
werden alle nötigen Maßnahmen ergriffen. Betroffene können sich jederzeit an die Polizei 
wenden.ñ 

Der Bürgermeister solle sich lieber an die Polizei wenden  

Über die Kommune des betroffenen Bürgermeisters ist bekannt, dass es dort Probleme mit 
Rechtsextremismus gibt. Und dass die von ihm angef¿hrte Ăbesondere Gefªhrdungslageñ 
durchaus real ist, belegen Fälle wie der Mord am CDU-Politiker Walter Lübcke in Kassel oder 
die Messer-Attacke auf den Bürgermeister von Altena, Andreas Hollstein (CDU). 
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Die Deutsche Polizeigewerkschaft hat Verständnis für die Sorge des Lokalpolitikers. Doch 
Landeschef Erich Rettinghaus erklªrt: ĂDas ist Sache der Polizei. Der B¿rgermeister sollte eher 
¿ber Personenschutz nachdenken als ¿ber den Erwerb einer Waffe.ñ (wt) 

 

ĂGeneral-Anzeigerñ online vom: 09.01.2020 ï ĂUmstrittene Waffe ï NRW-
Polizei erprobt umstrittene Taser als Dienstwaffeñ: https://www.general -
anzeiger -bonn.de/news/politik/deutschland/die -polizei -in -nrw -erprobt -die-
umstrittenen -taser -als-dienstwaffe_aid -48217552 

Umstrittene Waffe : NRW -Polizei erprobt umstrittene Taser als Dienstwaffe  

 
Die nordrhein-westfälische Polizei soll ab Ende Oktober Elektroschock-Pistolen testen. Foto: dpa/Paul Zinken 

 
Düsseldorf  Das Landesamt für zentrale polizeiliche Dienste hat mit anderen Behörden in NRW 
Elektroschockpistolen getestet. Die Rufe nach einer Einführung des sogenannten Tasers sind nach 
jüngsten Vorfällen wieder deutlich lauter geworden. 
 

Von Christian Schwerdtfeger 

Mit einem Messer und einem Knüppel in der Hand ist ein 37-jähriger Türke in Gelsenkirchen vor 
einer Wache von einem 23-jährigen Kommissaranwärter erschossen worden. Vier Schüsse hat 
der Polizist, der sich noch in der Ausbildung befindet, am Sonntagabend auf den Angreifer 
abgegeben, der vorher vor dem Gebªude randaliert und ĂAllahu akbarñ (Gott ist groÇ) gerufen 
haben soll. Die Polizei in Krefeld überprüft nun, ob die Schussabgabe gerechtfertigt gewesen ist 
ï oder ob es andere Möglichkeiten gegeben hätte, den Angreifer zu stoppen. 

Ähnlich wie in Gelsenkirchen verhält es sich im Fall des 25-jährigen Mannes aus Wuppertal, der 
im Dezember mitten auf der Straße von Polizisten erschossen worden ist. Er hatte zuvor mit 
einem Hammer mehrere Außenspiegel abgeschlagen. Der 25-jährige Wuppertaler, der an an 
den Folgen der Schussverletzungen durch Polizisten starb, soll einem Zeugen zufolge häufig 
alkoholisiert gewesen sein. 

Selbst wenn der Schusswaffengebrauch rechtmäßig gewesen sei, müssen die jeweiligen 
Polizisten dies psychisch verarbeiten. Ă,Viele traumatisiert dasñ, heiÇt es aus Kreisen der NRW-
Polizei. Weiter ist zu hören, dass die Rufe nach einer Einführung des sogenannten Tasers nun 
wieder deutlich lauter werden. ĂOb der Taser in den beiden Fªllen wirklich hªtte Verwendung 
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finden kºnnen, ist aber noch unklarñ, heiÇt es aus Sicherheitskreisen. Seit Jahren fordern 
Polizisten in NRW den Einsatz von Distanzelektroimpulsgeräte, der sogenannten Taser. Die 
Waffe schießt über kleine Projektile elektrische Impulse in den Körper. Sie kommt vor allem bei 
Angriffen mit Messern aus kürzester Distanz zum Einsatz. Außerdem sei sie laut Polizei 
effektiver als der Einsatz von Pfefferspray, bei dem sich die Polizisten auch immer selbst 
verletzen würden. 

Obwohl die Landesregierung die Einführung der Elektroschock-Pistolen vorgesehen hat, ist es 
dazu bislang noch nicht gekommen. Aus finanziellen Gründen sei das momentan nicht möglich, 
hieß es vor einem halben Jahr. Nach Informationen unserer Redaktion testet die NRW-Polizei 
jetzt aber den Einsatz von Tasern. ĂDas Landesamt f¿r zentrale polizeiliche Dienste sowie das 
Landesamt für Ausbildung und Fortbildung der Polizei erproben den Taser derzeit mit 
ausgewªhlten Polizeibehºrdenñ, bestªtigte ein Sprecher des NRW-Innenministeriums. Teile und 
somit erste Ergebnisse des Testberichts würden demnach schon im Ministerium vorliegen. 
ĂSobald der Bericht vollstªndig ist, erfolgt eine Abwªgung zwischen Chancen und Risiken f¿r 
einen Pilotversuch und die Einf¿hrungñ, so der Sprecher. 

Erich Rettinghaus, Vorsitzender der Polizeigewerkschaft, erklªrte: ĂDie Gerªte werden nicht 
gekauft, sondern geleast. Das hat auch den Vorteil, dass die Taser, sobald die Technik veraltet 
ist, gegen neue ausgetauscht werden kºnnen.ñ Rettinghaus betonte, dass ein Taser eine 
Abschreckungswaffe sei. ĂDas Gerªt ersetzt nicht die Schusswaffe.ñ 

Andere Bundesländer sind längst weiter als NRW. Die saarländische Polizei soll noch in diesem 
Jahr flächendeckend mit Tasern ausgestattet werden. Kostenpunkt rund 780 000 Euro. In 
Rheinland-Pfalz sollen alle 72 Polizeiinspektionen bis 2021 Elektroschock-Waffen bekommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



ĂS¿ddeutsche Zeitungñ online vom: 10.01.2020 ï Ă73 Taser-Einsätze bei der 
NRW-Polizei in f¿nf Jahrenñ:  

https://www.sueddeutsche.de/panorama/polizei -duesseldorf -73-taser -
einsaetze -bei -der -nrw -polizei -in -fuenf -jahren -dpa.urn -newsml -dpa-com -
20090101-200110-99-416038 

Polizei - Düsseldorf:  73 Taser -Einsätze bei der NRW -Polizei in fünf Jahren  

 

Ein Polizeibeamter hält einen Taser. Foto: Andreas Arnold/dpa/Archivbild (Foto: dpa) 
 

Direkt aus dem dpa-Newskanal: Dieser Text wurde automatisch von der Deutschen Presse-
Agentur (dpa) übernommen und von der SZ-Redaktion nicht bearbeitet. 

Düsseldorf (dpa/lnw) - Spezialeinsatzkommandos der NRW-Polizei haben in den Jahren 2014 
bis 2018 genau 73 Mal Elektroschock-Pistolen, sogenannte Taser, eingesetzt. Das teilte das 
Innenministerium auf Anfrage der Deutschen Presse-Agentur mit. 

Zurzeit wird im Innenministerium ein Bericht ausgewertet, für den das Landesamt für 
Polizeiliche Dienste (LZPD) Taser getestet hat. Nicht im Einsatz - sondern intern. Dabei wurden 
nach dpa-Informationen auch Testpersonen mit dem Gerät beschossen. 

Zu den Ergebnissen konnte ein Sprecher des LZPD nichts sagen, da die Auswertung im 
Innenministerium noch andauere. Aus Sicherheitskreisen hieß es aber, dass 
"Distanzelektroimpulsgeräte" keineswegs ein Allheilmittel etwa zur Selbstverteidigung bei 
Attacken seien. "Was uns ärgert ist, dass die Diskussion über den Taser immer wieder im 
Zusammenhang mit Messerattacken aufgemacht wird", sagte der LZPD-Sprecher. "In so einem 
Fall ist nur die Schusswaffe ein probates Einsatzmittel, alles andere ist lebensgefährlich." 
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Die tödlichen Schüsse eines Polizeianwärters auf einen mit einem Messer bewaffneten, 
psychisch kranken Angreifer in Gelsenkirchen hatten die Debatte um Taser wieder entfacht. Die 
Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) betonte, dass ein Elektroimpulsgerät "die Lücke 
zwischen Einsatzmehrzweckstock, Pfefferspray und Schusswaffe schließen" und Einsatzkräfte 
bei Angriffen schützen könne. Die Gewerkschaft fordert seit längerem die "flächendeckende 
Ausstattung" der NRW-Polizei mit Tasern. 

Bislang benutzen in NRW nur Spezialeinsatzkommandos Taser vom Typ "Axon". Laut 
Innenministerium kam es 2014 zu 14 Taser-Einsätzen durch SEKs in NRW. Im Jahr 2015 
waren es 18, 2016 waren es 14, 2017 kam es zu 11 und 2018 zu 16 Einsätzen. Zahlen für 2019 
liegen dem Ministerium zufolge noch nicht vor. 

Die Benutzung durch SEKs nannte DPolG-Landeschef Erich Rettinghaus ein "unendliches 
Versuchsstadium". In Rheinland-Pfalz werden Taser bereits im Streifendienst eingesetzt. 
Vorangegangen war ein einjähriger Test bei der Polizeidirektion Trier. Danach teilte das 
rheinland-pfälzische Innenministerium im April 2018 mit, dass das Gerät in "30 Einsatzlagen" 
angewendet worden sei: "In 21 Fällen war es bereits ausreichend, den Einsatz (...) anzudrohen, 
um einen bevorstehenden Angriff abzuwenden." 

Für das Mainzer Ministerium bewies das "eindrucksvoll" die "hohe deeskalierende Wirkung" der 
Geräte, wie es nach der Testphase hieß. "In lediglich sechs Fällen musste eine Person mit dem 
Taser aus der Distanz beschossen werden, in vier Fällen wurde das Gerät in direktem Kontakt 
mit dem Körper eingesetzt." 

Die Betroffenen seien unmittelbar im Anschluss medizinisch begutachtet worden: "In keinem 
Fall konnten hierbei medizinische Auffälligkeiten festgestellt werden." Über die konkreten 
Erfahrungen der Benutzung der Taser durch Spezialeinsatzkommandos in NRW sagte das 
Düsseldorfer Innenministerium nichts. Es habe aber in keinem Fall ein Todesopfer gegeben, 
erklärte ein Sprecher. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



ĂWestdeutsche Zeitungñ online vom: 10.01.2020 ï  ĂBisher 80 Taser-
Einsätze in fünf Jahren ï Tödliche Schüsse in Gelsenkirchen lösen Debatte 
um Taser aus:  
 
https://www.wz.de/nrw/toedliche -schuesse -in-gelsenkirchen -loesen -debatte -
um-taser -aus_aid -48244279 
 
 

 
 
Foto: dpa/Andreas Arnold 
 
Düsseldorf Die tödlichen Schüsse eines Polizisten auf einen Angreifer in Gelsenkirchen haben die 
Debatte um Taser neu entfacht. Hätte auch ein Taser in diesem Fall die Beamten geschützt? 
Spezialeinsatzkommandos setzen die Elektroschock-Pistolen bereits regelmäßig ein. 

Spezialeinsatzkommandos der NRW-Polizei haben in den Jahren 2014 bis 2018 genau 80 Mal 
Elektroschock-Pistolen, sogenannte Taser, eingesetzt. Das teilte das Innenministerium auf 
Anfrage der Deutschen Presse-Agentur mit. 

Zurzeit wird im Innenministerium ein Teilbericht ausgewertet, in dem die bisherigen Erfahrungen 
mit ĂDistanzelektroimpulsgerªtenñ gesammelt wurden. Bisher wurden Taser vom Typ ĂAxonñ nur 
von Spezialeinsatzkommandos in NRW benutzt. Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) 
hatte dagegen j¿ngst erneut die Ăflªchendeckende Ausstattungñ der Polizei mit Tasern 
gefordert. Die Benutzung durch SEKs nannte DPolG-NRW-Chef Erich Rettinghaus gegenüber 
der dpa ein Ăunendliches Versuchsstadiumñ. 

Laut Innenministerium kam es 2014 zu 14 Taser-Einsätzen, im Jahr 2018 zu 15, 2016 zu 14, 
2017 zu 11 und 2018 zu 16 Einsätzen. Zahlen für das Jahr 2019 liegen laut Ministerium noch 
nicht vor. Elektroschock-Pistolen setzen den Getroffenen aus einer Distanz von mehreren 
Metern für mehrere Sekunden außer Gefecht. Für die Polizeigewerkschaft könnten sie vor allem 
zum Einsatz kommen, wenn Polizisten bedroht oder angegriffen werden. In Rheinland-Pfalz 
werden Taser im Streifendienst der Polizei bereits getestet. 

Über die Erfahrungen der Benutzung durch Spezialeinsatzkommandos in NRW sagte das 
Innenministerium nichts. Es habe aber in keinem Fall ein Todesopfer gegeben, so der Sprecher 
gegenüber der dpa. 
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ĂOldenburger Onlinezeitungñ vom: 16.01.2020 ï ĂNRW: Falsche Polizisten 
erbeuten 11,2 Millionen Euroñ:  
 
https://www.oldenburger -onlinezeitung.de/nachrichten/nrw -falsche -
polizisten -erbeuten -112-millionen -euro -30307.html  
 
dts Nachrichtenagentur 

 
Düsseldorf ï Falsche Polizisten haben in Nordrhein-Westfalen in den ersten drei Quartalen des 
vergangenen Jahres rund 11,2 Millionen Euro erbeutet. Bei der Betrugsmasche "falscher 
Polizist und Amtsträger" habe man 284 vollendete Straftaten gezählt, teilte das 
Landeskriminalamt (LKA) der "Rheinischen Post" (Donnerstagsausgabe) mit. Trotz 
umfangreicher Präventionsmaßnahmen der Polizei nahmen die Zahlen damit im Jahr 2019 nicht 
ab.  

Zum Vergleich: Für das gesamte Jahr 2018 wurden in NRW 289 Vollendungen mit einem 
Sachschaden von rund 12,4 Millionen Euro registriert. "Und man muss leider sagen, dass das 
nur das sogenannte Hellfeld ist, also die Fälle, die der Polizei bekannt sind", sagte ein LKA-
Sprecher. Experten schätzen, dass die Dunkelziffer mindestens genauso hoch sein dürfte. 
Gleichbleibend hoch sind auch die Zahlen beim sogenannten Enkeltrick. Bis zum 30. 
September 2019 gab es in NRW 160 Betrugsopfer, die um rund 2,4 Millionen Euro gebracht 
wurden. Im gesamten Jahr 2018 waren es 210 Opfer und rund drei Millionen Euro Schaden. 
"Die bei der Polizei angezeigten Fälle beantragten 2018 insgesamt 2.824 Sachverhalte, 
aufgeteilt in 2.614 Versuche und die 210 Vollendungen", so der LKA-Sprecher weiter. "Und 
leider sind fast ausschließlich Senioren die Opfer." Zum Beispiel brachte ein Betrüger am 20. 
Dezember 2019 einen Rentner in Dortmund um 41.000 Euro. Der Unbekannte hatte sich am 
Telefon als Enkel in einer Notsituation ausgegeben.  

Die Deutsche Polizeigewerkschaft in NRW will daher Banken mehr in die Pflicht nehmen. "Die 
Summen, um die es geht, sind so hoch, dass sie am Schalter und nicht am Automaten 
abgehoben werden müssen", sagte deren Vorsitzender Erich Rettinghaus. ĂDie Bankmitarbeiter 
sollten so geschult sein, dass sie bei jedem ungewöhnlichen Geldabholwunsch den Kunden in 
Gespräche verwickeln, um herauszubekommen, wofür das Geld bestimmt ist", so der 
Vorsitzende der Deutsche Polizeigewerkschaft in NRW. 

 

 
ĂCop2Copñ online vom: 17.01.2020 ï ĂLandeskongress 2020: Neuer 
Vorstandñ ï 
 
https://www.cop2cop.de/2020/01/17/landeskongress -2020-neuer -vorstand/  

Auf dem in Neuss unter dem Motto Sicherheit-Werte-Gerechtigkeit stattfindenden 
Landeskongress der DPolG NRW wurde Erich Rettinghaus mit 91,25% im Amt des 
Landesvorsitzenden für eine weitere Legislatur bestätigt. 

In einer emotionalen Rede schwor Erich Rettinghaus die Delegierten auf die Herausforderungen 
der nächsten Jahre ein und zog eine erfolgreiche Bilanz der DPolG NRW bei der Umsetzung 
gewerkschaftlicher Forderungen und Positionen für die Kolleginnen und Kollegen. 

Als 1. stellvertretender Vorsitzender wurde Frank Mitschker mit 90,62 % gewählt. Zu 
stellvertretenden Vorsitzenden wurden Jürgen Franke, Sascha Gerhardt, Sabrina Doktorowski 
und Michael Habeck gewählt. 
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Weiterhin wählten die knapp 200 Delegierten die Gremien der DPolG NRW, welche sich mit 
einer modernen neuen Satzung in Neuss für die Zukunft bestens aufgestellt hat, für die 
nächsten 5 Jahre. 

Am heutigen Freitag wird der Landeskongress die gewerkschaftlichen Positionen und Anträge 
für die Gestaltung der nächsten Jahre beraten und beschließen. Für die neuen Vorstände gilt es 
nun die gewerkschaftlichen Vorgaben gegenüber Politik und Regierung konsequent zu 
vertreten. 

 

ĂGeneral-Anzeigerñ online vom: 28.01.2020 ï ĂDie Polizei bleibt im Dorf ï In 
NRW werden kaum Polizeiwachen gestrichenñ ï  

https://www.general -anzeiger -bonn.de/region/koeln -und -rheinland/in -nrw -
werden -kaum -polizeiwachen -gestrichen_aid -48593061 

 

 

Die Polizei bleibt vor Ort präsent: In den meisten Behörden in NRW hat sich nichts verändert in den vergangenen 
zehn Jahren. Foto: picture alliance/dpa/Andreas Arnold 

 
Duisburg  In Nordrhein-Westfalen wurden seit 2010 nur drei Polizeiwachen ersatzlos gestrichen, wie 
eine Umfrage ergeben hat. Und auch in Zukunft sollen die Beamten vor Ort präsent bleiben. 

Von Christian Schwerdtfeger 

Wer persönlich eine Anzeige in Duisburg-Homberg erstatten will, sollte möglichst keine 
Gehbehinderung haben. Die Polizeiwache, die in einem ehemaligen Ladenlokal untergebracht 
ist, liegt in Hochparterre und ist nur über Stufen zu erreichen. Die Wache ist aber nicht nur 
schwer zugänglich, sondern auch marode, und sie erfüllt die Sicherheitsstandards nicht mehr. 
ĂWir haben keine Sicherheitsschleuse am Eingang, und auch am Tresen fehlt ein 
Sicherheitsglasñ, sagt ein Sprecher. 

Deswegen soll die Wache umziehen in ein neues Gebäude ï das steht allerdings auf der 
anderen Rheinseite im Stadtteil Ruhrort. ĂWir geben den Standort Homberg aber nicht auf. Die 
Bezirksdienstbeamten werden dort weiterhin bleibenñ, sagt der Sprecher. 
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Nur drei Wachen wurden in NRW ersatzlos gestrichen  

Entgegen der landläufigen Meinung, die Polizei würde sich zurückziehen und Standorte 
schließen, hat es in den vergangenen zehn Jahren in NRW kaum Wachenschließungen 
(ausgenommen sind Bezirksdienststellen) gegeben, wie eine Umfrage unserer Redaktion unter 
allen 47 Kreispolizeibehörden des Landes ergeben hat. 

Demnach fielen in NRW seit 2010 nur drei Wachen ersatzlos weg. So gibt es in Dortmund statt 
14 noch 13 Wachen. Im Rheinisch-Bergischen Kreis verringerte sich die Zahl von drei auf zwei 
Wachen; die kleine Wache in Burscheid mit einem Streifenwagen wurde geschlossen. Zudem 
entstand dort 2016 eine neue zentrale Wache. Die Gründe für Schließung und 
Zusammenlegungen waren in erster Linie marode Gebªude. ĂSo waren in Wermelskirchen die 
Zellen noch im Keller eingebaut; was heute undenkbar istñ, erklªrt ein Polizeisprecher. Auch die 
Sanitär- und Umkleideräume seien in unzumutbaren Zuständen gewesen, insbesondere für 
Frauen. Ă1980 beim Bau der Wache hat noch keiner an Frauen bei der Polizei gedachtñ, sagt 
der Sprecher. In Unna gibt es auch eine Wache weniger ï vier statt fünf; Grund laut Polizei: 
Effektivität, Kräfte wurden gebündelt. Hinzu kommt eine anstehende Schließung bei der 
Wasserschutzpolizei. So wird die Rheinwache in Wesel im Februar aufgegeben. 

In den meisten Behörden hat sich nichts verändert in den vergangenen zehn Jahren. Beispiel 
Kreispolizeibehºrde Hºxter. Dort gibt es nach wie vor drei Wachen: ĂUnser Ziel ist die Prªsenz 
in der Fläche, daher sind wir weiterhin bestrebt, die Wachstandorte zu erhaltenñ, sagt ein 
Sprecher. 

In anderen Fällen wurden zwar keine Wachen geschlossen, dafür änderten sich aber die 
Standorte. Die Gründe dafür waren in den meisten Fällen auslaufende Mietverträge und 
Sanierungsbedarf in den alten Räumlichkeiten. 

Die Polizei bleibt vor Ort  

Michael Mertens, Vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei in NRW, begrüßt die Entscheidung 
der Behörden, in den vergangenen zehn Jahren möglichst auf Schließungen  in der Fläche 
verzichtet zu haben. ĂAn manchen Standorten war die Erhaltung von Wachen sicherlich nur mit 
reduzierten Krªften mºglichñ, so Mertens. ĂMan will damit auch ein Signal setzen, dass die 
Polizei vor Ort bleibt. Und das ist auch sehr wichtig.ñ 

Die Umfrage hat aber auch ergeben, dass Standorte, in denen nur einzelne 
Bezirksdienstbeamte untergebracht gewesen sind, in manchen Städten aufgegeben worden 
sind. Daf¿r spielen auch Sicherheitsgr¿nde eine Rolle. ĂIn den kleinen Bezirkswachen sitzt ein 
Kollege. Und gerade in jüngster Vergangenheit hat es immer wieder psychisch kranke Täter 
gegeben, die es auf solche Einrichtungen abgesehen hatten. Diese Gefahr wollen wir keinem 
Kollegen mehr zumutenñ, erklªrt ein Sprecher der Polizei. Zudem seien die festen Standorte für 
Bezirksdienstbeamte nicht mehr zeitgemªÇ. ĂWir setzen stattdessen auf mobile Wachen, die 
direkt zu den Bürgern kommen ï etwa auf den Wochenmarktñ, betont der Sprecher. 

Ein weiterer Unterschied zu der Situation in vielen Wachen im Vergleich zu 2010 ist die 
Personaldecke. So sind eine Reihe von Wachen nicht mehr 24 Stunden am Tag besetzt. In 
Xanten ist das zum Beispiel der Fall. Dort ist nun um 16 Uhr Schluss. Viele Bürger reagierten 
entsetzt, fürchteten um ihre Sicherheit. 

ĂWir mussten uns ganz schºn was anhºren deswegen, aber aus polizeilicher Sicht ist das 
sinnvollñ, erklªrt eine Sprecherin. ĂDer Kollege dort hatte abends kaum Publikumsverkehr, so 
dass wir ihn an anderer Position viel effektiver einsetzen kºnnenñ, sagt sie. Zum Beispiel im 
Streifendienst. 



Überall dort, wo der seltene Fall einer ersatzlosen Wachenschließung oder -verlegung zur 
Diskussion steht, herrscht in der Bevölkerung häufig Unruhe. Erich Rettinghaus, Vorsitzender 
der Deutschen Polizeigewerkschaft, versucht zu beruhigen: ĂNicht Wachen sorgen für 
Sicherheit, sondern die Polizisten auf den StraÇen.ñ 

 

ĂOldenburger Onlinezeitungñ vom: 31.01.2020 ï ĂStreit um Razzien in 
Barbershopsñ:  

https://www.oldenburger -onlinezeitung.de/nachrichten/streit -um-razzien -in-
barbershops -32014.html  

Essen  (dts Nachrichtenagentur) ï Barbershops in Deutschland geraten immer häufiger in den 
Fokus der Ermittlungsbehörden ï ob zurecht oder nicht ist strittig. In Nordrhein-Westfalen gibt 
es deswegen jetzt Streit um Polizeieinsªtze. Das berichtet der ĂSpiegelñ in seiner neuen 
Ausgabe.  

Manche der Friseurgeschäfte sollen laut nordrhein-westfälischem Innenministerium angeblich in 
Verbindung zur Clankriminalität stehen. In Essen sollen zuletzt viele neue Barbershops eröffnet 
worden sein. Dort gebe es nun Ăverstªrkt Kontrollen, da der Verdacht der Geldwäsche im Raum 
stehtñ, sagt Erich Rettinghaus von der Deutschen Polizeigewerkschaft. An dieser Einschªtzung 
gibt es Kritik, nicht nur von den Barbershops selbst. Für Thomas Kutschaty, SPD-Fraktionschef 
im Landtag, sind die geplanten Razzien Ămedienwirksame Inszenierungenñ, die Ărechte 
Klischeesñ bedienen w¿rden. Er wirft Innenminister Herbert Reul (CDU) vor, mit den 
Maßnahmen gegen Barbershops bestimmte Bevölkerungsgruppen zu diskriminieren. Die 
Geschäfte werden meist von Personen geführt, die aus dem arabischen Raum stammen. ĂHerr 
Reul ist der ¥ffentlichkeit Rechenschaft schuldig, ¿ber welche konkrete Faktenlage er verf¿gtñ, 
sagt Kutschaty, Ăoder ob er bisher nur auf Basis von Annahmen handelt. Sollte er Erkenntnisse 
über kriminelle Machenschaften in Friseurgeschäften haben, erwarte ich von ihm, dass er die 
Geschªfte schlieÇt.ñ 
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ĂFocusñ online vom: 31.01.2020 ï ĂVerdacht auf Geldwªsche ï NRW-Polizei 
verstªrkt Razzien in Barbershopsñ ï   

https://www.focus.de/regional/nordrhein -westfalen/verdacht -auf -
geldwaesche -verdacht -der -geldwaesche -opposition -wirft -diskriminierung -
vor_id_11615986.html  

Verdacht auf Geldwäsche : NRW-Polizei verstärkt Razzien in Barbershops - SPD-Mann 
wittert "Inszenierung"  

 

Vermummte Polizisten bei einer Clan-Razzia. Paul Zinken/dpa 

Nach dem starken Anstieg an Neueröffnungen von Barbershops in Essen, geraten diese nun 
häufiger in den Fokus der Polizei. Die Läden sollen Treffpunkte für kriminelle Clan-Mitglieder 
sein. Deshalb gibt es vermehrt Kontrollen. Das finden nicht alle gut. 

Wie der "Spiegel" berichtet, bestehe laut nordrhein-westfälischem Innenministerium eine 
Verbindungen zwischen Friseurgeschäften und Clan-Kriminalität. Vor Allem in Essen seien 
zuletzt viele dieser Barbershops eröffnet worden sein, die Betreiber stammten meist aus dem 
arabischen Raum. 

Ohne Grundlage bediene man "rechte Klischees"  

Erich Rettinghaus von der Deutschen Polizeigewerkschaft rechtfertigte die Razzien mit einem 
ĂVerdacht der Geldwäsche". Thomas Kutschaty, SPD Fraktionschef im Landtag, sieht in den 
Razzien unterdessen "medienwirksame Inszenierungen", mit denen man lediglich "rechte 
Klischees" bedienen würde 

Deshalb wendet er sich jetzt an NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU): "Herr Reul ist der 
Öffentlichkeit Rechenschaft schuldig, über welche konkrete Faktenlage er verfügt, oder ob er 
bisher nur auf Basis von Annahmen handelt." Jedoch fordert Kutschaty von Reul auch: "Sollte 
er Erkenntnisse über kriminelle Machenschaften in Friseurgeschäften haben, erwarte ich von 
ihm, dass er die Geschäfte schließt. 
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ĂSpiegel Panoramañ online vom: 31.01.2020 ï  Clankriminalität ï Streit über 
Razzien in Barbershopsñ:  

https://www.spiegel.de/panorama/justiz/nordrhein -westfalen -streit -um-
razzien -in-barbershops -a-00000000-0002-0001-0000-000169240273 

Clankriminalität : Streit über Razzien in Barbershops  

Polizisten in Nordrhein-Westfalen nehmen verstärkt Friseurläden ins Visier, die von Menschen 
aus dem arabischen Raum geführt werden. Die Opposition wirft Innenminister Reul 
Diskriminierung vor.  

 

Foto: Monika Skolimowska/ dpa 

In Nordrhein-Westfalen gibt es Streit über Polizeieinsätze in Barbershops. Manche der 
Friseurgeschäfte sollen laut dem nordrhein-westfälischen Innenministerium in Verbindung zur 
Clankriminalität stehen. In Essen sollen zuletzt viele neue Barbershops eröffnet worden sein. 
Dort gebe es nun "verstärkt Kontrollen, da der Verdacht der Geldwäsche im Raum steht", sagt 
Erich Rettinghaus von der Deutschen Polizeigewerkschaft. 

Für Thomas Kutschaty, SPD-Fraktionschef im Landtag, sind die geplanten Razzien allerdings 
"medienwirksame Inszenierungen", die "rechte Klischees" bedienen würden. Er wirft 
Innenminister Herbert Reul (CDU) vor, mit den Maßnahmen gegen Barbershops bestimmte 
Bevölkerungsgruppen zu diskriminieren. Die Geschäfte werden meist von Personen geführt, die 
aus dem arabischen Raum stammen. "Herr Reul ist der Öffentlichkeit Rechenschaft schuldig, 
über welche konkrete Faktenlage er verfügt", sagt Kutschaty, "oder ob er bisher nur auf Basis 
von Annahmen handelt. Sollte er Erkenntnisse über kriminelle Machenschaften in 
Friseurgeschäften haben, erwarte ich von ihm, dass er die Geschäfte schließt." 
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ĂGeneral-Anzeigerñ online vom: 03.02.2020 ï ĂDrogendelikte und 

Körperverletzung ï Fast 900 Verfahren gegen Clans in Duisburg und 

Essenñ:  

https://www.general -anzeiger -bonn.de/news/politik/deutschland/clan -

kriminalitaet -fast -900-verfahren -gegen -clans -in-duisburg -und -essen_aid -

48709851 

 

 

Die Zahl der Ermittlungen gegen kriminelle Clans in Duisburg und Essen haben sich binnen eines Jahres 

verdreifacht. Foto: dpa/Paul Zinken 

 

Duisburg/Essen  Die Zahl der Ermittlungen gegen kriminelle Clans in Duisburg und Essen hat sich 

binnen eines Jahres verdreifacht. Mittlerweile gibt es in den Hochburgen spezielle Staatsanwälte. Bei 

den Ermittlungen geht es immer wieder um Drogendelikte und Körperverletzungen. 

Von Christian Schwerdtfeger 

Die Justizbehörden in NRW greifen im Kampf gegen kriminelle Familienclans zunehmend hart 
durch. So f¿hren spezielle ĂStaatsanwªlte vor Ortñ in den Clan-Hochburgen Duisburg und Essen 
mittlerweile 883 Ermittlungsverfahren gegen derartige Familienverbände, wie die beiden 
Behörden unserer Redaktion mitteilten. Demnach werden allein in Duisburg 662 Verfahren 
geführt (Stand Mitte November), in Essen sind es 221 (Stand Mitte Dezember). 

Vor einem Jahr lag die Zahl der Verfahren in Duisburg noch bei lediglich 258. Für Essen lagen 
damals noch keine Ergebnisse vor, weil die ĂStaatsanwªlte vor Ortñ gerade erst ihre Tªtigkeit 
aufgenommen hatten. ĂUnsere Arbeit macht sich bezahlt. Durch die B¿ndelung und 
Konzentration unserer Ressourcen kºnnen wir sehr effektiv gegen diese Strukturen vorgehenñ, 
sagte der Duisburger Abteilungsleiter der Clan-Ermittler, Oberstaatsanwalt Peter Müller. 

Bei dem Projekt ĂStaatsanwªlte vor Ortñ k¿mmern sich in Duisburg seit Mitte 2018 drei 
Strafverfolger um Straftaten, bei denen Mitglieder von rund 70 türkisch-, kurdisch-, libanesisch- 
und arabisch-stämmigen Großfamilien als Täter vermutet werden. Diesen Familien werden 
mehr als 2800 Personen zugerechnet. Anfangs ließen die Staatsanwälte nur im Duisburger 
Norden ermitteln. ĂWir haben die Ermittlungen wegen neuer Erkenntnisse jetzt auf ganz 

https://www.general-anzeiger-bonn.de/news/politik/deutschland/clan-kriminalitaet-fast-900-verfahren-gegen-clans-in-duisburg-und-essen_aid-48709851
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Duisburg ausgeweitet. Diese Kriminalitªt beschrªnkt sich nicht auf einzelne Stadtteileñ, erklªrte 
Müller. 

Geändert hat sich auch die Ermittlungstaktik in Bezug auf Luxusautos, die häufig von jungen 

Clan-Mitgliedern gefahren werden. Die Behörden hatten mehrere solcher Autos sichergestellt, 

weil sie Sozialleistungsbetrug vermuteten. ĂDas machen wir so nicht mehr, weil es schwer für 

uns ist, den wahren Wert eines solchen Autos bei den Kontrollen festzustellenñ, so M¿ller. So 

habe sich manches Fahrzeug bei nªherer Betrachtung eher als Ăuralte Kisteñ entpuppt. 

Die meisten Clan-Verfahren werden in Duisburg wegen Drogendelikten geführt (112). Es folgen 
Körperverletzungen (80), Betrügereien (79), Diebstähle (58) und Verstöße im Straßenverkehr 
(37). 254 Verfahren entfallen auf sonstige allgemeine Straftaten wie Raub und Verstöße gegen 
das Waffengesetz. Zudem gab es einen versuchten Totschlag. 

Selbst die Polizei ist ¿berrascht ¿ber die hohe Zahl der Ermittlungsverfahren gegen Clans. ĂFast 
900 Verfahren in diesem Zeitraum sind schon ein dickes Brettñ, sagte der NRW-Vorsitzende der 
Deutschen Polizeigewerkschaft Erich Rettinghaus. 

 

 

ĂRundschau onlineñ vom: 03.02.2020 ï ĂDuisburg und Essen ï 

Zahl der Verfahren gegen kriminelle Clans verdreifachtñ:  

https://www.rundschau -online.de/region/duisburg -und -essen -zahl -

der-verfahren -gegen -kriminelle -clans -verdreifacht -36172034 

Von Christian Schwerdtfeger 

 

Ein Polizist hält ein sichergestelltes Messer in der Hand. (Archivfoto) Foto: picture alliance/dpa 

Die nordrhein-westfälischen Justizbehörden greifen im Kampf gegen kriminelle Familienclans 
zunehmend hart durch. So f¿hren spezielle ĂStaatsanwªlte vor Ortñ in den Clan-Hochburgen 
Duisburg und Essen mittlerweile 883 Ermittlungsverfahren gegen derartige Familienverbände, 
wie die beiden Anklagebehörden unserer Redaktion mitteilten. Demnach werden allein in 
Duisburg 662 solcher Verfahren geführt (Stand Mitte November), in Essen sind es 221 (Stand 
Mitte Dezember). 

https://www.rundschau-online.de/region/duisburg-und-essen-zahl-der-verfahren-gegen-kriminelle-clans-verdreifacht-36172034
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Vor einem Jahr lag die Zahl der Verfahren in Duisburg noch bei lediglich 258. Für Essen lagen 
damals noch keine Ergebnisse vor, weil die ĂStaatsanwªlte vor Ortñ gerade erst ihre Tªtigkeit 
aufgenommen hatten. ĂUnsere Arbeit macht sich bezahlt. Durch die B¿ndelung und 
Konzentration unserer Ressourcen kºnnen wir sehr effektiv gegen diese Strukturen vorgehenñ, 
sagte der Duisburger Abteilungsleiter der Clan-Ermittler, Oberstaatsanwalt Peter Müller. 

ĂStaatsanwªlte vor Ortñ 

Bei dem Projekt ĂStaatsanwªlte vor Ortñ k¿mmern sich in Duisburg seit Mitte 2018 drei 
Staatsanwälte um Straftaten, bei denen Mitglieder von rund 70 türkisch-, kurdisch-, libanesisch- 
und arabisch-stämmigen Großfamilien als Täter vermutet werden. Diesen Familien werden 
mehr als 2800 Personen zugerechnet. Anfangs ließen die Staatsanwälte nur im Duisburger 
Norden mit dem bundesweit bekannten Stadtteil Marxloh ermitteln. ĂWir haben die Ermittlungen 
wegen neuer Erkenntnisse jetzt auf ganz Duisburg ausgeweitet. Diese Kriminalität beschränkt 
sich nicht auf einzelne Stadtteileñ, erklªrte M¿ller. 

Geändert hat sich auch die Ermittlungstaktik in Bezug auf Luxusautos, die auffallend häufig von 

jungen Clan-Mitgliedern gefahren werden. Die Behörden hatten zeitweilig mehrere solcher 

Autos sichergestellt, weil sie Sozialleistungsbetrug vermuteten. ĂDas machen wir so nicht mehr, 

weil es schwer für uns ist, den wahren Wert eines solchen Autos bei den Kontrollen 

festzustellenñ, so M¿ller. So habe sich manches Fahrzeug bei nªherer Betrachtung eher als 

Ăuralte Kisteñ und nicht als besonders wertvoll entpuppt. 

Drogendelikte in Duisburg ganz oben  

Die meisten Clan-Verfahren werden in Duisburg wegen Drogendelikten geführt (112). Es folgen 
Körperverletzungen (80), Betrügereien (79), Diebstähle (58) und Verstöße im Straßenverkehr 
(37) wie etwa illegale Autorennen. 254 Verfahren entfallen auf sonstige allgemeine Straftaten 
wie Raub und Verstöße gegen das Waffengesetz. Zudem gab es einen versuchten Totschlag. 
Nach Informationen aus Polizeikreisen hat auch einer der spektakulärsten Polizeieinsätze der 
vergangenen Jahre in Duisburg im vergangenen Sommer Bezüge zur Clan-Kriminalität: Bei 
dem Großeinsatz im Juli 2019 riegelten massive Kräfte der Polizei sowie Spezialeinheiten 
tagsüber einen Straßenzug in Duisburg-Hochfeld ab. Sämtliche Fluchtwege und Ausfallstraßen 
wurden damals mit Linienbussen blockiert. 

Selbst die Polizei ist überrascht durch die hohe Zahl der Ermittlungsverfahren gegen Clans. 
ĂFast 900 Verfahren in diesem Zeitraum sind schon ein dickes Brett. Das zeigt, dass wirklich 
etwas getan wird, um die Strukturen einzudªmmenñ, sagte der NRW-Vorsitzende der 
Deutschen Polizeigewerkschaft Erich Rettinghaus. Die Häufung der Verfahren mache im 
¦brigen die Versªumnisse der zur¿ckliegenden Jahre deutlich. Da sei viel liegengeblieben, Ăso 
dass die Clans sich ¿berhaupt erst ausbreiten konntenñ, sagte Rettinghaus. 

 

 

 

 

 

 



ĂWestfªlische Nachrichtenñ online vom: 21.02.2020 ï ĂGewalt gegen 

Beschäftigte des öffentlichen Dienstes ï Verwaltungsmitarbeiter und 

Rettungskrªfte beklagen zunehmende Aggressionñ:  

https://www.wn.de/Muenster/4142085 -Gewalt -gegen -Beschaeftigte -des-

oeffentlichen -Dienstes -Verwaltungsmitarbeiter -und -Rettungskraefte -

beklagen -zunehmende -Aggression  

Münster  - Nicht nur Polizisten leben mitunter gefährlich, auch Feuerwehrleute und Jobvermittler 
werden immer häufiger mit Aggression konfrontiert. Wie damit umgehen? Darüber wurde bei 
der Podiumsdiskussion ĂGewalt gegen Beschªftigte des ºffentlichen Dienstesñ gesprochen.  

Jobvermittler, Beschäftigte in Behörden, Feuerwehrleute und Polizisten werden immer öfter und 
immer mehr mit Gewalt konfrontiert. Sie fühlen sich von ihren Vorgesetzten oft im Stich 
gelassen. Das war Thema einer Podiumsdiskussion, die der Kreisverband Münster des 
Deutschen Beamtenbundes (DBB) am Mittwoch in Münster veranstaltet hat.  

Erich Rettinghaus , Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft in NRW, warb 
daf¿r, Polizisten wieder mehr Autoritªt zu geben. ĂGewalt als Mittel der Kommunikation hat sich 
lªngt etabliertñ, beklagte er. Darum ist er froh, dass in Zukunft jedes Auto der Polizei mit einem 
Taser ausgestattet werde. Studien hätten ergeben, dass es in 83 Prozent aller Fälle nicht mehr 
zur Gewalt komme, sobald der Einsatz der Elektro-Waffe angedroht werde.  

Mehr Sicherheit gefordert  

Das hilft Polizisten, aber was machen die Mitarbeiter in Behörden? Die würden immer weniger 
als Amtsträger und immer mehr als Dienstleister wahrgenommen, stellen die 
Podiumsteilnehmer fest. Kein Wunder, dass ein Ablehnungsbescheid dann öfter zu Unmut 
führe, immer öfter auch in Form von Beleidigungen in den sogenannten sozialen Medien. 
Experten wie Andreas Kohl, Geschäftsführer des Europäischen Zentrums für Kriminalprävention 
in Münster, und Reinhard Zumdick vom Kriminalkommissariat Münster raten zu einer Mischung 
aus dickem Fell, präventiven Maßnahmen und klaren Regeln, die nach einer Beleidigung, 
Bedrohung oder sogar einem körperlichen Angriff dokumentiert und umgesetzt werden sollte. 
Das ist nämlich in den meisten Behörden noch längst nicht selbstverständlich.  

Darum forderte Landesoberverwaltungsrätin Anusch Melkonyan vom Landschaftsverband 
Westfale-Lippe, stellvertretende Landesvorsitzende der Komba-Gewerkschaft NRW, dass 
Behördenleiter fürsorglicher mit ihren Mitarbeitern umgehen. Ansonsten würde es noch 
schwieriger, in Zukunft neues Personal zu finden.  

 

ĂCop2Copñ online vom: 25.03.2020 ï ĂFachaufsicht der Kreispolizeibehºrdenñ: 

https://www.cop2cop.de/2020/03/25/fachaufsicht-der-kreispolizeibehoerden/ 

Durch die geplante Übertragung der Fachaufsicht auf die drei Landesämter ï 
Landeskriminalamt (LKA), Landesamt für Ausbildung, Fortbildung und Personalangelegenheiten 
der Polizei (LAFP), Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste (LZPD) ï soll sichergestellt 
werden, dass Polizei insgesamt nach einheitlichen Standards arbeitet und sich das Ministerium 
des Innern wieder vermehrt auf strategische Aufgaben konzentrieren kann. 

Dazu der Landesvorsitzende Erich Rettinghaus: ñMehr Fachaufsicht durch unsere 
Landesoberbehörden ist grundsätzlich ein positiver Ansatz und setzt voraus, dass diese sowohl 
personell, als auch materiell dazu in der Lage sind. Das Polizeiorganisationsgesetz (POG) muss 
ebenso geändert werden. 2007 hat die CDU/ FDP Regierung die Fachaufsicht durch die 
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Bezirksregierungen als Mittelbehörde abgeschafft. Daher werden wir uns das Vorhaben, mit 
allen mºglichen Auswirkungen, kritisch anschauen und entsprechend begleiten.ñ 

 

ñOldenburger Online Zeitungò vom: 27.03.2020 ï ĂPolizei f¿r Home-Office 
schlecht aufgestelltñ: https://www.oldenburger -
onlinezeitung.de/nachrichten/polizei -fuer -home -office -schlecht -aufgestellt -
37648.html  

 

 
Berlin (dts Nachrichtenagentur) ï Die deutsche Polizei ist in Sachen Home Office in der Coronakrise schlecht vorbereitet. Eine 
Umfrage des ĂSpiegelñ ergab, dass kaum ein Landeskriminalamt Vorsorge getroffen hat, seine Beamten in groÇer Zahl von zu 
Hause aus arbeiten zu lassen. Sogenannte Telearbeitsplätze sind dort noch immer selten. 

In Bremen haben 18 LKA-Mitarbeiter diese Möglichkeit, in Niedersachsen sind es 45 und in 
Baden-Württemberg 42. In den Behörden arbeiten jedoch Hunderte Ermittler. Selbst Laptops 
sind in den meisten Behörden Mangelware. In Niedersachsen kann nur ein Drittel der LKA-
Beamten diese Geräte nutzen, in Baden-Württemberg gibt es 228 LKA-Notebooks für 800 
Polizisten. ĂDie jahrelangen Versªumnisse bei der IT-Infrastruktur werden uns in der Krise zum 
Verhªngnisñ, sagte Jan Reinecke vom Bund Deutscher Kriminalbeamter. Auch im 
Bundesinnenministerium brach zeitweise das Telefonnetz zusammen, Datenserver waren 
überlastet. In Köln etwa arbeiten die Beamten in Schichten. Die eine Hälfte schiebt Dienst, die 
andere bleibt zu Hause in Bereitschaft ï und hoffentlich gesund. Gewechselt wird alle 14 Tage. 
ĂDie Polizei muss unbedingt handlungsfªhig bleibenñ, sagte Nordrhein-Westfalens 
Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft, Erich Rettinghaus. ĂHomeoffice kann 
für viele von uns, die auf der Straße arbeiten, keine Lösung sein.ñ Womºglich bleibt die Lage 
auch nicht so ruhig wie bisher. In einer vertraulichen Analyse heißt es: Je länger die Pandemie 
dauere, desto grºÇer w¿rde die Ăpsychische Belastungñ der Bevºlkerung. Dieser Stress kºnne 
sich in Gewalt entladen ï auch gegen Einsatzkräfte. 
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ĂRP onlineñ vom: 15.04.2020 ï ĂNach politischen Beschl¿ssen ï 
Polizeigewerkschaften gegen Geisterspieleñ: https://rp -
online.de/sport/fussball/corona -krise -polizeigewerkschaften -gegen -
geisterspiele_aid -50061173 
 
 

 
11. März: Nach dem 2:1-Sieg über Köln im Geisterspiel feiern Gladbachs Profis mit vor dem Stadion ausharrenden 
Fans. Foto: dpa/Fabian Strauch 

 

Düsseldorf   Sorge herrscht vor allem wegen Fanansammlungen vor den Stadien. Doch seit 
Mittwoch ist klar: Die nahe Zukunft des Fußballs besteht aus Geisterspielen. 

Von Bernd Jolitz und Stefan Klüttermann 

Ob, wann und wie die Fußball-Bundesliga den Spielbetrieb der Rückrunde wieder aufnehmen 
kann, bleibt weiter unklar. Auch nach dem Mittwoch, an dem sich so mancher Verantwortliche 
und Fan erhofft hatte, im Nachgang der Gespräche zwischen Ministerpräsidenten und 
Bundeskanzlerin mehr zu wissen. Doch das blieb aus. Gewiss sind im Prinzip nur zwei Dinge: 
Da die Kontaktsperre bundesweit bis 3. Mai verlängert wurde, wird die Bundesliga 
allerfrühestens Mitte Mai spielen können. Geisterspiele, wohl gemerkt. Und Geisterspiele 
werden auch den Beginn der neuen Saison dominieren, denn Großveranstaltungen untersagte 
die Politik erst einmal bis 31. August. So bleibt es auch erstmal bei den genehmigten Individuell- 
und Kleingruppen-Einheiten. Mannschaftstraining, das vor jedem Neustart der Liga stehen 
muss, ist vom Horizont am Mittwoch nicht näher gerückt. 

ĂDie Bundesliga war kein Themañ, sagte Bayerns Ministerprªsident Markus Sºder (CSU) 
während der gemeinsamen Pressekonferenz mit Angela Merkel und verwies auf die Gespräche 
bei der DFL. ĂOb und in welcher Form Geisterspiele mºglich sindñ, werde Ăsicherlich 
demnªchstñ zum Thema werden. 

Rückblick  Zuletzt spielte die Bundesliga vom 6. bis 8. März einen kompletten (25.) Spieltag: 

Paderborn - Köln 1:2 

Leverkusen - Frankfurt 4:0 

Wolfsburg - Leipzig 0:0 

Hertha - Bremen 2:2 
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Freiburg - Union Berlin 3:1 

Schalke - Hoffenheim 1:1  

Gladbach - Dortmund 1:2 

München - Augsburg 2:0 

Mainz - Düsseldorf 1:1  

 

Dennoch beurteilte der Vorstandsvorsitzende von Fortuna Düsseldorf die Aussagen der Politik 
eher positiv. ĂDass bis Ende August keine GroÇveranstaltungen stattfinden kºnnen, ¿berrascht 
mich überhaupt nicht und ist auch als mögliches Szenario in der Liga diskutiert wordenñ, sagte 
Thomas Rºttgermann. ĂDas Ziel bleibt weiterhin, im Mai mit dem Spielbetrieb ohne Zuschauer 
wieder starten zu können. Und die jetzige Beschlusslage schließt erfreulicherweise ja nicht aus, 
dass ab September wieder Großveranstaltungen stattfinden könnten ï und dies empfinde ich 
als ermutigend.ñ 

Vorerst gilt für die Klubs: Geisterspiele sind zwar undankbar, man nimmt sie aber mit Kusshand. 
Weil dann die für manche Klubs offenbar überlebensnotwendigen Fernsehgelder gezahlt 
würden. Der Verein, der wie kein zweiter in diesen Wochen offen und in der Öffentlichkeit über 
seine Existenzängste Auskunft gibt, ist Schalke 04. So bekannte Finanzvorstand Peter Peters in 
dieser Woche via Facebook: ĂWie alle anderen, mache auch ich mir Sorgen. Auf einmal stellen 
wir fest: Wenn der Fußball nicht mehr da ist, wenn die 22 Spieler nicht mehr gegen den Ball 
treten, dann bleibt uns wenig, dann bleibt uns vielleicht sogar nichts.ñ 

Wie ernst die Lage für Königsblau ist, legt ein Bericht des ĂKickerñ nahe. S04 fiebere, heißt es 
dort, dem 2. Mai entgegen, weil dann die vierte und letzte Rate dieser Saison aus den 
wichtigsten TV-Verträgen fließen soll. Für Schalke gehe es um 15,892 Millionen Euro. 15,892 
Millionen, die über Wohl und Wehe entscheiden könnten. 

Die beiden Polizeigewerkschaften in NRW stehen möglichen Geisterspielen der Bundesliga ab 
Mai derweil skeptisch gegen¿ber. ĂDerartige Veranstaltungen, welche auch mit geb¿ndelten 
Anreisen von Fangruppen einhergehen, würden uns schon vor personelle Herausforderungen 
stellenñ, sagte Erich Rettinghaus, NRW-Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft 
(DPolG), unserer Redaktion. Die Sorge vor Fans, die sich vor Stadien versammeln könnten, 
treibt ihn besonders um. ĂSollte es zu Geisterspielen kommen, ist sicherzustellen ï und da kann 
man nur an die Vernunft der Fans appellieren ï dass diese sich nicht im öffentlichen Raum, 
zum Beispiel vor Stadien, treffen. Da sind die Vereine auch gefordert, das zu unterbinden und 
mit den Fans vorab in Kontakt treten.ñ 

Michael Maatz, stellvertretender NRW-Vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei (GdP) äußert 
sich noch kritischer: ĂF¿r die Dauer der Kontaktsperre d¿rfen keine Geisterspiele stattfinden. 
Das Ansteckungsrisiko muss auch für Spieler und Schiedsrichter, aber auch für 
Mannschaftsbetreuer und Mitarbeiter der Stadien und Rundfunk- und Fernsehanstalten 
minimiert werdenñ, sagte er. 

Auch der Essener Virologe Ulf Dittmer hält Geisterspiele für problematisch. So äußerte er 
Zweifel, ob die angeblich alle drei Tage geplanten Tests von Profis und Betreuern auf das 
Coronavirus Ăethisch vertretbarñ sind: ĂWir haben keine unendlichen Testkapazitäten. Wir 
müssen unsere Tests so vernünftig einsetzen, dass sie denjenigen Personen, die sie wirklich 
benötigen, zugute kommen. Das sehe ich sehr kritisch, wenn sich die Ressourcen für die Tests 
nicht deutlich verbessernñ, sagte Dittmer. (mit dpa) 
 
 
 



ĂWelt onlineñ vom: 15.04.2020 ï ĂPolizeigewerkschaft ist gegen Geisterspiele in 
Corona-Zeitñ: 
https://www.welt.de/regionales/nrw/article207282233/Polizeigewerkschaft -
ist -gegen -Geisterspiele -in -Corona -Zeit.html?cid=onsite.onsitesearch  

Düsseldorf  (dpa) - Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) in Nordrhein-Westfalen hat sich gegen 
eine Austragung von Geisterspielen in der Fußball-Bundesliga ausgesprochen. «Für die Dauer 
der Kontaktsperre dürfen keine Geisterspiele stattfinden. Das Ansteckungsrisiko muss auch für 
Spieler und Schiedsrichter, aber auch für Mannschaftsbetreuer und Mitarbeiter der Stadien und 
Rundfunk- und Fernsehanstalten minimiert werden», sagte Michael Maatz, stellvertretender 
NRW-Vorsitzender der GdP, der «Rheinischen Post» (Mittwoch). 

Auch Erich Rettinghaus, NRW-Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft, hält Spiele 
ohne Zuschauer für problematisch. «Derartige Veranstaltungen, welche auch mit gebündelten 
Anreisen von Fangruppen einhergehen, würden uns schon vor personelle Herausforderungen 
stellen», sagte Rettinghaus. 

 

ĂRP onlineñ vom: 15.04.2020 ï ĂRazzia unter anderem im Kreis Heinsberg ï 
Ermittler zerschlagen IS -Terrorzelle in NRWñ: https://rp -online.de/nrw/terror -
razzia-in -nrw -ermittler -zerschlagen -is-terrorzelle -riesige -dimension_aid -
50063329 

 

NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) berichtete über den Einsatz. Foto: dpa/Marcel Kusch 

Düsseldorf  Die Polizei hat vier Tadschiken festgenommen, unter anderem im Kreis Heinsberg. 
Sie sollen Anschläge in Deutschland geplant haben, Schusswaffen besaßen sie bereits. Anfang 
2019 sollen sie sich dem ĂIslamischen Staatñ angeschlossen haben. 

Von Christian Schwerdtfeger  (Chefreporter ) 

Nordrhein-westfälische Sicherheitsbehörden sind am frühen Mittwochmorgen gegen eine 
mutmaßliche Terrorzelle vorgegangen, die Anschläge in Deutschland geplant haben soll. Rund 
350 Spezialkräfte der Polizei unter Leitung des Polizeipräsidiums Düsseldorf nahmen vier 
Mitglieder einer Terrorzelle des Islamischen Staats in Siegen, dem Kreis Heinsberg sowie in 
Werdohl im Sauerland fest. Zudem wurden die Wohnungen der Beschuldigten sowie sechs 
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weitere Objekte in Nordrhein-Westfalen durchsucht. ĂWir haben alle, die wir haben wollten, 
bekommenñ, hieÇ es aus Ermittlerkreisen. Verletzte soll es bei dem Einsatz nicht gegeben 
haben. 

Nach Angaben der ermittelnden Bundesanwaltschaft in Karlsruhe handelt es sich bei den 
Festgenommenen um Männer im Alter zwischen 24 und 32 Jahren, die allesamt aus dem 
zentralasiatischen Staat Tadschikistan stammen. Hinzu kommt ein fünfter Beschuldigter, der 
bereits seit dem 15. März 2019 in Untersuchungshaft sitzt und ebenfalls tadschikischer 
Staatsangehöriger ist. Nach Angaben der Karlsruher Anklagebehörde sind die Männer dringend 
verdächtig, in der Bundesrepublik eine Terrorzelle gegründet zu haben. Anfang 2019 sollen sie 
sich dem Islamischen Staat angeschlossen haben. 

Nordrhein-Westfalens Innenminister Herbert Reul (CDU) sagte, der Fall habe eine Ăriesige 
Dimensionñ. ĂEs sind Geld und Datentrªger sichergestellt worden. Die Beschuldigten hatten wir 
schon recht lange im Blickñ, sagte Reul. Demnach sind die Tadschiken als Flüchtlinge nach 
Deutschland eingereist. Die Behörden hatten zuvor drei von ihnen als sogenannte Gefährder 
gef¿hrt und zwei als Ărelevante Personenñ eingestuft. Reul betonte aber, dass nach derzeitigen 
Informationen ein Anschlag in Deutschland nicht unmittelbar bevorgestanden habe. Die Gruppe 
habe sich aber schon Schusswaffen samt Munition und Anleitungen zum Bau von Bomben 
beschafft. 

Anschlagsziele sollten laut Bundesanwaltschaft Einrichtungen von US-amerikanischen 
Streitkräften in Deutschland oder auch Einzelpersonen sein. Insbesondere planten die 
Islamisten demnach einen Mordanschlag auf eine Person, die sich aus Sicht der Beschuldigten 
islamkritisch geäußert hatte. Dabei handelt es sich um einen Mann aus Neuss. Laut 
Anklagebehörde wurde er bereits ausgespäht. Ausgekundschaftet wurden zudem US-
Luftwaffenstützpunkte in Deutschland. Die vier Beschuldigten sollten im Laufe des Mittwochs in 
Karlsruhe einem Ermittlungsrichter des Bundesgerichtshofs vorgeführt werden. 

Erich Rettinghaus, Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft in Nordrhein-Westfalen, 
lobte: ĂDer Fall zeigt, dass die Polizei auch wªhrend der Corona-Krise in der Lage ist, einen 
solchen Zugriff perfekt durchzuf¿hren.ñ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Ăntv-onlineñ vom: 15.04.2020 ï ĂDer Sport-Tag ï Fünf Bauarbeiter für 
Fußball -WM 2022 mit Corona infiziertñ: Link: https://www.n -
tv.de/sport/der_sport_tag/Der -Sport -Tag-am-Mittwoch -den-15-April -2020-
article21714095.html  

 

 

Fünf Arbeiter in Katar sind mit Corona infiziert.(Foto: imago images / MIS) 

 

Öffentliches Leben lahmgelegt - Stadionbau läuft weiter. Nun gibt es auf den Baustellen für die 
Fußball-Weltmeisterschaft 2022 in Katar fünf Corona-Infektionen. Dies bestätigte das 
Organisationskomitee der Nachrichtenagentur AFP.  

¶ Demnach seien zwei Baustellenmitarbeiter am Al-Thumama Stadium, zwei Beschäftige 
am Al-Bayt Stadium sowie ein weiterer Arbeiter am Al-Rayyan Stadium an Covid-19 
erkrankt. 

¶ Katar beschäftigt Tausende Gastarbeiter für die Errichtung der Arenen für 2022. Die 
infizierten Beschäftigen sollen nach Angaben des Veranstalters weiter normal bezahlt 
werden und vor Ort eine kostenlose Gesundheitsversorgung erhalten. Ob der Bau der 
Stadien weiter unverändert fortgesetzt wird, ist unklar. 

¶ Die WM in Katar stand bereits des Öfteren in der Kritik. Unter anderem wurden die 
unwürdigen Arbeitsbedingungen und Niedriglöhne zahlreiche Male angeprangert, zuletzt 
kochten nach neuen Enthüllungen aus den USA auch wieder Korruptionsvorwürfe 
bezüglich der WM-Vergabe hoch.  

 

ĂS¿ddeutsche Zeitung onlineñ vom: 15.04.2020 ï Polizeigewerkschaft ist 
gegen Geisterspiele in Corona -Zeitñ: 
https://www.sueddeutsche.de/sport/fussball -duesseldorf -
polizeigewerkschaft -ist -gegen -geisterspiele -in-corona -zeit -dpa.urn -newsml -
dpa-com -20090101-200415-99-710623 

Direkt aus dem dpa-Newskanal: Dieser Text wurde automatisch von der Deutschen Presse-Agentur (dpa) 
übernommen und von der SZ-Redaktion nicht bearbeitet. 

Düsseldorf  (dpa) - Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) in Nordrhein-Westfalen hat sich gegen 
eine Austragung von Geisterspielen in der Fußball-Bundesliga ausgesprochen. "Für die Dauer 
der Kontaktsperre dürfen keine Geisterspiele stattfinden. Das Ansteckungsrisiko muss auch für 
Spieler und Schiedsrichter, aber auch für Mannschaftsbetreuer und Mitarbeiter der Stadien und 
Rundfunk- und Fernsehanstalten minimiert werden", sagte Michael Maatz, stellvertretender 
NRW-Vorsitzender der GdP, der "Rheinischen Post" (Mittwoch). 
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Auch Erich Rettinghaus, NRW-Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft, hält Spiele 
ohne Zuschauer für problematisch. "Derartige Veranstaltungen, welche auch mit gebündelten 
Anreisen von Fangruppen einhergehen, würden uns schon vor personelle Herausforderungen 
stellen", sagte Rettinghaus. 

 

ĂS¿ddeutsche Zeitungñ online vom: 29.04.2020 ï Schüsse bei 
Wohnungsdurchsuchung: SEK -Beamter getºtetñ: 
https://www.sueddeutsche.de/panorama/kriminalitaet -gelsenkirchen -
schuesse -bei -wohnungsdurchsuchung -sek-beamter -getoetet -dpa.urn -
newsml -dpa-com -20090101-200429-99-874428 

Das Blaulicht an einem Polizeiauto leuchtet. Foto: Patrick Pleul/dpa/Symbolbild (Foto: dpa) 

Direkt aus dem dpa-Newskanal: Dieser Text wurde automatisch von der Deutschen Presse-Agentur (dpa) 
übernommen und von der SZ-Redaktion nicht bearbeitet. 

Gelsenkirchen  (dpa/lnw) - Weil sie ahnten, dass der Einsatz gefährlich werden könnte, wollten 
sich die Polizisten wappnen - und verloren doch einen Kollegen: Ein 28-jähriger SEK-Beamter 
aus Münster ist bei einer Wohnungsdurchsuchung in einer Siedlung in Gelsenkirchen am 
Mittwochmorgen von der Kugel eines Beschuldigten getroffen worden. Kurz nach dem Einsatz 
starb er im Krankenhaus. 

Die Spezialeinsatzkräfte (SEK) waren hinzugezogen worden, um bei der Vollstreckung eines 
Durchsuchungsbefehls in einem Drogendelikts-Verfahren mitzuhelfen. "Uns lagen Hinweise vor, 
dass der Beschuldigte über eine Waffe verfügt", sagt Polizeisprecher Christopher Grauwinkel 
am Mittwoch in Gelsenkirchen. Die für solche Situationen vorbereiteten, mit Westen und 
Helmen ausgestatteten Kollegen des SEK waren deshalb eingebunden worden. Sie sollten 
helfen, die Wohnung sicher zu betreten. 

Was die Drogenfahnder dem 29-Jährigen Gelsenkirchener genau vorwerfen, dazu machten die 
Behörden zunächst keine Angaben. Nur so viel: Bis dahin sei der Mann der Polizei nicht 
bekannt gewesen. Nun wird nicht nur wegen Drogenbesitzes und -handels gegen den 
Gelsenkirchener ermittelt, sondern auch wegen der Tötung eines Polizisten. 
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Am Mittwochmorgen gegen 6 Uhr soll er mit einer Schusswaffe zwei Mal auf die SEK-Beamten 
geschossen haben. Laut Polizeigewerkschaft sollen die Schüsse beim Öffnen der Wohnungstür 
gefallen und durch das Türblatt gegangen sein. Einer verfehlte die Truppe, ein anderer traf den 
jungen Kollegen, wie Grauwinkel berichtet. Die angegriffenen Polizisten hätten das Feuer 
erwidert, aber den Tatverdächtigen nicht getroffen. "Danach hat er sich widerstandslos 
festnehmen lassen." Wo genau die Kugel den SEK-Polizisten traf, dazu wollte der 
Polizeisprecher keine Angaben machen. Der junge SEK-Mann wurde noch ins Krankenhaus 
gebracht, berichtet er. Doch dort erlag er der Verletzung. 

"Die Schutzkleidung schützt nicht den ganzen Körper", sagt Grauwinkel. "Auch geschulte 
Spezialkräfte können nun mal bei einem solchen Angriff verletzt werden." Wie sich die Tat im 
Detail ereignet hat, das ermitteln nun Polizisten aus Krefeld - aus Neutralitätsgründen haben sie 
den Fall übernommen. 

Flatterband ist am Vormittag quer durch den Garten des Mehrfamilienhauses mit brauner 
Klinkerfassade gespannt. Polizisten der Spurensicherung in weißen Schutzanzügen gehen ein 
und aus, sammeln hinter der geöffneten Tür zum Treppenhaus Beweise, um den Tathergang zu 
rekonstruieren. Der mutmaßliche Schütze wohnte in der Dachgeschosswohnung. Am Fenster 
jault ein Hund, der zum 29-Jährigen gehören soll. 

Die nordrhein-westfälische Polizei reagierte betroffen auf den Verlust des noch jungen Kollegen. 
Umgehend taten viele Dienststellen in den sozialen Medien ihre Bestürzung kund und sprachen 
den Angehörigen ihr Beileid aus. "Wir sind unendlich traurig", hieß es da. Oder: "Wir trauern mit 
den Angehörigen." Die Profilbilder der Polizei bei Facebook und Twitter trugen als Ausdruck der 
Anteilnahme schwarze Trauerflor-Balken. Auch für die Streifenwagen des Landes wurde 
Trauerflor angeordnet. 

Als oberster Dienstherr sprach Innenminister Herbert Reul (CDU) von einem "schwarzen Tag" 
für die NRW-Polizei. Der Tod des jungen Mannes führe schmerzhaft vor Augen, welches Risiko 
Polizisten jeden Tag eingehen, um die Bürger zu schützen. "Ihr Beruf ist lebensgefährlich, das 
wissen wir. Umso erschreckender und gnadenloser trifft uns der Tod dieses Kollegen. Heute 
stehen alle Beschäftigten der Polizei Nordrhein-Westfalens in Trauer vereint als Polizeifamilie 
zusammen." 

"Wir wissen alle, dass sich die Polizistinnen und Polizisten, die uns vor Straftätern schützen, 
selber in Gefahr begeben. Trotzdem macht uns der Tod unseres Kollegen fassungslos", teilte 
der stellvertretende Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei, Michael Maatz, mit. "Mit 
28 Jahren stand er erst am Anfang seines Lebens, das jetzt so abrupt beendet worden ist." 
Gezielte Schüsse auf Polizisten, um sich der Strafverfolgung zu entziehen, seien als Mord zu 
bewerten und müssten entsprechend bewertet werden. Ähnlich äußerte sich Erich Rettinghaus, 
Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft. Eine derartige Tat sei von niedrigen 
Beweggründen geprägt, "eine lebenslange Freiheitsstrafe für den Täter würde nicht außer 
Verhältnis zur Tat stehen." 

Die Ermittlungen dauern an. Nach der Durchsuchung der Wohnung teilte die Polizei am 
Mittwochabend mit, dort Marihuana im Wert von 1000 Euro sowie geringe Mengen weiterer 
Drogen gefunden zu haben; dazu eine größere Menge Bargeld, einen scharfen Revolver, 
mehrere Luftgewehre, Messer und selbstgebaute Pyrotechnik. Erst am Donnerstag sollte der 
Tatverdächtige einem Haftrichter vorgeführt werden. 

 

 

 



ĂCop2Copñ online vom: 22.05.2020 ï DPolG NRW begrüßt die Einstufung 
durch den Berliner Verfassungsschutzñ: 
https://www.cop2cop.de/2020/05/22/dpolg -nrw -begruesst -die-einstufung -
durch -den-berliner -verfassungsschutz/  

DPolG NRW begr¿Çt die Einstufung durch den Berliner Verfassungsschutz von ĂEnde Gelªndeñ 
als linksextremistisch 

Der Berliner Verfassungsschutz hat entschieden, dass das B¿ndnis ĂEnde Gelªndeñ als 
linksextremistisch einzustufen ist. Grüne und Linke in Berlin ï aber auch die GdP NRW ï 
kritisieren diese Entscheidung! 

Erich Rettinghaus, Landesvorsitzender: 

ĂWir haben nicht vergessen, dass unsere Kolleginnen und Kollegen sowie Mitarbeiter der RWE 
brutal und rücksichtslos angegriffen, mit Zwillen beschossen, mit Kot beworfen und verletzt 
wurden. Sachbeschädigungen jeglicher Art, Brandstiftungen, Schienen und Straßenblockaden, 
Schäden am Wald dabei gar nicht erwähnt. In Camps werden Strategien gegen polizeiliche 
Taktiken vermittelt, Identitätsfeststellungen nahezu unmöglich gemacht und, und, undéé -
Friedlich geht anders-!ñ 

ĂAls DPolG NRW finden wir die Entscheidung des Berliner Verfassungsschutzes mehr als 
richtig. Im Gegensatz zu Anderen steht die DPolG NRW hinter ihren Kolleginnen und Kollegen!ñ 

 

ĂWDR onlineñ vom: 27.05.2020 ï ĂTrotz Corona ï NRW-Polizei schiebt 
¦berstundenberg vor sich herñ: https://www1.wdr.de/nachrichten/corona -
polizei -ueberstunden -abbau -100.html  

Trotz Corona - NRW-Polizei schiebt Überstundenberg vor sich her  

¶ Trotz Geisterspielen genug Arbeit für die Polizei in NRW 
¶ Neue Aufgaben durch Kontaktverbote und Corona-Betrug 
¶ Polizei-Gewerkschaften sehen Nachholbedarf bei Digitalisierung 

Keine Fußball-Großeinsätze, weniger Verkehrsunfälle und Straßenkriminalität in Nordrhein-
Westfalen ï auch für die Polizei ist die Pandemie eine ungewöhnliche Zeit. Eine ruhigere Zeit, in 
der Polizistinnen und Polizisten doch locker ein paar der zuletzt 5,6 Millionen Überstunden 
abbauen können ï könnte man meinen.  

Tatsächlich geht das nach Einschätzung der Gewerkschaften wenn überhaupt nur vereinzelt. 
Erich Rettinghaus, Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft in NRW, sagt , dass etwa 
bei der Bereitschaftspolizei zum Teil etwas weniger Arbeit anfällt als sonst.  

"Corona -Zwangsurlaub" ist keine Option  

Das NRW-Innenministerium macht aber in einer Stellungnahme gegenüber dem WDR am 
Dienstag (26.05.2020) darauf aufmerksam, dass die Polizei immer in der Lage sein müsse, 
sofort auf plötzlich eintretende Ereignisse zu reagieren. Polizistinnen und Polizisten wegen 
Corona in "Zwangsurlaub" zu schicken, sei deshalb keine Option. Das Ministerium geht 
immerhin davon aus, dass der Überstundenberg nicht weiter wächst.  

Abschmelzen wird er aber wohl auch nicht. Zumal durch die aktuelle Situation neue 
Herausforderungen dazu gekommen sind, zum Beispiel mit Diebstählen von Schutzausrüstung 
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https://www1.wdr.de/nachrichten/corona-polizei-ueberstunden-abbau-100.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/corona-polizei-ueberstunden-abbau-100.html


oder durch Betrüger, die die Angst vor dem Virus ausnutzen und für angebliche Coronatests 
hohe Summen abkassieren. 

Unterstützung für Ordnungsämter  

Polizisten und Ordnungsamt-Mitarbeiter gehen in Schutzanzügen in die Flüchtlingsunterkunft in 
Sankt Augustin. 

Außerdem unterstützt die Polizei die Ordnungsämter, wenn Abstandsregeln nicht eingehalten 
werden wie zuletzt in Köln, wo der Brüsseler Platz geräumt werden musste. Bei der 
Durchsetzung des Kontaktverbots kann es auch dazu kommen, dass Polizisten angespuckt 
werden, mit dem Zusatz "Ich hab Corona."  

Michael Maatz von der Gewerkschaft der Polizei sagt, dass das natürlich eine zusätzliche 
Belastung für die Polizistinnen und Polizisten sei. Er bekomme die Rückmeldung, dass so 
etwas zwar nicht gehäuft, aber zuletzt öfter passiere. 

 

"Digitalisierung muss radikal nach vorne getrieben werden"  

Schwierigkeiten gibt es aber nicht nur im Einsatz auf der Straße, sondern auch in den eigenen 
vier Wänden. Stichwort: Homeoffice.  

Zuletzt hat sich laut GdP zwar viel getan, es gebe aber immer noch einen großen Rückstand bei 
der Digitalisierung, etwa wenn es darum gehe, von zu Hause auf sensible Daten zuzugreifen. 
"Eine Lehre der Corona-Zeit ist schon jetzt, dass die Digitalisierung der Polizei in NRW radikal 
nach vorne getrieben werden muss", sagt Maatz. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



ĂDie Glocke onlineñ vom: 29.05.2020 ï ĂReul: Spuckattacken auf Polizei mit 
aller Schªrfe ahndenñ: https://www.die -glocke.de/blickindiewelt/nrw/Reul -
Spuckattacken -auf -Polizei -mit -aller -Schaerfe -ahnden -2ffd8c53 -f538-4e64-
83ee-b3e0c6befe81 -ds 

 

 

Herbert Reul (CDU), Innenminister von Nordrhein-Westfalen, spricht im Landtag. Foto: Federico 
Gambarini/dpa/Archivbild  

Düsseldorf (dpa/lnw) - Nordrhein-Westfalens Innenminister Herbert Reul hat Spuckattacken 
auf Polizisten in der Corona-Pandemie scharf verurteilt. «Das Anspucken von Polizeibeamten 
ist strafrechtlich eine Beleidigung, in Corona-Zeiten möglicherweise sogar eine 
Körperverletzung oder eine gefährliche Körperverletzung», sagte der CDU-Politiker der 
«Rheinischen Post» (Donnerstag). «Diese Spuckerei ist Ausdruck einer tief sitzenden 
Missachtung des Staates und seiner Institutionen. Dem müssen wir einen klaren Riegel 
vorsetzen, indem wir das mit aller Schärfe verfolgen und ahnden. Niemand muss sich 
anspucken lassen.» 

Auch der Vorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft in NRW, Erich Rettinghaus, sagte der 
Zeitung: «Wer andere gerade während der Corona-Krise absichtlich anspuckt, muss die volle 
Härte des Rechtsstaates zu spüren bekommen.» 

Nach Meinung des Vizelandesvorsitzenden der Gewerkschaft der Polizei haben Spuck-Angriffe 
zugenommen - insbesondere gegen Polizisten. «Um es klar zu sagen: Früher hat es das in der 
Form und Häufigkeit nicht gegeben», sagte Michael Maatz dem Blatt. 
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ĂWDR aktuell onlineñ vom: 28.05.2020 ï Ekelhaft und gefährlich: 
Spuckattacken in Zeiten von Coronañ: 
https://www1.wdr.de/nachrichten/themen/coronavirus/spuckattacken -
corona -100.html  

Von Christian Wolf 

¶ Häufung von Spuckattacken in Corona-Zeiten 
¶ Opfern soll Angst vor Infizierung gemacht werden 
¶ Forderung nach harten Strafen 

Schon vor Corona-Zeiten waren sie ekelhaft und respektlos. Doch nun können sie auch noch 
gefährlich werden: Spuckattacken. Immer wieder kommt es vor, dass Menschen in der 
Öffentlichkeit von Fremden angespuckt werden. 

In diesen Tagen häufen sich die Meldungen: So wurde in Bochum ein Supermarktmitarbeiter 
von einem Kunden angespuckt. In Oberhausen kam es zu einer Spuckattacke auf eine 
Busfahrerin. Und in Herne wurde eine Polizistin Opfer während einer Verkehrskontrolle. 

 

Quarantäne nach Spuckattacke  

Manchmal geht es schlicht darum, das Gegenüber herabzuwürdigen. In anderen Fällen wird 
bewusst mit der Angst gespielt. Denn es kommt vor, dass die Täter behaupten, sie seien mit 
dem Coronavirus infiziert. Einer WDR-Mitarbeiterin ist am Essener Busbahnhof genau das 
passiert. Um auf Nummer sicher zu gehen, musste sie in Quarantäne. 

 

Harte Strafen gefordert  

Besonders gefährdet sind Polizisten. Mit Spuckattacken wird sich immer wieder gegen die 
Beamten gewehrt. Schon vor Jahren zählte das NRW-Landeskriminalamt Hunderte solcher 
Vorfälle. Doch nun bekommen sie eine ganz andere Dimension. 

"Anspucken geht schon zu normalen Zeiten gar nicht", sagte Erich Rettinghaus, NRW-
Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft, dem WDR. In Corona-Zeiten sei das noch 
schlimmer. Rettinghaus spricht von einem "schwerwiegenden Tatbestand". Allein schon die 
Androhung, dass man infiziert sei, erfülle diverse Tatbestände. "Da muss man auch wirklich den 
Strafrahmen ausschöpfen." 

Unterstützung kommt von Innenminister Herbert Reul (CDU). "Das Anspucken von 
Polizeibeamten ist strafrechtlich eine Beleidigung, in Corona-Zeiten möglicherweise sogar eine 
Körperverletzung oder eine gefährliche Körperverletzung", sagte er der "Rheinischen Post". 
Solche Attacken seien Ausdruck einer "tief sitzenden Missachtung des Staates und seiner 
Institutionen". 

Doch wie gefährlich können Spuckattacken in Zeiten des Coronavirus sein? Eine Übertragung 
über Speichel und Tröpfchen gilt laut Virologen als einer der Hauptwege für eine Infektion. Wer 
andere anspuckt, nimmt also in Kauf, dass die Person möglicherweise das Virus bekommt. 
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Bahnhofsangestellte nach Attacke gestorben  

In Großbritannien hat es genau solch einen Fall schon gegeben. Eine Bahnhofsangestellte in 
London wurde von einem mutmaßlich mit dem Coronavirus infizierten Mann bespuckt und 
angehustet. Wenige Tage danach erkrankte die 47-Jährige und starb später in einem 
Krankenhaus. 

 

 

Erich Rettinghaus zum Anspucken von Polizeibeamten  WDR Studios NRW. 26.05.2020. 00:34 Min.. 
Verfügbar bis 04.06.2021. WDR Online  

 

 

ĂWelt onlineñ vom: 02.06.2020 ï ĂKlimaschutzbewegung ï 

Linksextremisten suchen Anschlussñ: 

https://www.welt.de/politik/deutschland/article208731147/Klimasch

utzbewegung -Linksextremisten -suchen -Anschluss.html  

 
Von Kristian  Frigelj  Korrespondent 

Sicherheitsbehörden warnen, dass linke Extremisten über die Klimaschutzbewegung den 

Schulterschluss mit Gemäßigten suchen, um Legitimität zu gewinnen. Die umstrittene Gruppe 

ĂEnde Gelªndeñ sieht sich in ihrer Strategie bestªtigt ï und gibt das nächste Ziel aus. 

 

https://www.welt.de/politik/deutschland/article208731147/Klimaschutzbewegung-Linksextremisten-suchen-Anschluss.html
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Am Ende der Kundgebung standen die Protestierenden in Sichtweite des Kohlekraftwerks 
Datteln IV und zeigten ein Stoffbanner mit der roten Aufschrift ĂHow dare youñ ï das berühmte 
Zitat von Klimaschutz-Aktivistin Greta Thunberg: ĂWie kºnnt ihr es wagen.ñ Zwischen den 
Protestierenden und der riesigen Strom produzierenden Anlage mit dem rauchenden Kühlturm 
lag der Datteln-Hamm-Kanal, auf dem Polizeiboote patrouillierten. 

Luisa Neubauer, Gesicht des deutschen Ablegers von Fridays for Future, war am vergangenen 
Wochenende in die nordrhein-westfälische Stadt Datteln gereist und verurteilte die 
Inbetriebnahme des umstrittenen Steinkohle-Kraftwerks. Aktivisten des Bunds für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland, von Greenpeace und ĂEnde Gelªndeñ waren mit dabei. 

 

Luisa Neubauer (vorne) in Datteln  
Quelle: AFP  

 

Einige Aktivisten sprangen in den Kanal, um eine einprägsame Actionszene zu liefern. Später, auf dem 

Fußmarsch zur Mahnwache, zog die Polizei mehrere Teilnehmer aus der Menge heraus. Die Beamten 

registrierten ihre Personalien, weil sie gegen das Vermummungsverbot verstoßen hatten. Sie trugen 

nicht nur den obligatorischen Corona-Mundschutz, sondern hatten sich mit Kapuze, Baseballkappe und 

Sonnenbrille komplett unkenntlich gemacht. Doch insgesamt verliefen die verschiedenen Kundgebungen 

mit mehreren Hundert Teilnehmern, abgesichert von zahlreichen Beamten, Ăfriedlich und weitestgehend 

stºrungsfreiñ, bilanzierte die Polizei. 

ĂEnde Gelªndeñ schlug hingegen Alarm. In einem Video auf der Nachrichtenplattform Twitter wurde 

beklagt, die Polizei habe die Personen Ăbrutal aus der Demo entferntñ. Andere Gruppen verbreiteten die 

Aufnahmen mit dem Zusatz ĂPolizeigewaltñ, etwa die radikale ĂInterventionistische Linkeñ (IL). 

Beim Zusammenschluss ĂEnde Gelªndeñ und vielen seiner Unterst¿tzer gehºrt die Ablehnung der 

Staatsmacht und des kapitalistischen Systems zur Grundhaltung ï inklusive Konflikten mit der Polizei. 

 

http://welt.de/208650533


 
Mit Bienenkostüm gegen das Kohlekraftwerk: ein Demonstrant in Datteln  
Quelle: dpa  

 

Sicherheitsbehörden sind davon überzeugt, dass einige Anhänger die Grenze von legitimem 

Protest und verbaler Eskalation überschreiten und auch Straftaten begehen. Die Bekämpfung 

des Rechtsextremismus und damit einhergehender Gewalt besitzt bei Verfassungsschutz und 

Polizei bundesweit oberste Priorität. Doch sie sehen auch eine Radikalisierung im linken Lager 

und den verstärkten Versuch, staatsfeindliche Parolen in gemäßigte Gesellschaftskreise zu 

transportieren. Ähnlich äußert sich der Verfassungsschutz ¿ber die ĂHygiene-Demosñ, bei 

denen Rechtsextreme mit Verschwörungstheorien die Deutungshoheit in der Corona-Krise 

gewinnen und in die Mitte der Gesellschaft vordringen wollen. 

Jüngst sorgte der Verfassungsschutz in Berlin für Aufsehen, weil er in seinem 
Verfassungsschutzbericht 2019 erstmals die etwa 30-kºpfige Ortsgruppe ĂEnde Gelªndeñ als 
linksextremistisch einstuft. Es gebe starke personelle Übereinstimmungen mit der IL; 
Linksextremisten versuchten, Ăan die Klimaschutzbewegung anzudockenñ und eine 
Zusammengehºrigkeit Ăzu konstruierenñ, erlªuterte Berlins Verfassungsschutzchef Michael 
Fischer Ende Mai im Ausschuss für Verfassungsschutz des Berliner Senats. 

Es gehe der Gruppierung nicht nur darum, den Protest zu vereinnahmen, Ăsondern auf diesem 
Wege auch anschlussfªhig gegen unser politisches System in der Bundesrepublik zu agitierenñ. 
Fischer nannte beispielhaft den von ĂEnde Gelªndeñ propagierten Slogan ĂSystem change not 
climate changeñ, also: Systemwandel, nicht Klimawandel. Als Beleg, dass die Bewegung 
maÇgeblich von Radikalen beeinflusst werde, gilt ein Statement auf der Homepage der IL: ĂMit 
Ende Gelände haben wir ein unglaublich großes Ding geschaffen.ñ 
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Verfassungsschutz stuft Klima -Aktivisten als Ălinksextremistischñ ein 

 

Im Verfassungsschutzbericht 2019 werden die Umweltaktivisten der Gruppe ĂEnde Gelªndeñ als 
Ălinksextremistischñ eingestuft. Das f¿hrt in der rot-rot-grünen Koalition in Berlin zu Streit. Quelle: WELT  

Die Gruppierung ĂEnde Gelªndeñ besitzt keine klaren Strukturen oder ihr fest zurechenbare 
Personen. Deshalb ist sie nur schwer zu erfassen. Fischer war im Ausschuss um 
Differenzierung bem¿ht: Der Berliner Verfassungsschutz beobachte Ădezidiert nicht die 
Klimaschutzbewegungñ, die ein Ăgesellschaftlich essenziell wichtiges Anliegenñ verfolge, und bei 
ĂEnde Gelªndeñ gebe es nicht nur Linksextremisten. 

ĂEnde Gelªndeñ kritisierte wiederum die Einstufung in der Bundeshauptstadt und betonte, im 
Zusammenhang mit seinen eigenen Massenaktionen gebe es bisher keine rechtskräftig 
verurteilten Klimaaktivisten. Auch erhob die Bewegung die Forderung, den Verfassungsschutz 
abzuschaffen. ĂEnde Gelªndeñ kann sich auf zahlreiche politische Unterstützer vornehmlich aus 
dem linken und grünen Lager berufen. Ihrem Aufruf, den Hashtag 
#Systemchangenotclimatechange in den sozialen Medien trenden zu lassen, schloss sich auch 
Fridays for Future an. In Datteln wurde die Solidarisierung zwischen den beiden Gruppen erneut 
demonstriert. 

Vor allem der populäre Protest gegen die Rodung des Hambacher Forsts am Rande eines 
Braunkohleabbaugebiets hat ĂEnde Gelªndeñ in den vergangenen Jahren starke 
Aufmerksamkeit beschert und Gemäßigte sowie Extremisten einander nähergebracht. Als im 
Herbst 2018 mehrere Tausend Polizisten den widerrechtlich besetzten Wald räumten und 
Baumhäuser zerstörten, sahen beide Seiten die Eskalation als Beleg für die Richtigkeit ihres 
Aktivismus. 

Nordrhein-Westfalens Innenminister Herbert Reul (CDU) wollte damals mit dem Einsatz seinen 
Willen zur Null-Toleranz-Strategie zeigen. Ihm gehe es dabei Ăum die Kriminellen, die im Wald 
sind, die Gewalttäter, die Straftäter, die andere Menschen angreifen, die Unsicherheit 
verbreitenñ. Die Behºrden hªtten gemerkt, dass immer mehr kriminelles Personal auch aus dem 
Ausland in diesen Wald einsickert. Die Aktivisten konnten wiederum ihre Klage vom angeblich 
repressiven Staat mit Bildern von martialisch auftretenden Polizisten untermauern. 

IL und ĂEnde Gelªndeñ sei es im Oktober 2018 gelungen, mehrere Tausend Menschen aus dem 
demokratischen Spektrum zur Teilnahme an Versammlungen gegen die Rodung des 
Hambacher Forstes zu mobilisieren, vermerkt der NRW-Verfassungsschutzbericht für 2018. 
ĂFaktisch kam es im Rahmen dieser sogenannten ,Aktionen zivilen Ungehorsamsô wie bereits in 

http://welt.de/208137355
https://www.im.nrw/system/files/media/document/file/VS_Bericht_2018.pdf


den Vorjahren zu einer Vielzahl von Straftaten wie Angriffen auf Polizeibeamte, 
Hausfriedensbr¿chen im Tagebau und Kraftwerksblockaden.ñ Im Zuge der EinsatzmaÇnahmen 
zur Räumung von Barrikaden und Baumhäusern wurden Polizeikräfte von den Besetzern mit 
Steinen und Fäkalien beworfen. 

Der Herbst 2018 gilt als ĂKristallisationspunkt linksautonomer Gewaltñ; immer wieder kam es am 
Hambacher Forst zu Sabotagen. Die Polizei musste Hunderte von Einsätzen absolvieren. Eine 
direkte Beteiligung von ĂEnde Gelªndeñ an Gewalt- und Straftaten wird nicht formuliert. 

Bereits im Verfassungsschutzbericht 2015 war Ăein stetiger Anstieg der Anzahl und der 
Gewaltbereitschaft bei Aktionen gegen den Tagebau Hambach im rheinischen Braunkohlerevier 
beobachtetñ worden. Damals wurden mehrtªgige GroÇaktionen von ĂEnde Gelªndeñ erwªhnt, 
die demokratische Umweltinitiativen sowie die radikale IL organisiert hätten. 

Ein direkter Bezug von ĂEnde Gelªndeñ zu Gewalt- und Straftaten wird nicht formuliert. So 
führte auch die Einstufung des Berliner Verfassungsschutzes zu unterschiedlich gewichteten 
Stellungnahmen. Der stellvertretende Landeschef der Gewerkschaft der Polizei (GdP) in NRW, 
Michael Maatz, findet, dass diese Bewertung der Situation Ănicht gerecht werdeñ, wie er der 
ĂNeuen Westfªlischenñ sagte. Einige Aktivisten der Gruppe Ăschrecken vor Straftaten nicht 
zur¿ckñ, das habe man im Hambacher Forst gesehen ï aber die meisten der überwiegend 
jungen Aktivisten seien Ăfriedlich unterwegsñ. 

Der innenpolitische Sprecher der nordrhein-westfälischen FDP-Landtagsfraktion, Marc Lürbke, 
kritisierte diese Akzentuierung: ĂDie Einschªtzung der Polizeigewerkschaft ersch¿ttert mich 
wirklich und geht leider an der Realitªt vollkommen vorbei.ñ Das seien Ădiejenigen, die 
Polizeibeamte seit Jahren immer wieder hemmungslos und heimtückisch angreifen, mit Zwillen 
und Radmuttern beschießen, Polizeibeamte mit Kot übergießen oder in ,Skillsharing-Campsó 
gezielt schulen, wie man Polizeiketten durchbricht, sich am besten Fingerkuppen abfeilt oder 
Schutzbewaffnung herstellt. Denen geht es nicht um Umweltschutz, sondern um das System.ñ 

Die GdP NRW ergänzte später die Ausführungen von Landesvize Maatz mit einem Statement 
auf der Homepage und erwªhnte eine rote Linie: ĂWer Polizisten angreift, das Durchbrechen 
von Polizeiketten übt oder fremdes Eigentum beschädigt, überschreitet diese Linie. Wenn er 
dadurch in den Fokus des Verfassungsschutzes gerät, ist das einem eigenen Verhalten 
geschuldet.ñ 

Die Deutsche Polizeigewerkschaft begr¿Çte die Entscheidung in Berlin. ĂNat¿rlich wird 
zwischen friedlichen und nicht friedlichen beziehungsweise gewaltbereiten Anhängern 
unterschieden. Das bedeutet aber auch im Umkehrschluss, dass sich die ,friedlichenó auch aktiv 
von den ,gewaltbereitenó distanzieren und trennen m¿ssenñ, sagte NRW-Landeschef Erich 
Rettinghaus. 

Trotz solcher Kritik sieht sich ĂEnde Gelªndeñ in seiner Strategie bestªtigt. Denn die 
Bundesregierung hat beim vereinbarten Kohleausstieg den Erhalt des Hambacher Forsts 
explizit festgeschrieben. Nun soll mit der gleichen Ausdauer wie bei der ĂHambi bleibtñ-
Kampagne das Kohlekraftwerk Datteln IV verhindert werden. ĂWir m¿ssen und werden daf¿r 
sorgen, dass dieses Kraftwerk wieder vom Netz genommen wirdñ, sagte eine Vertreterin von 
ĂEnde Gelªndeñ bei der Kundgebung am Wochenende in Datteln. Es bleibt viel Konfliktpotenzial 
im linken Spektrum ï und im linksextremistischen. 
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ĂRP onlineñ vom: 06.06.2020 ï Elektronische Aufenthaltsüberwachung ï 

FuÇfessel in NRW kaum im Einsatzñ: https://rp -

online.de/politik/deutschland/elektronische -fussfessel -122-straftaeter -in-

deutschland -werden -ueberwacht_aid -51505053 

 

 

Ein Mann trägt eine elektronische Fußfessel (Archiv). Foto: Julian Stratenschulte/dpa/Julian Stratenschulte 

 

Von Christian Schwerdtfeger  Chefreporter  

Düsseldorf :  Nur sieben Straftäter werden in Nordrhein-Westfalen elektronisch überwacht. 

Bundesweit sind es 122. Warum das Instrument in NRW nur vergleichsweise selten zum 

Einsatz kommt, wirft Fragen auf. 

Bundesweit werden derzeit 122 Personen mithilfe einer elektronischen Fußfessel überwacht, 
wie aus einer Auswertung des hessischen Justizministeriums (Stand 30. April) hervorgeht, die 
unserer Redaktion vorliegt. Das Justizministerium in Hessen erhebt die Zahlen, weil die 
bundesweite Fußfessel-Überwachungsstelle in einem Hochsicherheitsgefängnis im hessischen 
Weiterstadt angesiedelt ist. 

Demnach werden derzeit in Bayern die meisten Personen mit einer elektronischen Fußfessel 
überwacht (30), gefolgt von den beiden ostdeutschen Bundesländern Sachsen (17) und 
Mecklenburg-Vorpommern (16). Es folgen Hessen (12), Baden-Württemberg (11), Nordrhein-
Westfalen (7), Niedersachsen (6), Brandenburg und Sachsen-Anhalt mit jeweils vier Fällen, 
Berlin, Schleswig-Holstein und Thüringen mit jeweils drei, Bremen und Rheinland-Pfalz mit zwei 
und schließlich Hamburg und das Saarland mit je einer Überwachungsanordnung. 

Der NRW-Vorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft, Erich Rettinghaus, fragt sich, wieso 
in NRW vergleichsweise wenige Straftªter FuÇfesseln tragen. ĂGemessen an der GrºÇe des 
Bundeslandes und der Zahl der Straftaten sind sieben Fälle nicht gerade viel ï zumal ein 
vergleichbares Bundesland wie Bayern mehr als viermal so viele Fªlle hatñ, so Rettinghaus. 
Erstaunlich sei auch, dass selbst die vergleichsweise dünn besiedelten ostdeutschen Länder 
Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern deutlich mehr Fußfesselträger als NRW hªtten. ĂEs 
muss geklärt werden, woran das liegt. Wichtig ist aber auch, dass die Fußfesseln einwandfrei 
funktionieren und Alarm schlagen, wenn ein Tªter den Wirkungsbereich verlªsstñ, betonte der 
Polizeigewerkschafter. 
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Das hessische Justizministerium teilte auf Nachfrage mit, dass sich bislang noch kein 
sogenannter Proband der MaÇnahme entziehen konnte. ĂDie bisherigen Fªlle der gewaltsamen 
Entfernung der FuÇfessel wurden aufgrund der ¦berwachung unmittelbar bemerktñ, sagte ein 
Sprecher des Justizministeriums in Wiesbaden. Des Weiteren seien grundlegende Probleme 
mit der elektronischen Fußfessel nicht bekannt. Insgesamt wurden in Deutschland bislang 269 
Personen auf diese Weise überwacht; bei den meisten handelte es sich um Gewalt- und 
Sexualstraftäter. 

Die elektronische Fußfessel sendet mehrmals pro Minute ein GPS-Signal mit dem genauen 

Aufenthaltsort des Trägers an die Überwachungsstelle. Wird der vorgegebene 

Bewegungsspielraum verlassen, kontaktieren die Behörden den Träger in der Regel per 

Mobiltelefon. Obwohl die Gerichte in Nordrhein-Westfalen die Fußfessel vergleichsweise selten 

anordnen, sind die NRW-Sicherheitsbehörden von ihrem Nutzen überzeugt. 

 

 

ĂSpiegel Panorama onlineñ vom: 09.06.2020 ï ĂPolizeigewerkschaften zur 

Rassismus -Debatte ï viele sind stinksauer auf Eskenñ: 

https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/polizei -gewerkschaften -zur -

rassismus -debatte -viele -sind -stinksauer -auf -esken -a-381f22d7-628f-4b4d-

8c1e-236967a9ee1d 

 

SPD-Chefin Saskia Esken hat mit ihrer Aussage über die Polizei auch die Beamtinnen und Beamten 

verärgert. Interessenvertreter der Polizei weisen die Vorwürfe scharf zurück .  

 

 

Leipzig im Juni 2020: Polizisten bei einer Demonstration zum Thema "Black Lives Matter"ArcheoPix/ imago 
images/Christian Grube 

 

Die Parteivorsitzende der SPD Saskia Esken stößt mit einem Kommentar über angeblich 
rassistische Tendenzen in deutschen Polizeibehörden auf massive Kritik in Sicherheitskreisen. 
Esken hatte in einem Interview mit der Funke Mediengruppe behauptet, dass es auch in 
Deutschland einen "latenten Rassismus in den Reihen der Sicherheitskräfte" gebe. Die SPD-

https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/polizei-gewerkschaften-zur-rassismus-debatte-viele-sind-stinksauer-auf-esken-a-381f22d7-628f-4b4d-8c1e-236967a9ee1d
https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/polizei-gewerkschaften-zur-rassismus-debatte-viele-sind-stinksauer-auf-esken-a-381f22d7-628f-4b4d-8c1e-236967a9ee1d
https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/polizei-gewerkschaften-zur-rassismus-debatte-viele-sind-stinksauer-auf-esken-a-381f22d7-628f-4b4d-8c1e-236967a9ee1d
https://www.spiegel.de/thema/saskia_esken/
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/saskia-esken-will-unabhaengige-untersuchung-von-rassismus-in-deutscher-polizei-a-31973380-5ae4-4ff4-9b4c-ff4104b80ea8


Chefin forderte eine Aufarbeitung von übermäßiger Gewaltanwendung und Rassismus von 
Beamtinnen und Beamten. Hintergrund der Aussage war die Debatte über rassistische 
Polizeigewalt in den USA nach dem Tod des Afroamerikaners George Floyd. 

 

 

Unterschiedliche Polizeisysteme  

Deutsche Polizeigewerkschafter zeigen sich entsetzt über Eskens Urteil. "Wir halten ihre 
Aussage für falsch und unnötig. Es gibt aus unserer Sicht keinen Anlass, die Ereignisse in den 
USA mit hiesigen Verhältnissen zu verknüpfen", sagte der stellvertretende Bundesvorsitzende 
der Gewerkschaft der Polizei (GdP) Dietmar Schilff dem SPIEGEL. Zu einer vergleichenden 
Debatte gehöre "ein Köfferchen Basiswissen über die Grundlagen und Strukturen" der 
unterschiedlichen Polizeisysteme der beiden Länder, so Schilff. Allein die Ausbildungszeiten in 
den USA seien um ein Vielfaches kürzer als in Deutschland. Viele Polizeianwärterinnen und 
Polizeianwärter absolvierten ein dreijähriges Studium, bevor sie hierzulande auf Streife gingen. 

Auch der nordrhein-westfälische Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft 
(DPolG) Erich Rettinghaus kritisierte Eskens Vorwürfe scharf. "Frau Esken schafft eine Kultur 
des Misstrauens gegen unsere Polizei und stellt die ganze Polizei unter Generalverdacht", so 
Rettinghaus. Die Polizei habe einen zunehmend schwierigen Job zu erledigen. "Da können wir 
jede politische Unterstützung gebrauchen". 

 

"Erst einmal kundig machen"  

Ähnlich äußerte sich der Vorsitzende des Bundes Deutscher Kriminalbeamter (BDK) Sebastian 
Fiedler. "Viele sind stinksauer auf Esken. Sie hätte gut daran getan, zuvor etwas intensiver 
nachzudenken und sich im Zweifel erst einmal kundig zu machen", so Fiedler. Die 
Behauptungen der SPD-Chefin seien entweder eine bodenlose Unverschämtheit oder eine 
politische Dummheit. In jedem Fall beschädigten sie das Ansehen der deutschen Polizei, so der 
Kriminalbeamte. 
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ĂRP onlineñ vom: 14.06.2020 ï Umstrittenes Gesetz ï NRW-Polizei soll nicht 
mehr in Berlin helfenñ: https://rp -
online.de/nrw/panorama/antidiskriminierungsgesetz -in -berlin -nrw -polizisten -
sollen -nicht -nach -berlin_aid -51642103 

Hundertschaften werden bei Demos oder Fußballspielen eingesetzt. Foto: dpa/Michael Kappeler 

 

Düsseldorf/Berlin : Am Donnerstag befasst sich der Innenausschuss des Landtags mit den 

Folgen für NRW-Polizisten, die nach Berlin entsandt werden. Dort gibt es ein umstrittenes 

Antidiskriminierungsgesetz. Jeder Polizist laufe Gefahr, im Einsatz angezeigt zu werden, 

kritisiert die Gewerkschaft. 

Von Christian Schwerdtfeger (Chefreporter)  

Wegen des umstrittenen Berliner Antidiskriminierungsgesetzes sollen Polizisten aus Nordrhein-
Westfalen nicht mehr zu Einsätzen in die Bundeshauptstadt geschickt werden, fordern die 
beiden groÇen Polizeigewerkschaften in NRW. ĂDie gesamte Polizei wird unter Generalverdacht 
gestelltñ, kritisierte Erich Rettinghaus, NRW-Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft. 
ĂJeder Polizist lªuft in Berlin Gefahr, im Einsatz angezeigt zu werden. Auch wenn er sich ganz 
korrekt verhalten hat, muss er den erhobenen Vorwurf widerlegen. Das kann nicht seinñ, so 
Rettinghaus. 

Das rot-rot-grüne Berliner Abgeordnetenhaus hatte das Landesantidiskriminierungsgesetz 
Anfang Juni beschlossen. Es soll Menschen vor Diskriminierung von Seiten der Behörden 
schützen und auch Schadenersatzansprüche gegen das Land Berlin möglich machen. Kritiker 
befürchten, es werde zu einer Klagewelle führen. 

In NRW stößt das Berliner Gesetz auch auf politischer Seite auf Kritik. Auf Antrag der 
Landtagsabgeordneten Marc Lürbke (FDP) und Christos Katzidis (CDU) beschäftigt sich der 
Innenausschuss des Landtages am Donnerstag damit. ĂIn NRW steht die Landesregierung 
hinter ihren Polizisten und begegnet ihnen mit Respekt, Wertschätzung und Fürsorge. Aufgrund 
des Berliner Gesetzes ist davon auszugehen, dass Einsätze häufiger konfrontativ oder mit 
unklaren Folgen f¿r die Beamten verlaufenñ, heiÇt es im Schreiben der beiden Innenexperten. 

https://rp-online.de/nrw/panorama/antidiskriminierungsgesetz-in-berlin-nrw-polizisten-sollen-nicht-nach-berlin_aid-51642103
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In NRW gibt es 18 Einsatzhundertschaften, die etwa bei Fußballspielen oder Demos im Einsatz 

sind. Sie künftig nicht mehr nach Berlin zu schicken, sei aber nicht ohne weiteres möglich, heißt 

es aus Polizeikreisen. ĂAber es gibt andere Wegeñ, erklªrt ein Insider. ĂWenn eine Anforderung 

aus Berlin kommt, können wir behaupten, dass wir in NRW selbst so viel zu tun hätten und 

diese Krªfte deshalb selbst brauchen.ñ 

 

 

ĂRP onlineñ vom: 25.06.2020 ï ĂFerien in Corona-Zeiten ï Polizei warnt vor 

Missbrauch von Urlauber -Datenñ : https://rp -online.de/nrw/panorama/urlaub -

in -corona -zeiten -polizei -warnt -vor -missbrauch -von -urlauber -daten_aid -

51859315 

Düsseldorf : Bei Restaurantbesuchen müssen Gäste ihre Daten hinterlassen. Die Polizei warnt 
davor, dass Kriminelle diese Adressen ausspähen könnten, um in Abwesenheit der Bewohner 
in deren Häuser einzubrechen.  

Die Polizei warnt Touristen davor, im Urlaub allzu sorglos mit ihren Adressdaten umzugehen. 
ĂMan sollte aufpassen, dass Dritte in Restaurants keinen Blick auf die Angaben werfen kºnnen, 
die man wegen der Corona-Pandemie in Listen eintragen mussñ, sagt Erich Rettinghaus, NRW-
Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft. Denn Kriminelle könnten die Adressen für 
Einbr¿che nutzen. ĂDie Tªter geben die Informationen auf den Listen an ihre Mittªter weiter, die 
dann die Adressen ausspähen und gegebenenfalls dort einbrechen. Sie wissen ja, dass die 
Familie nicht da ist, sondern weit entfernt in einem Restaurant sitztñ, sagt Rettinghaus. 

ĂDie Listen sind so aufzubewahren, dass auf der einen Seite eine unbefugte Kenntnisnahme 
oder nachtrªgliche Verªnderung ausgeschlossen wirdñ, sagt auch die Landesbeauftragte f¿r 
Datenschutz, Helga Block. ĂAber obwohl Restaurants dazu verpflichtet sind, sieht man immer 
wieder, wie offen die Listen mit Namen, Adressen und Telefonnummern zum Teil an Theken 
und Tresen herumliegen.ñ 

Nach Angaben des Hotel- und Gaststättenverbandes Dehoga müssen sich Urlauber in 
Deutschland deswegen aber keine groÇen Sorgen machen. ĂDie Daten werden sicher und 
gesch¿tzt aufbewahrtñ, sagt Thorsten Hellwig, Sprecher der Dehoga Nordrhein. Ein Wirt aus 
Düsseldorf, der anonym bleiben mºchte, sagt aber: ĂDas Problem, dass Nichtbefugte die Listen 
einsehen und gegebenenfalls für ihre Zwecke ausnutzen können, ist nicht von der Hand zu 
weisen.ñ 

Wegen der Corona-Pandemie sind Gaststätten dazu verpflichtet, Namen und Adressen ihrer 
Gäste aufzuschreiben und für eine bestimmte Zeit vorzuhalten. Im Fall einer Covid-19-
Erkrankung sollen so Infektionsketten schneller nachverfolgt werden können. Auch die Gäste 
sind verpflichtet, korrekte Angaben zu machen. Die konkreten Regulierungen unterscheiden 
sich in Deutschland jedoch in den einzelnen Bundesländern. 

(csh) 
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ĂGeneral-Anzeiger onlineñ vom: 02.07.2020 ï ĂBeleidigungen und 
Bedrohungen ï in NRW steigt die Zahl der ¦bergriffe auf Lokalpolitikerñ: 
https://www.general -anzeiger -bonn.de/news/politik/deutschland/in -nrw -
steigt -die-zahl -der-uebergriffe -auf -lokalpolitiker_aid -51980335 

 

 
Beleidigungen und Bedrohungen gegen Politiker häufen sich in den letzten Jahren. Foto: dpa/Paul 
Zinken 
 

Düsseldorf  :Trotz verschärfter Sicherheitsvorkehrungen hat es im vergangenen Jahr in 
Nordrhein-Westfalen die meisten Straftaten gegen kommunale Amts- und Mandatsträger 
gegeben, seit 2016 die Erhebung der Daten begann. 

Von Christian Schwerdtfeger (Chefreporter) 

Wie das NRW-Innenministerium unserer Redaktion mitteilte, gab es im Jahr 2019 landesweit 52 
Fälle. 2018 hatte die Zahl bei 43 gelegen, 2017 bei 44. 2016 waren erst 31 Fälle erfasst 
worden. 

Zu den Straftaten des vergangenen Jahres gehören nach Angaben des Innenministeriums 
insgesamt 16 Fälle von Beleidigung. Außerdem gab es unter anderem acht Bedrohungsdelikte 
und vier Fälle von Volksverhetzung, dreimal wurden Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen verwendet. Anfang dieses Jahres hatte der Fall des Kamp-Lintforter 
Bürgermeisters Christoph Landscheidt (SPD) Aufsehen erregt. Er hatte wegen Bedrohungen 
durch Rechtsextreme einen Waffenschein beantragt, diesen Antrag aber wieder 
zurückgezogen. 

Prävention:  Wegen der wachsenden Bedrohung haben das Landeskriminalamt und das 
nordrhein-westfälische Innenministerium eine Liste mit Sicherheitshinweisen für Personen des 
öffentlichen Lebens aufgelegt. 

Hotline:  Für den Notfall gibt es sogar eine Rufnummer bei der Polizei, die für die Politiker 24 
Stunden am Tag erreichbar ist. 

Nordrhein-Westfalens Innenminister Herbert Reul (CDU) verurteilte die ¦bergriffe. ĂEs macht 
mich wütend, dass es mittlerweile immer mehr zu verbalen und sogar körperlichen 
Bedrohungen kommt. Diese Form der Gewalt ist auch ein Angriff auf unsere demokratischen 
Strukturen und unser gesellschaftliches Selbstverständnis. 

 

https://www.general-anzeiger-bonn.de/news/politik/deutschland/in-nrw-steigt-die-zahl-der-uebergriffe-auf-lokalpolitiker_aid-51980335
https://www.general-anzeiger-bonn.de/news/politik/deutschland/in-nrw-steigt-die-zahl-der-uebergriffe-auf-lokalpolitiker_aid-51980335


     

Kein Respekt gegenüber Amtspersonen  

Dem m¿ssen wir uns gemeinsam entgegenstellenñ, forderte Reul. F¿r den Prªsidenten des 
Städte- und Gemeindebunds NRW, Roland Schäfer (SPD), ordnen sich die steigenden Zahlen 
in einen allgemeinen Trend ein. ĂDas beobachten wir auch bei der Polizei, der Feuerwehr und 
den Rettungskräften. Wir sehen einen Verlust von Respekt vor Amtspersonen und ein Ausleben 
von Emotionen; man hªlt sich nicht mehr an Selbstdisziplinñ, sagte Schªfer, der auch 
Bürgermeister von Bergkamen bei Dortmund ist. Er betonte, es gebe 
Einschüchterungsversuche, die juristisch nur schwer greifbar seien. 

ĂEs ist vorgekommen, dass vor dem Haus eines Amtskollegen plºtzlich f¿nf bis sechs krªftige 
Mªnner standen und einfach nur gucktenñ, berichtete Schªfer. ĂIn einem anderen Fall hat einer 
zu einem Kommunalpolitiker an der Gartentür gesagt, dass er heute seine Tochter zur Schule 
bringen wolle.ñ Wegen solcher Erlebnisse zºgen sich manche aus der Politik zur¿ck. 

 

Corona verstärkt die Hetze  

Der Präsident des Deutschen Städtetages, der Leipziger Oberbürgermeister Burkhard Jung 
(SPD), sagte, dass die Hetze auch durch die Corona-Krise zunehme. ĂUnzufriedene ªuÇern 
leider ihre Verbitterung und Verärgerung über politische Entscheidungen zum Teil 
hemmungslos, vor allem im Internetñ, sagte Jung. Michael Mertens, Landesvorsitzender der 
Gewerkschaft der Polizei, geht davon aus, dass es noch mehr Fälle gibt. Die lägen aber 
vermutlich hªufig Ăim niederschwelligen Bereichñ und w¿rden von den Betroffenen nicht 
angezeigt. 

ĂDie lokalen Politiker m¿ssen sich dem Staat anvertrauen, damit man konsequent dagegen 
vorgehen kannñ, appellierte Mertens. Sein Kollege Erich Rettinghaus, Landeschef der 
Deutschen Polizeigewerkschaft, forderte mehr rechtliche Befugnisse, um gegen die Verfasser 
von Hassmails vorgehen zu kºnnen. ĂDie IP-Adressen müssen länger gespeichert werden 
kºnnen, um die Tªter ermitteln zu kºnnen. Wir d¿rfen den Datenschutz nicht zu hoch hªngen.ñ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



ĂRP onlineñ vom: 23.07.2020 ï  ĂWeniger Polizeistellen ï SPD kritisiert 
Stellenabbau bei Polizeiñ: https://rp -online.de/nrw/panorama/weniger -
stellen -bei -der -polizei -in-duisburg -spd -schreibt -brandbrief -an-reul_aid -
52365775 

 

 
Sarah Philipp,SPD-Landtagsabgordente aus Duisburg, hat wegen des Stellenabbaus bei der Duisburger Polizei 
einen Brandbrief an NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) geschrieben. Foto: SPD Foto: SPD 

 

Duisburg : Ausgerechnet in der Clanhochburg Duisburg soll Personal gestrichen werden. Bis 
auf vier bekommen alle 47 Polizeibehörden des Landes ab September mehr Personal ï im 
Durchschnitt knapp zwölf Stellen mehr. 

Von Christian Schwerdtfeger (Chefreporter)  

Das Polizeipräsidium Duisburg gehört trotz massiver Clankriminalität und einer Rekordzahl an 
Mordkommissionen zu den Behörden, die nicht nur leer ausgehen, sondern sogar fünf Stellen 
abbauen m¿ssen. Aus Sicht der SPD eine falsche Entscheidung. ĂDass ausgerechnet Duisburg 
weniger Personal bekommen soll, klingt eigentlich wie ein schlechter Scherz. Zumal unsere 
Polizei hier mit besonderen Herausforderungen zu kªmpfen hatñ, sagte die parlamentarische 
Geschäftsführerin der SPD-Landtagsfraktion, Sarah Philipp, unserer Redaktion. Die 
Entscheidung sei blanker Hohn. ĂDas ist auch keinem B¿rger auf der StraÇe zu verkaufenñ, 
betonte Philipp. Die ĂNull-Toleranzñ-Strategie der Landesregierung gegen Kriminalität sei damit 
Ăleider nur eine Worth¿lseñ. Gemeinsam mit drei weiteren SPD-Landtagsabgeordneten, 
darunter der ehemalige NRW-Innenminister Ralf Jäger, hat sie einen Brandbrief an NRW-
Innenminister Herbert Reul (CDU) geschrieben. Darin fordern sie ihn auf, die Entscheidung 
noch einmal zu ¿berdenken. ĂNoch im vergangenen Monat hatte der Duisburger 
Oberbürgermeister dazu mit Ihnen (gemeint ist Innenminister Reul, Anm. d. Red.) gemeinsam 
die Kooperationsvereinbarung Ruhr zur Bekämpfung der Clankriminalität unterzeichnet. Umso 
mehr ist die Ankündigung über die Kräfteverteilung bedauerlich und nicht nachvollziehbarñ, 
schreiben die SPD-Politiker. 

Der grundsätzliche Personalzuwachs bei der Polizei ist laut NRW-Innenministerium auf ein 
deutliches Plus bei den Einstellungen der Polizeibeamten und Regierungsbeschäftigten in 
j¿ngster Zeit zur¿ckzuf¿hren. ĂDie Berechnung der Planstellen ist sehr kompliziert. Trotz der 
Mehreinstellungen fehlen trotzdem überall Kräfte, zumal es immer Einsatzschwerpunkte wie die 
Bekªmpfung von Kinderpornografie gibtñ, sagte Erich Rettinghaus, NRW-Vorsitzender der 
Deutschen Polizeigewerkschaft. Rettinghaus betonte, dass man aber nicht vergessen dürfe, 
dass in Duisburg zusätzlich noch eine Hundertschaft stationiert sei. 
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ĂBehºrden-Spiegel onlineñ vom: 12.08.2020 ï ĂLangzeitarbeitskonten 
kommenñ: https://www.behoerden -
spiegel.de/2020/08/12/langzeitarbeitskonten -kommen/  

 
 

 
Bei der nordrhein-westfälischen Polizei werden nun Langzeitarbeitskonten eingeführt. (Foto: BS/Anne Garti, 
www.pixelio.de) 

 

Bei der nordrhein -westfälischen Polizei können in Zukunft Langzeitarbeitskonten genutzt 
werden. Damit haben Polizisten die Möglichkeit, bis zu einem Jahr Arbeitszeit 
anzusparen. Sie kann dann entweder zur Reduzierung der wöchentlichen Arbeitszeit 
oder eine  längere freie Phase von bis zu sechs Monaten am Stück innerhalb eines Jahres 
verwendet werden.  

Die Langzeitarbeitskonten sollen bereits vorhandene Gleitzeitkonten sowie andere Konten zur 
Zeiterfassung ergänzen. Teilnehmen können alle Polizeibeamte. Nicht genutzt werden kann das 
Instrument durch Kommissar-Anwärter, da sie sich noch in der Ausbildung befinden. Ab dem 
60. Lebensjahr kann der Zeitausgleich nur in Anspruch genommen werden, wenn der 
Mitarbeiter weiterhin mindestens 50 Prozent der wöchentlichen Arbeitszeit erbringt. Die 
flexiblere Arbeitszeitgestaltung muss jeweils mit dem Vorgesetzten abgestimmt und mit den 
Aufgaben vereinbar sein. Weitere Details zu den Langzeitarbeitskonten, die Teil einer 
Attraktivitätsoffensive für den Öffentlichen Dienst und bereits im Koalitionsvertrag vereinbart 
sind, werden momentan in einer Arbeitsgruppe zwischen den beteiligten Ressorts, den 
Gewerkschaften und den Berufsverbänden abgestimmt. 

Innenminister Herbert Reul (CDU) erklªrte: ñDie Polizisten sorgen tagtªglich f¿r die Sicherheit 
der Menschen in unserem Land. Im Einsatz und bei den Ermittlungen werden von ihnen viel 
Flexibilitªt und Ausdauer verlangt.ò Als Arbeitgeber m¿sse das Land nun genauso flexibel sein 
und den Beschäftigten attraktive Lösungen für eine bessere Work-Life-Balance bieten. 

Der nordrhein-westfälische Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), 
Erich Rettinghaus, sagte: ñWir begr¿Çen die Ank¿ndigung von Innenminister Herbert Reul, 
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Langzeitarbeitszeitkonten bei der Polizei in NRW einzuführen, außerordentlich. Von flexiblen 
Lösungen der Arbeitszeit versprechen wir uns eine deutliche Entschärfung der vorhandenen 
Millionen von Mehrdienststunden bei den Kolleginnen und Kollegen, aber auch eine erhöhte 
Attraktivitªt des Polizeiberufes generell.ò Ziel sei nicht nur ein mºglicher fr¿herer oder 
arbeitszeitreduzierter Eintritt in den Ruhestand, sondern auch die Möglichkeit insgesamt die 
Lebensarbeitszeit beidseitig flexibler zu gestalten. 

 

ĂAachener Zeitung onlineñ (17.08.2020) - ĂNeues Lagebild ï 
Ausmaß der Clan -Kriminalitªt gestiegenñ: https://www.aachener -
zeitung.de/nrw -region/ausmass -der-clan -kriminalitaet -
gestiegen_aid -52799989 
 

 
Herbert Reul (CDU), Innenminister von Nordrhein-Westfalen, schaut sich einen Einsatz gegen Clankriminalität in 
Duisburg an. Foto: dpa/Christoph Reichwein 

 

Düsseldorf/Essen : Das von der Polizei festgestellte Ausmaß der Clan-Kriminalität hat in 
Nordrhein-Westfalen nochmal zugenommen. Die Ermittler gehen inzwischen von 111 
kriminellen Clans aus, die im Bundesland ihr Unwesen treiben. 

Von Frank Christiansen 

Das von der Polizei registrierte Ausmaß der Clan-Kriminalität ist in Nordrhein-Westfalen deutlich 
angestiegen. Das geht aus einem neuen Lagebild hervor, das NRW-Innenminister Herbert Reul 
(CDU) am Montag in Düsseldorf vorgestellt hat. 

Gegenüber dem bundesweit ersten Clan-Lagebild aus dem Vorjahr stieg die Zahl der Straftaten 
um 12,7 Prozent und die der Verdächtigen mit Clan-Hintergrund um 13,4 Prozent. Auch die 
Zahl der kriminellen Familienclans ist größer geworden: Inzwischen gehen die Ermittler in NRW 
von 111 kriminellen Clans aus. Im Vorjahr waren es 104. 

Da die Polizei im Gegensatz zum Vorjahr inzwischen auch Verkehrsdelikte von Clan-
Angehörigen mitzählen, ergeben sich dadurch sogar Steigerungen der Straftaten- und 
Verdächtigenzahlen von je rund einem Drittel. Für 2019 führen die Ermittler nun 3800 
Verdächtige und 6100 Straftaten mit Clan-Hintergrund auf. 
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Obwohl es sich um Clans mit türkisch-arabischem Hintergrund handelt, stieg der Anteil der 
Verdächtigen mit deutscher Staatsangehörigkeit von 36 auf 51 Prozent, gefolgt von Libanesen 
mit 17 Prozent und Türken mit 12 Prozent. Etliche Verdächtige hätten auch zwei 
Staatsbürgerschaften. 

Hochburg der kriminellen Clan-Aktivitäten wie Raub, Erpressung und Straftaten gegen das 
Leben sei die Ruhrgebietsstadt Essen. 70 Prozent der Taten spielten sich in einem Radius von 
fünf Kilometern um den Wohnort der Verdächtigen ab. 

Das Spektrum reiche von Zwangsprostitution, Drogenhandel, illegalen Glücksspielautomaten 
bis zu betrügerischen Schlüsseldiensten. 

Inzwischen habe jedes fünfte Verfahren gegen die Organisierte Kriminalität in NRW einen Clan-
Bezug. Der mutmaßliche Tatertrag liege in diesen Fällen bei 6,4 Millionen Euro. 1,4 Millionen 
Euro seien abgeschöpft worden. 

Bei Verfahren wegen Drogenhandels gegen Clan-Mitglieder seien unter anderem drei 
Kilogramm Heroin sichergestellt worden. Im vergangenen Jahr kam es bei Ermittlungen gegen 
Clans zu 570 Festnahmen. 

Am vergangenen Wochenende waren bei einer Razzia gegen Clan-Kriminalität in sechs NRW-
Stªdten 1500 Polizisten im Einsatz. Reul warnte vor Vorverurteilung: ĂViele Menschen, die 
einen der Clan-Namen als Familiennamen tragen, leben ohne Fehl und Tadelñ, sagte er. Der 
NRW-Innenminister verteidigte die aufwendigen PolizeimaÇnahmen zugleich als ĂStrategie der 
10.000 Nadelsticheñ. ĂClan-Kriminalitªt ist keine Kleinkriminalitªtñ, sagte Reul erneut. 

ĂDas Lagebild ist enttªuschend. Bisher ist kein einziger Boss verhaftet wordenñ, kritisierte der 
SPD-Fraktionsvizechef im Landtag, Sven Wolf. ĂInnenminister Reul darf sich nicht nur auf die 
Laufburschen konzentrieren. Er muss endlich auch bei den Bossen an der Tür klingeln und 
ihnen den Geldhahn zudrehen.ñ 

Die Deutsche Polizeigewerkschaft begr¿Çte das Vorgehen gegen die Familienclans. ĂDie 
Ergebnisse der Razzien sprechen f¿r sich und hinterlassen einen nachhaltigen Eindruckñ, so 
Landeschef Erich Rettinghaus. 

Es sollte aber auch in Deutschland eine Obergrenze für Bargeldgeschäfte eingeführt werden, 
wie es sie schon lange in anderen EU-Ländern gebe. Auch die Vorratsdatenspeicherung und 
eine genauere Funkzellenauswertung wären hilfreich. 

ĂUm die Macht der Clans ¿ber ganze Stadtteile zu brechen, brauchen wir einen sehr langen 
Atemñ der Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei, Michael Mertens. Der GroÇteil der 
in NRW lebenden Clan-Mitglieder sei bereits vor über 30 Jahren nach NRW gekommen, ohne 
sich jemals zu integrieren. 

(dpa) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



ĂRP onlineñ vom: 18.08.2020 ï ĂLagebild Clankriminalitªt 2019 ï 
Clans in der gleichen Liga wie die Mafiañ: https://rp -
online.de/nrw/panorama/lagebild -clankriminalitaet -2019-clans -in-
der-gleichen -liga -wie-die-mafia_aid -52813599 
 

 
Am Wochenende durchsuchte die Polizei in Duisburg Räumlichkeiten von Clan-Mitgliedern Foto: 
Christoph Reichwein (crei) 
 

Von Christian Schwerdtfeger (Chefreporter) 

ĂAls ob ich Angst vor Ihnen hªtte. Ich steche hier alle ab. Ich hau Sie kaputtñ, soll ¥mer (Name 
geändert) als Elfjähriger zu Beginn seiner kriminellen Karriere zu seinen Lehrern in der Schule 
gesagt haben. Der heute 19-Jährige hat nach Angaben des Landeskriminalamtes (LKA) 
seitdem 72 Straftaten begangen ï und das sind nur die polizeibekannten. Die Liste seiner 
Verfehlungen reicht von Ladendiebstahl, Raub und gefährlicher Körperverletzung bis zu 
Erpressung, Unterschlagung und Sozialbetrug. In diesem Jahr ist er zu zwei Jahren 
Freiheitsstrafe verurteilt worden. 

Ömer ist Mitglied eines kriminellen arabischen Familienclans in NRW, deren Mitglieder im 
vergangenen Jahr laut ĂLagebild Clankriminalitªtñ landesweit 6104 Straftaten begangen haben ï 
und damit 584 mehr als im Jahr davor; ein Anstieg um 12,7 Prozent. Hinzu kommen 925 
sogenannte Verkehrsstraftaten wie Fahren unter Drogen- und Alkoholeinfluss und illegale 
Autorennen, die von Clan-Mitgliedern begangen worden sind; diese Zahlen sind erstmalig ins 
Lagebild eingeflossen. Die Liste der begangenen Straftaten wird angeführt von sogenannten 
Rohheitsdelikten (31, acht Prozent) wie gefährlicher Körperverletzung. Es folgen Betrug (15,4 
Prozent) und Diebstahl (14 Prozent). 

Nach Darstellung des 35 Seiten umfassenden Berichts hat die Polizei 3779 Tatverdächtige 
ermitteln können ï und damit 33,4 Prozent mehr (inklusive Verkehrsdelikte) als in der 
vorherigen Erhebung. Etwa 80 Prozent der Tatverdächtigen sind männlich und meist zwischen 
26 und 30 Jahre alt. Mehr als die Hälfte (51,1 Prozent) der Tatverdächtigen besitzen die 
deutsche Staatsangehörigkeit; es folgen Libanesen (16,9 Prozent), Türken (12,4 Prozent) und 
Syrer (12,2 Prozent). 

Schwerpunkt der Clankriminaliät sind nach wie vor das Ruhrgebiet (Essen, Duisburg, 
Gelsenkirchen, Bochum, Recklinghausen und Oberhausen), mit Abstrichen das Rheinland 
(Düsseldorf und Köln) sowie Teile des Kreises Mettmann sowie neuerdings auch Wuppertal. Es 
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geht um Macht und Einfluss. ĂDie Familienehre gilt es um jeden Preis zu verteidigen. Es gilt das 
Gesetz des Stªrkeren. Der Stªrkere setzt sich durchñ, erklªrt LKA-Chefermittler Thomas 
Jungbluth. ĂWer die Familie nicht verteidigen kann, bei dem schwindet das Ansehen innerhalb 
des Clansñ, sagt er. 

Die Tatverdächtigen verteilen sich auf 111 Clans ï sieben mehr als im Jahr davor. Die 
Sicherheitsbehörden leiteten gegen sie 15 Ermittlungsverfahren wegen Organisierter 
Kriminalität (OK) ein; ein Fünftel aller sogenannter OK-Verfahren in NRW. ĂDie Clans spielen in 
der gleichen Liga wie die italienische Mafiañ, sagt NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU). 

Erich Rettinghaus, Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft in NRW, wünscht sich im 
Kampf gegen die kriminellen Strukturen mehr rechtliche Möglichkeiten. Vorrangig muss das 
Vermögen nachhaltig abgeschöpft werden, beschlagnahmte Vermögenswerte unterliegen dem 
Verfall und d¿rfen nicht wieder ausgehªndigt werdenñ, sagte Rettinghaus. AuÇerdem sprach er 
sich für eine konsequentere Rückführung von Straftätern ohne deutsche Staatsbürgerschaft 
aus. Auch Michael Mertens, NRW-Vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei, fordert mehr 
gesetzliche Mºglichkeiten f¿r die Polizei. ĂDringend erforderlich ist vor allem eine 
Beweislastumkehr. Wer ein dickes Auto fährt oder Immobilien kauft, obwohl er von Hartz IV lebt, 
muss beweisen, dass er das Geld für den Kauf ehrlich erworben hat, und nicht umgekehrtñ, so 
Mertens. 
Die SPD nannte das Lagebild enttªuschend. ĂBisher ist kein einziger Boss verhaftet worden. Es 
geht jetzt darum, die richtigen Schl¿sse aus der Lage zu ziehenñ, sagte Sven Wolf, 
stellvertretender Vorsitzender der SPD-Fraktion im Landtag NRW. ĂDas bedeutet: Innenminister 
Reul darf sich nicht nur auf die Laufburschen konzentrieren. Er muss endlich auch bei den 
Bossen an der T¿r klingeln und ihnen den Geldhahn zudrehen.ñ 
 
Reul hat den Kampf gegen die Clans zur Chefsache erklärt; seit etwa zwei Jahren gehen die 
Sicherheitsbehörden in NRW entschieden gegen die Strukturen vor; regelmäßig finden Razzien 
und Durchsuchungen statt wie zuletzt am vergangenen Wochenende. Die Sicherheitsbehörden 
versuchen, insbesondere Frauen und Jugendliche aus den Strukturen herauszuholen, damit sie 
nicht solche kriminellen Karrieren wie ¥mer einschlagen. ĂBisher haben wir 21 Personen f¿r 
Prªventionsprogramme gewinnen kºnnenñ, so Reul. 
 
 
 
 
 
 
 

ĂCop2Cop onlineñ vom: 18.08.2020 ï ĂKonzept zur Bekªmpfung der 
Clankriminalitªt in NRWñ : https://www.cop2cop.de/2020/08/18/konzept -zur -
bekaempfung -der -clankriminalitaet -in -nrw/  

Konzept zur Bekämpfung der Clankriminalität in Nordrhein-Westfalen greift. Jetzt gilt es nicht 
nachzulassen und dringend erforderliche, weitere Maßnahmen zur nachhaltigen Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität auf den Weg zu bringen. 

Dazu der Landesvorsitzende Erich Rettinghaus: 

ñJetzt gilt es nicht nachzulassen im Kampf gegen die organisierte Clankriminalitªt. Wir begr¿Çen 
das Vorgehen von Innenminister Herbert Reul, den Druck auf Familienclans weiter zu erhöhen. 
Die Ergebnisse der Razzien sprechen für sich und hinterlassen einen nachhaltigen Eindruck. 
Der Dank für den Erfolg gilt allen Kolleginnen und Kollegen, welche an den Ermittlungen und 
Einsätzen beteiligt waren und sind, wie auch für alle anderen Behörden im Kampf gegen 
Clankriminalität. 
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Um aber nachhaltiger und effektiver gegen Clans und organsierte Kriminalität vorgehen zu 
können, brauchen wir weitere, verbesserte Möglichkeiten. Vorrangig muss das Vermögen 
nachhaltig abgeschöpft werden; beschlagnahmte Vermögenswerte unterliegen dem Verfall und 
d¿rfen nicht wieder ausgehªndigt werden. Auch in der Regierungskommission ñMehr Sicherheit 
für Nordrhein-Westfalenò haben wir uns intensiv mit der Clankriminalitªt beschªftigt. Es gilt die 
Forderungen und Anregungen aus dem Abschlussbericht zeitnah umzusetzen. 

Die Einführung einer Bargeldobergrenze für bestimmte Bargeldgeschäfte, wie es sie schon 
lange in anderen EU-Ländern gibt, wäre ein erster Schritt. Ebenso die längere Speicherung von 
Verbindungsdaten und eine Verbesserung der Technik zur Genauigkeit der 
Funkzellenauswertung. Hilfreich und nötig wäre die Abschaffung des 
Zeugnisverweigerungsrechts f¿r den Status ñVerlobteò und die Ausweitung der Katalogstraftaten 
hinsichtlich der Telekommunikationsüberwachung und der Erhebung der Verkehrsdaten (§§ 
100a und 100g StPO) für die Straftatbestände Zuhälterei und Zwangsprostitution. 

Auf der Wunschliste weit oben ist die Einführung einer Beweislastumkehr und eine eigene 
Zuständigkeit des Verfassungsschutzes (wie es sie bereits in einigen Bundesländern gibt) für 
die Bekämpfung der organisierten Kriminalität; werden doch immer öfter Zusammenhänge 
zwischen der organisierten Kriminalität ï mit all ihren Erscheinungsformen ï und der politisch 
motivierten Kriminalitªt erkannt.ò 

 

ĂWestfalen-Blatt onlineñ vom: 20.08.2020 ï  ĂAnstieg auf 143.500 
Fälle ï Reul: ĂDas ist ein echtes Problemñ ï Immer mehr 
Unfallfluchtenñ: https://www.westfalen -
blatt.de/Ueberregional/Nachrichten/Themen -des-Tages/4254556-
Anstieg -auf -143.500-Faelle-Reul -Das-ist -ein-echtes -Problem -
Immer -mehr -Unfallfluchten  
 

 
NRW-Innenminister Herbert Reul Foto: dpa 
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Düsseldorf : (WB). Seit 2015 steigen die Zahlen der Fahrerfluchten nach Verkehrsunfällen 
kontinuierlich an. NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) bereitet die Entwicklung Sorgen. Die 
Aufklärung der Fälle ist nun ein Schwerpunkt der Polizeiarbeit.  

Von Christian Schwerdtfeger  

Es ist etwa 23.45 Uhr, als der Smart am 1. August auf der A46 in Fahrtrichtung Neuss gegen 
ein Verkehrsschild prallt und sich überschlägt. Der 62-jährige Fahrer und seine 53-jährige 
Beifahrerin überleben den Unfall schwer verletzt. Es stellt sich heraus, dass der Smart 
wahrscheinlich von einem anderen Fahrzeug gerammt worden sein muss und deswegen von 
der Fahrbahn abgekommen ist. Der mutmaßliche Unfallverursacher flüchtet. Thomas Gerlach, 
ein Freund der Verunglückten, startet auf Facebook einen Zeugenaufruf.  

Innerhalb weniger Tage wird der Artikel auf der Kommunikationsplattform fast 11.000 Mal 
geteilt. ĂDamit habe ich nicht gerechnet. Es sind sogar Hinweise eingegangen, denen die Polizei 
nachgegangen ist oder es noch tutñ, sagt er.  

Unfallfluchten befinden sich in Nordrhein-Westfalen auf einem traurigen Höchststand. Demnach 
stieg die Zahl in dem Zeitraum (2015 bis 2019) von 127.600 auf 143.500 Fälle. Im 
überwiegenden Teil blieb es bei Blechschäden. Aber auch die Zahl der Verkehrsunfälle mit 
Personenschaden stieg in den fünf Jahren von 5418 (2015) auf 5639 (2019).  

 

Schwerpunkt der NRW -Polizei  

ĂDie steigende Zahl von Unfallfluchten ist ein echtes Problem. Da geht es nicht nur um 
Sachschªden in Millionenhºhe, da werden Menschen verletzt und sogar getºtetñ, sagte NRW-
Innenminister Herbert Reul (CDU) unserer Redaktion. Deshalb sei die Aufklärung von 
Unfallfluchten auch ein Schwerpunkt der NRW-Polizei geworden, so Reul. Die Polizei ermittele 
in diesen Fällen mit großem Aufwand und hartnäckig ï besonders dann, wenn Personen zu 
Schaden gekommen seien. ĂStªndig sensibilisieren wir alle Verkehrsteilnehmer, die Augen 
aufzuhalten, etwa durch Kampagnen wie āUnfallflucht ist unfairó. Ich kann nur davor warnen, sich 
einfach aus dem Staub zu machen. Denn Unfallflucht ist kein Kavaliersdeliktñ, betonte Reul.  

Verkehrsunfallfluchten werden im Strafgesetzbuch als Straftaten eingestuft. Manchmal enden 
sie sogar tºdlich. ĂEs ist daher geboten, sie mit dem gleichen Aufwand, wie er beim Vorliegen 
schwerer Kriminalstraftaten betrieben wird, zu verfolgenñ, sagt Erich Rettinghaus, Vorsitzender 
der Deutschen Polizeigewerkschaft in NRW. ĂGerade Unfallfluchten mit verletzten oder 
getöteten Personen sind daher von speziell ausgebildeten Unfallaufnahme-Teams und von 
qualifizierten Sachbearbeitern durch gezielte Ermittlungsarbeit aufzuklªrenñ, fordert er. Oftmals 
stecke hinter der Unfallflucht auch ein weiteres Motiv. ĂManche Tªter sind betrunken oder 
haben gar keinen F¿hrerscheinñ, sagt er.  

Im Fall des verunglückten Smarts auf der A46 geht die Polizei zunächst nicht von 
Fremdeinwirkung aus. Das ändert sich erst, als sich Thomas Gerlach einschaltet und selbst den 
Unfallort anschaut. ĂIch habe mir das genau angeguckt und Spuren gesichert wie einen 
AuÇenspiegel eines anderen Fahrzeugsñ, sagt er. Mit seinen Erkenntnissen geht er zur Polizei. 
Diese schickt daraufhin die Spurensicherung. ĂDann hat auch die Polizei ihre Meinung 
geªndertñ, sagt Gerlach und hofft, dass der mutmaÇliche Unfallverursacher noch gefasst wird. 
Zeugen sollen sich bei der Polizei melden. Die beiden Opfer befinden sich nicht mehr im 
Krankenhaus.  

 

 

 



 

Quelle: www.dpolg -nrw.de  vom: 03.09.2020 - ĂDPolG im Innenausschuss ï 
effektive Kriminalprävention durch eine Stärkung der sozialraumorientierten 
Polizeiarbeitñ: https://www.dpolg -nrw.de/aktuelles/news/effektive -
kriminalpraevention -durch -eine-staerkung -der -sozialraumorientierten -
polizeiarbeit -antrag -der -fraktion -buendnis -90-die-gruenen -drucksache -17-
7750/ 

Effektive Kriminalprävention durch eine Stärkung der sozialraumorientierten Polizeiarbeit 
- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN, Drucksache 17 / 7750  

 
Foto: E. Fiegel 

Nach bereits ausgefallener Präsenzveranstaltung im März 2020 wurde diese nun heute 
nachgeholt.  

Für die DPolG standen der Landesvorsitzende, Erich Rettinghaus, und der stellvertretende 
Vorsitzende, Michael Habeck, den Abgeordneten Rede und Antwort.  
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ĂRP onlineñ vom: 08.09.2020 ï ĂViele Hªndler sitzen in den Niederlanden ï 
Corona fördert Online -Drogenhandelñ: https://rp -
online.de/nrw/panorama/drogenhandel -im-internet -floriert -polizei -registriert -
tausende -faelle_aid -53217131 

 

 
Beschlagnahmte Drogen in NRW (Archivbild). Foto: dpa/Henning Kaiser 

 
Berlin/Düsseldorf : Fahnder aus NRW beobachten, dass die Krise die Verlagerung des 
illegalen Geschäfts ins Netz beschleunigt. Im Shutdown stieg der Umsatz massiv. Viele Täter 
sitzen in den Niederlanden. 

Von Gregor Mayntz und Christian Schwerdtfeger 

Der illegale Handel mit Betäubungsmitteln verlagert sich immer mehr ins Internet und speziell 
ins sogenannte Darknet. Im vergangenen Jahr registrierte die Polizei in NRW nach Angaben 
des Innenministeriums 5681 Fälle von Drogenhandel im Netz; zwei Jahre zuvor waren es 3061. 
Im Vergleich zu 2018 ging die Zahl der registrierten Fälle zwar um 7,6 Prozent zurück, Experten 
erklären sich das allerdings vor allem mit erhöhten Vorsichtsmaßnahmen bei den Tätern. 
Zudem dürfte es eine hohe Dunkelziffer geben, sagt Erich Rettinghaus, NRW-Vorsitzender der 
Deutschen Polizeigewerkschaft. 

Wie der Chef des Bundeskriminalamtes (BKA), Holger Münch, am Dienstag in Berlin mitteilte, 
hat der Onlinehandel mit Drogen in der Coronakrise noch weiter zugenommen. Demnach stieg 
im Shutdown der Umsatz auf 16 einschlägigen Onlinebörsen mit illegalen Drogen um 30 
Prozent. ĂEs gab keine Knappheit auf dem Marktñ, stellte M¿nch fest. Der schon vorher 
unübersehbare Trend zum Drogenhandel per anonymer Online-Absprache und diskretem 
Postversand habe sich damit durch die Corona-Kontaktbeschränkungen deutlich beschleunigt, 
so der BKA-Chef. 

Info 
Darknet ï der verborgene Teil des Internets   

Definition  Im Darknet kann man sich fast komplett anonym bewegen. Der Bereich wird von 
Menschen genutzt, die viel Wert auf Privatsphäre legen ï aber auch von Kriminellen. 

https://rp-online.de/nrw/panorama/drogenhandel-im-internet-floriert-polizei-registriert-tausende-faelle_aid-53217131
https://rp-online.de/nrw/panorama/drogenhandel-im-internet-floriert-polizei-registriert-tausende-faelle_aid-53217131
https://rp-online.de/nrw/panorama/drogenhandel-im-internet-floriert-polizei-registriert-tausende-faelle_aid-53217131
https://rp-online.de/autor/gregor-mayntz-mz/
https://rp-online.de/autor/christian-schwerdtfeger-csh/


Zugang  Der Zugang ist ¿ber eine Anonymisierungssoftware wie zum Beispiel ĂTorñ mºglich. 

Die Täter im Bereich des Online-Drogenhandels entsprechen laut NRW-Innenministerium nicht 
mehr dem Typus des klassischen Dealers, der sich in der offenen Drogenszene bewegt. 
ĂOnlinehªndler sind hªufig gebildet und haben gute IT-Kenntnisseñ, sagte ein Sprecher des 
Ministeriums. Demnach wird Rauschgift im Darknet auf einer Vielzahl von Marktplätzen 
angeboten, die in ihrem Aufbau Verkaufsportalen wie Amazon, Zalando oder Ebay ähnelten. 
ĂAuf diesen Marktplªtzen sind Verkªufer gelistet, die ihr Angebot in den verschiedenen 
Kategorien mit Bildern anbieten. Als Zahlungsmittel werden digitale Währungen, oftmals Bitcoin, 
aber auch andere Kryptowªhrungen verlangtñ, erklªrte der Sprecher. Der Versand erfolge per 
Post; die Kommunikation sei verschl¿sselt. ĂDiese Art des Warenaustauschs ist sehr beliebt, 
weil beide Seiten anonym bleiben kºnnenñ, sagte er. 

Den illegalen Onlinehandel dominieren vor allem niederlªndische Anbieter. ĂIn den 
Untergrundhandelsforen des Darknets gilt ein Bezug zu den Niederlanden als G¿tesiegelñ, so 
der Sprecher des NRW-Innenministeriums. Die Polizei habe im vergangenen Jahr 60 Prozent 
der verfolgten Straftäter identifizieren können, die im großen Stil Handel trieben, sagte Münch. 

In Deutschland ist die Drogenkriminalität nach Angaben Münchs im neunten Jahr in Folge 
angestiegen. Bei fast zwei von drei festgestellten Drogendelikten geht es um Cannabis. Doch 
beobachten Fahnder beim Kokain mit 12,2 Prozent Steigerungsrate die größte Zunahme im 
vergangenen Jahr. Von insgesamt 359.747 Drogendelikten entfielen 20.107 auf Kokain, fast 
doppelt so viele wie auf Heroin (10.901). Einzig die Zahl der Straftaten im Zusammenhang mit 
Crystal Meth ging um knapp vier Prozent auf 9.960 zurück. Die Drogenbeauftragte Daniela 
Ludwig führte dies auf Informationskampagnen zur Vorsorge zurück. 

Die Rauschgiftproduktion wird insbesondere in Nordrhein-Westfalen zunehmend auch zu einem 
Umweltproblem. Bereits mehrfach haben niederländische Produzenten, aber auch Großlabore 
aus NRW umweltbelastende Abfälle aus der Drogenerzeugung in der Grenzregion illegal 
entsorgt. 
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NRW-Innenminister Herbert Reul bei einer Pressekonferenz in Düsseldorf. Foto: dpa/Marcel Kusch 

 

Essen : In Nordrhein-Westfalen sind zahlreiche Polizisten aufgeflogen, die sich untereinander 
rechtsextreme Nachrichten in Chatgruppen geschickt haben sollen. Es wurden unter anderem 
Bilder von Adolf Hitler und von Hakenkreuzen gefunden. Am Mittwoch gab es in mehreren 
Städten Razzien. 
 

Bei der Polizei in Nordrhein-Westfalen werden 29 Beamte verdächtigt, an mindestens fünf 
rechtsextremen Chat-Gruppen beteiligt gewesen zu sein. Das teilte NRW-Innenminister Herbert 
Reul (CDU) am Mittwoch in Düsseldorf auf einer kurzfristig anberaumten Pressekonferenz mit. 
Alle Polizisten seien sofort vom Dienst suspendiert worden. Reul sprach von einer ĂSchande f¿r 
die Polizeiñ: ĂRechtsextreme und Neonazis haben bei der Polizei in NRW nichts zu suchen.ñ 

In den Chats seien 126 Bilddateien mit strafrechtlich relevanten Inhalten entdeckt worden, 
darunter Bilder von Adolf Hitler, Hakenkreuzen und Reichskriegsflaggen sowie eine fiktive 
Darstellung eines Flüchtlings in einer Gaskammer. Eine Chatgruppe sei schon im Jahr 2013 
gegr¿ndet worden. ĂDieser Fall trifft die nordrhein-westfªlische Polizei bis ins Markñ, sagte Reul. 
ĂEs ist ein Schlag ins Gesicht f¿r die Mehrzahl der 50.000 Polizisten, Beschªftigen bei der 
Polizei und Regierungsangestellten. Sie sind jetzt zu recht wütend und traurig und sie sind 
zurecht fassungslos ï genauso wie ich. Nicht nur für die Bürger, sondern auch für sie werden 
wir diesen Skandal aufarbeiten.ñ 

Seit Mittwochmorgen wurden insgesamt 34 Polizeidienststellen und Privatwohnungen in 
Duisburg, Essen, Moers, Mülheim und Oberhausen durchsucht. Mehr als 200 Ermittler waren 
bei den Razzien im Einsatz. Die Behörden ermitteln wegen der Verbreitung und des 
Empfangens rechtsextremistischer Propaganda gegen 11 der 29 Beamten. Bei ihnen gibt es 
damit einen strafrechtlichen Tatverdacht. Die Ermittler gehen davon aus, dass die 
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Beschuldigten aktiv Inhalte in die Gruppen eingestellt haben. In allen elf Fällen wurden 
Durchsuchungsbeschlüsse vollstreckt. Zudem wurden weitere drei Durchsuchungsbeschlüsse 
in Disziplinarverfahren beim Verwaltungsgericht D¿sseldorf erwirkt. ĂDas ist eine sehr 
schwerwiegende Maßnahme im Disziplinarverfahren und wird nur in ganz herausragenden 
Fªllen vorgenommenñ, erklªrte Michael Fr¿cht, Leiter der Polizeiausbildung. 

Bei den 14 Betroffenen liegen Anhaltspunkte vor, die so schwer wiegen, dass sie möglichst ein 
Dienstverbot auf Lebenszeit erhalten sollen, hieß es weiter. Bei ihnen sei laut Ermittlern nicht zu 
erwarten, dass sie in Zukunft noch einmal dazu befähigt sein könnten, als Polizisten zu 
arbeiten. 

Der Ursprung der Ermittlungen liegt in einem anderen Verfahren gegen einen jetzt auch 
beschuldigten 32-jährigen Polizisten. In diesem Verfahren wird dem Mann vorgeworfen, 
Dienstgeheimnisse an einen Journalisten gegeben zu haben. Ende August wurde die Wohnung 
des Beamten durchsucht. Dabei stellten die Ermittler auch sein Handy sicher und stießen auf 
die jetzt im Mittelpunkt stehenden Bilder und Chatgruppen. Am 3. September informierte 
Bochums Polizeipräsident das NRW-Innenministerium, dass auf dem Handy Chatinhalte 
gesichert wurden, die den Anfangsverdacht von Straftaten begründeten. Bei der Auswertung 
wurden dann unter anderem Hitler-Abbildungen und Hakenkreuze entdeckt. 

ĂWir hatten bisher ein einziges Handy, von dem wir alle Informationen haben. Heute haben wir 
weitere Handys dazubekommenñ, teilte Herbert Reul mit. ĂEs ist definitiv zu viel, um von 
Einzelfällen zu sprechen. Aber ich sage auch so klar: Es ist definitiv zu wenig, um von einem 
strukturellen Problem der Polizei zu sprechen.ñ Wahrscheinlich werde man durch Auswertung 
der nun sichergestellten Handys Hinweise auf weitere Chat-Teilnehmer finden, sagte Reul. 

Bei den 15 übrigen Beamten reichte die Beweislage für Durchsuchungsbeschlüsse nicht aus. 
Gegen diese Polizisten wurden aber DisziplinarmaÇnahmen eingeleitet. ĂHier besteht der 
dringende Verdacht von schweren Dienstpflichtverletzungenñ, sagte Reul. ĂDie Ermittler gehen 
bei ihnen davon aus, dass sie die Bilder empfangen haben. Ob wirklich jeder dieser Beamten 
die Bilder angesehen hat, ist Gegenstand der Ermittlungen.ñ 

Der NRW-Innenminister kündigte ein konsequentes Vorgehen gegen die Beschuldigten an. 
ĂDas d¿rfen die Verfassungsfeinde, die in unseren Reihen sind, durchaus als Drohung 
empfinden. Ich werde den Kampf gegen Rechtsextremismus in den eigenen Reihen mit der 
gleichen Entschlossenheit und der gleichen Ausdauer führen wie den Kampf gegen 
Kindesmissbrauch und Kinderpornografie.ñ Reul k¿ndigte eine Sonderinspektion f¿r das vor 
allem betroffene Polizeipräsidium Essen an. Zudem werde er einen Sonderbeauftragten für 
rechtsextremistische Tendenzen in der nordrhein-westfälischen Polizei berufen. Er werde alles 
in seiner Macht stehende daf¿r tun, Ădiese Menschen aus dem Dienst zu entfernenñ, sagte Reul 
über die betroffenen Beamten. 

Der nun bekannt gewordene Fall wurde demnach von der Polizei selbst aufgedeckt. Am 3. 
September sei eine Sonderkommission gegr¿ndet worden. ĂWir haben entschieden, 
einschneidende Konsequenzen f¿r die Polizei zu treffenñ, sagte Reul. 

Mit großem Entsetzen hat die Gewerkschaft der Polizei (GdP) auf das Vorhandensein einer 
rechtsextremen Chatgruppe im Polizeiprªsidium Essen reagiert. ĂDie Bekªmpfung des 
Rechtsextremismus gehºrt zur DNA der Polizeiñ, betonte der stellvertretende GdP-
Landesvorsitzende Michael Maatz unmittelbar nach Bekanntwerden der schwerwiegenden 
Vorw¿rfe gegen die Essener Beamten. ĂDie Polizistinnen und Polizisten haben in Deutschland 
eine zentrale Rolle bei der Entwicklung einer liberalen, weltoffenen Gesellschaft gespielt. Sie 
stehen für den Schutz unserer demokratischen Rechte. Dass es trotzdem Beamte gibt, die in 
Chatgruppen rechtsradikale, fremdenfeindliche Inhalte teilen, ist unertrªglich.ñ 

Erich Rettinghaus, NRW-Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft, erklªrte: ĂDie 
Polizeigewerkschaft distanziert sich klar gegen rechtes Gedankengut innerhalb der Polizei ï wie 
auch gegen jedes andere extremistische Gedankengut. Die Polizei muss neutral sein und sich 



stets auf dem Boden der freiheitlichen demokratischen Grundordnung bewegen. Zudem ist die 
Polizei auch ein Spiegel der Gesellschaft; der absolute Großteil der Kollegen lebt und verkörpert 
diese Werte. Natürlich gilt die Unschuldsvermutung für alle ï so auch für die jetzt beschuldigten 
Polizeibeamten ï bis zum Abschluss der Ermittlungen. Diese gilt es nun abzuwarten und 
Vorverurteilungen zu unterlassen.ñ 

Auch Daniela Lesmeister, Abteilungsleiterin bei der Polizei in NRW, ªuÇerte sich best¿rzt: ĂIch 
bin entsetzt über die Abgründe, die sich aufgetan haben. Wir wussten aus der Vergangenheit, 
dass es hier und da mal extremistisches Gedankengut leider auch in der NRW-Polizei gibt. Aber 
diese Dimension macht mich und auch die erfahrenen Führungskräfte im Ministerium 
sprachlos.ñ 

Christos Katzidis, innenpolitischer Sprecher der CDU NRW, sagte: ĂDass diejenigen, die unsere 
Werte schützen und verteidigen sollten, sie stattdessen wohl mit Füßen getreten haben, ist 
skandalös. Wenn sich der Verdacht gegen die Beamten erhärtet, gibt es für sie in der nordrhein-
westfälischen Polizei keinen Platz mehr ï und das gilt auch für alle, die womöglich geschwiegen 
und die Tªter gedeckt haben. Korpsgeist d¿rfen und werden wir hier nicht dulden.ñ 

Der innenpolitische Sprecher und stellvertretende Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Marc 
L¿rbke, erklªrte: ĂWir m¿ssen als Politik und Gesellschaft deutlich machen, dass es keinen 
Millimeter Platz für Rassismus und Intoleranz in unserer Gesellschaft gibt. Das gilt ganz 
besonders bei unserer Polizei. Denn Polizeibeamte schwören einen Eid auf unsere Verfassung. 
Unsere Bürger müssen vertrauen, dass Polizeibeamte in besonderer Weise unsere Verfassung 
achten. Dieser Eid- und Vertrauensbruch ist daher ein schwerer Tiefschlag in die Magengrube 
des Rechtsstaats.ñ 

Sebastian Hartmann, Vorsitzender der NRW-SPD sagte: ĂWir brauchen eine schonungslose 
Aufklärung der Vorgänge und Null Toleranz gegen die Feinde unserer demokratischen 
Gesellschaft und Verfassung. Erst recht bei Repräsentanten des Staates und bewaffneten 
Uniformträgern. Die Behörden müssen genau hinschauen, den Ermittlern alle erforderlichen 
Ressourcen geben und in enger Abstimmung mit den Personalräten eine Strategie zur 
konsequenten Aufdeckung der Netzwerke entwickeln.ñ 

 

ĂMigazin onlineñ vom: 17.09.2020 ï Ă¿belste rassistische Hetze ï 
Ermittlungen gegen rechtsextremes Netzwerk bei der Polizei in 
NRWñ: https://www.migazin.de/2020/09/17/ermittlungen -gegen -
rechtsextremes -netzwerk -bei -der -polizei -in -nrw/  
 
"Übelste Hetze": NRW-Innenminister Reul äußert sich entsetzt über ein rechtsextremes Chat-
Netz in der Polizei. 29 Beamte wurden suspendiert. Die Polizei ermittelt nun mit einer 
Sondereinheit in den eigenen Reihen. Die Besetzung erntet Kritik. 

 

 

https://www.migazin.de/2020/09/17/ermittlungen-gegen-rechtsextremes-netzwerk-bei-der-polizei-in-nrw/
https://www.migazin.de/2020/09/17/ermittlungen-gegen-rechtsextremes-netzwerk-bei-der-polizei-in-nrw/


 

In Nordrhein-Westfalen laufen Ermittlungen wegen Rechtsextremismus in den Reihen der 
Polizei. Innenminister Herbert Reul (CDU) sagte am Mittwoch in Düsseldorf, dass 34 
Polizeidienststellen und Privatwohnungen in Duisburg, Essen, Moers, Mülheim, Oberhausen 
durchsucht worden seien. Die Durchsuchungsbeschlüsse richteten sich demnach gegen 
Polizisten, denen das Versenden und Empfangen von rechtsextremistischer Propaganda in 
privaten WhatsApp-Chatgruppen vorgeworfen wird. 
ĂWir reden hier von ¿belster und widerwªrtigster neonazistischer, rassistischer und 
fl¿chtlingsfeindlicher Hetzeñ, sagte der Innenminister. Mindestens 126 Bilddateien zeigten 
strafrechtlich relevante Inhalte wie zum Beispiel Bilder von Hitler und Hakenkreuzen. Zudem 
seien auch Bilder mit der fiktiven Darstellung eines Flüchtlings in der Gaskammer eines 
Konzentrationslagers zu sehen sowie eine verächtlichmachende Darstellung der Erschießung 
von Menschen mit schwarzer Hautfarbe. 

Reul: Keine Einzelfälle mehr  

ĂIch muss Ihnen sagen, dass mich dieser Vorgang sprachlos macht und, seitdem ich davon 
weiÇ, nicht mehr loslªsstñ, sagte Reul und ergªnzte: ĂIch habe lange gedacht, ich habe gehofft, 
es wären Einzelfälle. Aber inzwischen ist mir klar: Es sind nicht nur einzelne Fälle. Erst Hamm, 
dann Aachen, jetzt Mühlheim. Das ist zu viel. Das ist mir zu viel. Da kann ich nicht mehr von 
einzelnen Fªllen reden. Wir m¿ssen damit rechnen, dass weitere Fªlle dazukommen.ñ 

Im Verdacht stehen den Angaben zufolge 29 Polizistinnen und Polizisten, die alle vorläufig vom 
Dienst suspendiert wurden und gegen die alle ein Disziplinarverfahren eröffnet wurde, in 14 
Fällen mit dem Ziel der Entfernung aus dem Dienst. Bis auf weiteres darf keiner der Betroffenen 
die Polizeiuniform tragen oder ein Dienstgebäude betreten. Dienstausweis und Waffen mussten 
abgegeben werden. 

Bundesjustizministerin Christine Lambrecht (SPD) forderte eine lückenlose Aufklärung. 
ĂPolizistinnen und Polizisten stehen f¿r den Schutz unserer Demokratieñ, sagte Lambrecht den 
Zeitungen der Funke Mediengruppe. ĂDaran darf es nicht den geringsten Zweifel geben, auch 
und gerade im eigenen Interesse der Polizei.ñ Deshalb m¿ssten die Vorfªlle mit allem 
Nachdruck untersucht und aufgeklªrt werden: ĂWenn sich die Vorw¿rfe erhªrten, m¿ssen die 
Fªlle konsequent geahndet werden.ñ Das sei wichtig f¿r das Vertrauen in den Rechtsstaat und 
die Werte des Grundgesetzes, Ăf¿r die die Polizistinnen und Polizisten jeden Tag einstehenñ, 
betonte sie. 

29 Polizeibeamte betroffen  

Unter den 29 Betroffenen sind allein 25 Beamte, die zum Polizeipräsidium Essen gehören, wie 
Reul erläuterte. Ein Beamter sei im Landeskriminalamt tätig, ein weiterer im Landesamt für 
Ausbildung, Fortbildung und Personalangelegenheiten, zwei im Landesamt für Zentrale 
Polizeiliche Dienste. 

Bereits am 3. September wurde die Sonderkommission ĂParabelñ eingerichtet, die mit 200 
Mitgliedern in der Sache ermittelt. ĂDas ist also, auch wenn es komisch klingt, das einzig 
Erfreuliche an diesen schrecklichen Vorgängen: Der Fall wurde durch die Polizei selbst 
aufgedecktñ, sagte Reul. 

Sonderbeauftragter berufen  

Für das vor allem betroffene Polizeipräsidium Essen wurde eine Sonderinspektion angeordnet. 
Darüber hinaus beruft der Minister mit Uwe Reichel-Offermann, bislang stellvertretender Leiter 
der Verfassungsschutzabteilung, einen ĂSonderbeauftragten rechtsextremistische Tendenzen in 
der nordrhein-westfªlischen Polizeiñ. Er soll zunªchst ein Lagebild zum Rechtsextremismus in 
der Polizei erstellen. 



In den sozialen Netzwerken erntete die Personalie Reichel-Offermann Kritik. Maximilian Pichl 
etwa schrieb im Kurznachrichtendienst Twitter: ĂToll, Uwe Reichel Offermann hat schon im 
#NSU Untersuchungsausschuss NRW demonstriert, dass er an einer rechtsstaatlichen 
Aufklärung von Rechtsterrorismus eigentlich kein Interesse hat ï zu den meisten Fragen der 
Abgeordneten sagte er damals nix. Der findet bestimmt was raus.ñ 

Polizeigewerkschaft distanziert sich  

Der Essener Polizeipräsident Frank Richter äußerte sich bestürzt. Wer rechtes Gedankengut 
verbreite oder sich mit solchen Inhalten identifiziere, habe in der Polizei keinen Platz. Dieses 
Handeln stehe im Gegensatz zu dem pflichtbewussten und verfassungskonformen Einsatz der 
Mitarbeiter, die sich mit großem Engagement für die innere Sicherheit einsetzten. 

Die Deutsche Polizeigewerkschaft in NRW distanzierte sich am Mittwoch von rechtem 
Gedankengut innerhalb der Polizei. ĂDie Polizei muss neutral sein und sich stets auf dem Boden 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung bewegenñ, erklªrte der Landesvorsitzende 
Erich Rettinghaus. Auch die Gewerkschaft der Polizei in NRW reagierte mit Entsetzen. Dass es 
Beamte gebe, die in Chatgruppen rechtsradikale fremdenfeindliche Inhalte teilen, sei 
unerträglich. (epd/mig) 

 

ĂRP onlineñ vom: 17.09.2020 ï  ĂDebatte im Landtag ï Politik debattiert über 
Polizeiskandalñ: https://rp -online.de/nrw/landespolitik/der -polizei -skandal -in -
nrw -weitet -sich -aus_aid -53415493 
 

 
NRW-Innenminister Reul unterrichtet den Landtag über Maßnahmen zur Bekämpfung des Rechtsextremismus in 
der Polizei. Foto: Rolf Vennenbernd/dpa Foto: dpa/Rolf Vennenbernd 

 
Düsseldorf Nach den rassistischen Chats fordert Minister Reul eine neue Kultur in den 
Behörden. SPD und Grüne im Düsseldorfer Landtag verlangen Aufklärung durch unabhängige 
Wissenschaftler. 

Von Kirsten Bialdiga und Christian Schwerdtfeger 
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Der Polizei-Skandal um rechtsextremistische Chats und Bilder in NRW weitet sich aus. Eine 
weitere Polizistin sei vom Dienst suspendiert worden, sagte NRW-Innenminister Herbert Reul 
(CDU) am Donnerstag. Es handele sich um die Lebensgefährtin eines Chatgruppen-Mitglieds. 
Zudem bestehe ein Verdacht wegen Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz und das 
Waffenrecht. 

Damit erhºht sich die Zahl der Verdªchtigen auf 30. Dazu Reul: ĂDas kann noch mehr werden.ñ 
Die Polizisten, zumeist aus Mülheim, sollen teils bereits seit 2012 in fünf Chatgruppen 
rechtsextremistische Symbole und Fotomontagen, etwa Erschießungen von Menschen mit 
dunkler Hautfarbe oder Flüchtlinge in Gaskammern, ausgetauscht haben. 

Das Ganze habe ein Ausmaß und eine Abscheulichkeit, die er nicht für möglich gehalten habe, 
sagte der Innenminister und rªumte ein: ĂVielleicht haben wir die Dimension unterschªtzt.ñ Er 
k¿ndigte radikale Aufklªrung an und ein Konzept zur Prªvention: ĂWir brauchen eine neue 
Kultur in der Polizei.ñ Tags zuvor hatte er bereits einen Sonderermittler berufen. 

SPD-Innenexperte Sven Wolf forderte im Landtag darüber hinaus eine unabhängige 
wissenschaftliche Studie, wie auch das internationale Auschwitz-Komitee sie empfehle. Ähnlich 
äußerte sich Verena Schäffer von den Grünen. Die Forderung nach einer Studie begründete sie 
zugleich damit, dass rassistische Einstellungen gravierende Auswirkungen auf die 
Ermittlungsarbeit von Polizisten hätten. Zu lange habe sich die Landesregierung bei dem 
Thema ĂRechtsextremismus in der Polizeiñ zur¿ckgehalten. 

Erich Rettinghaus, NRW-Chef der Deutschen Polizeigewerkschaft, sagte: ĂWir m¿ssen erst die 
Ermittlungen abwarten. Sollten dann die Fakten überwiegen, die für eine wissenschaftliche 
Studie sprechen, sollte man sich nicht dagegen verwehren.ñ Die Deutsche Polizeihochschule 
solle die Studie mit externen Experten durchführen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

ĂSpiegel Panorama onlineñ vom: 16.09.2020 ï  ĂRechtsextreme Chatgruppen 
der NRW-Polizei ï Hetzer auf der Wacheñ: 
https://www.spiegel.de/panorama/justiz/polizei -essen -rechtsextreme -
chatgruppen -aufgeflogen -hetzer -auf-der -wache -a-027c5519-694c-4bd3-9150-
0c6d843e03a3?sara_ecid=soci_upd_KsBF0AFjflf0DZCxpPYDCQgO1dEMph  
 
Verdächtige Polizisten, fünf Chatgruppen, abscheuliche Nachrichten: Ein Polizeiskandal 
erschüttert Nordrhein-Westfalen. Es ist nicht der erste, doch er ist besonders weitreichend - und 
könnte für Innenminister Reul gefährlich werden.  
 
Von Jörg Diehl, Lukas Eberle, Fidelius Schmid und Jean-Pierre Ziegler 

 

 

Polizist (Symbolbild): 29 Beamtinnen und Beamte unter Verdacht Foto: Klubovy / Getty Images 

Um sechs Uhr morgens schwärmten am Mittwoch mehr als 200 Polizisten in Nordrhein-
Westfalen zu einer wohl beispiellosen Operation aus. Im Fokus der Beamten der Soko 
ĂParabelñ: Kollegen von der Polizei. 

Sie durchsuchten deren Wohnungen und Dienststellen in Duisburg, Essen, Mülheim an der 
Ruhr, Oberhausen, Moers und Selm. Orte, wo diese Kollegen leben und arbeiten, 29 
Polizistinnen und Polizisten. Sie sollen rechtsextreme Nachrichten in fünf Chatgruppen 
empfangen oder abgeschickt haben. "Tiefbraune Sauce", nennt ein mit dem Fall vertrauter 
Beamter die geteilten Inhalte. 

Nordrhein-Westfalen erlebt einen Polizeiskandal, dessen Ausmaß noch nicht absehbar ist. Klar 
ist: Nicht zum ersten Mal fallen Polizisten mit rechtsextremen Einstellungen auf. Doch diesmal 
deutet sich ein eklatantes Führungsversagen an. Und der Fall dürfte wegen seiner Dimension 
das Vertrauen in die Sicherheitskräfte besonders stark untergraben. 
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ĂCop2Cop onlineñ vom: 18.09.2020 ï ĂPolizeiprªsidium Essen: Verdacht auf 
rechtsextreme Chatgruppe von Polizistenñ: 
https://www.cop2cop.de/2020/09/18/polizeipraesidium -essen -verdacht -auf -
rechtsextreme -chatgruppe -von -polizisten/  

Dazu der Landesvorsitzende Erich Rettinghaus:ĂDie DPolG NRW distanziert sich klar gegen 
rechtes Gedankengut innerhalb der Polizei ï wie auch gegen jedes andere extremistische 
Gedankengut. Die Polizei muss neutral sein und sich stets auf dem Boden der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung bewegen. 

Zudem ist die Polizei auch ein Spiegel der Gesellschaft; der absolute Großteil der Kolleginnen 
und Kollegen lebt und verkörpert diese Werte. 

Natürlich gilt die Unschuldsvermutung für alle ï so auch für die jetzt beschuldigten 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten ï bis zum Abschluss der Ermittlungen. Diese gilt es nun 
abzuwarten und Vorverurteilungen zu unterlassen.ñ 

 

ĂRP onlineñ vom: 18.09.2020 ï Thema: ĂPolizei-Skandal in NRW ï 
Gewerkschaften weisen Forderung nach externer Kontrolle zur¿ckñ ï Link: 
https://rp -online.de/nrw/panorama/polizei -skandal -in -nrw -gewerkschaften -
gegen -externe -kontrolle_aid -53437271 

 

Zwei Polizisten im Einsatz (Symbolbild) Foto: dpa, frg fpt 

 

Düsseldorf  :30 Polizisten wurden in NRW suspendiert, weil sie in rechtsextremen Chatgruppen 
unterwegs gewesen sein sollen. Forscher fordern unabhängige Kontrollinstanzen für die Polizei 
ï bei den Gewerkschaften will man davon nichts wissen. 

Von Marlen Keß  

Nachdem bei der NRW-Polizei mehrere Chatgruppen mit rechtsextremen Inhalten aufgeflogen 
sind, fordern Experten unabhängige Kontroll- und Meldeinstanzen. Der Kreislauf, dass auch in 
solchen Fällen Polizisten gegen Polizisten ermitteln, müsse durchbrochen werden, sagt der 

https://www.cop2cop.de/2020/09/18/polizeipraesidium-essen-verdacht-auf-rechtsextreme-chatgruppe-von-polizisten/
https://www.cop2cop.de/2020/09/18/polizeipraesidium-essen-verdacht-auf-rechtsextreme-chatgruppe-von-polizisten/
https://rp-online.de/nrw/panorama/polizei-skandal-in-nrw-gewerkschaften-gegen-externe-kontrolle_aid-53437271
https://rp-online.de/nrw/panorama/polizei-skandal-in-nrw-gewerkschaften-gegen-externe-kontrolle_aid-53437271
https://rp-online.de/autor/marlen-kess-kess/


Polizeiwissenschaftler Rafael Behr von der Akademie der Polizei in Hamburg. Dass die 
Gruppen so lange nicht aufgeflogen seien, habe auch mit den ehernen Gesetzen zu tun, die 
unter Polizisten gelten, so Behr: ĂKollegenverrat ist eine Tods¿nde in der Polizistenkultur.ñ Es 
müsse deshalb anonyme Hinweissysteme und eine Institution mit Ermittlungskompetenz 
außerhalb der Polizei geben. 

Wegen der Chatgruppen wurden laut NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) 30 Polizisten 
vorläufig vom Dienst suspendiert, 14 Beamte sollen ganz aus dem Dienst entfernt werden. Am 
Mittwoch waren bei Hausdurchsuchungen unter anderem Mobiltelefone und Festplatten 
beschlagnahmt worden. Zudem kündigte Reul an, den Verfassungsschützer Uwe Reichel-
Offermann als Sonderbeauftragten zu rechtsextremistischen Tendenzen bei der NRW-Polizei 
einzusetzen. 

Der Anwalt eines der betroffenen Polizisten, Volker Schröder, kritisierte am Freitag, dass es 
keinen externen beziehungsweise neutralen Ansprechpartner für Polizisten gebe, der Hinweise 
auf rechtsextreme Umtriebe aufnehmen könnte. Nur so könnten Beamte Tipps geben, ohne 
selbst in den Vorgängen aufzutauchen. Sein Mandant sei nicht rechtsradikal und bezeichne 
sein Verhalten als ĂgroÇe Gedankenlosigkeit.ñ 

Auch andere Experten wie der Bochumer Kriminologe Tobias Singelnstein und der Chef des 
Bundes Deutscher Kriminalbeamter, Sebastian Fiedler, sprachen sich für eine bessere Kontrolle 
des Polizeiapparats durch unabhängige Stellen aus. Am Freitag kündigte der Vorsitzende der 
Innenministerkonferenz, Thüringens Ressortchef Georg Maier (SPD) an, in den SPD-regierten 
Bundesländern eine Studie zu Rassismus in der Polizei anzustoßen ï notfalls auch ohne die 
unionsregierten Länder, die solche Forderungen bislang überwiegend zurückweisen. Auch 
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) lehnt eine solche Studie auf Bundesebene weiter 
ab. Er sagte der ĂS¿ddeutschen Zeitungñ, der Vorgang bei der NRW-Polizei tue zwar weh, die 
Mehrheit der Polizisten stehe aber zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung. 

Von den Landesverbänden der Polizeigewerkschaften in NRW heißt es auf Anfrage, man halte 
die Einf¿hrung einer unabhªngigen Kontrollinstanz f¿r nicht zielf¿hrend. ĂEs gibt 
Extremismusbeauftragte in jeder Polizeibehºrdeñ, sagt der Vorsitzende der Gewerkschaft der 
Polizei in NRW, Michael Maatz, Ăwir kriegen das innerhalb der Polizei geregelt.ñ Es gebe bereits 
jetzt zahlreiche Instrumentarien zur Evaluierung, zum Beschwerdeeingang und zur Verfolgung 
von Amtsdelikten, erklärt die Deutsche Polizeigewerkschaft NRW.  

Auch das NRW-Innenministerium hält externe Überprüfungsinstanzen derzeit nicht für 
notwendig. Die Erkenntnisse des von Reul eingesetzten Sonderbeauftragten sollen nach 
Angaben einer Ministeriums-Sprecherin die Grundlage für weitere Handlungen bilden. 
ĂNiemandem aber ist damit geholfen, ohne Erkenntnisbasis Strukturen zu schaffen, von denen 
man nicht weiß, was sie bringen, zumal jede Polizeibehörde bereits eine 
Extremismusbeauftragte oder Extremismusbeauftragten hatñ, teilte sie auf Anfrage mit. ĂDer 
Minister ist überzeugt, dass wir methodisch und überlegt vorgehen müssen, er will keinen 
blinden Aktionismus, der politisch-ideologisch motiviert ist. Daf¿r ist ihm das Thema zu wichtig.ñ 

Für Rafael Behr, der seit vielen Jahren zu Organisationskultur und sozialer Kontrolle bei der 
Polizei forscht, geht das nicht weit genug. ĂWenn derjenige aus dem Sicherheitsapparat selbst 
kommt, wird er auch nach dessen Logik arbeiten und vor allem prüfen, was strafrechtlich 
relevant istñ, sagt Behr. Dies greife in einem solchen Fall aber zu kurz: ĂRassistische, 
demütigende, entmenschlichende Aussagen sind eine Frage der Haltung und der Moral.ñ Das 
Gewaltmonopol der Polizei gehe mit einer großen Verantwortung einher, sie dürfe sich 
moralisch nicht angreifbar machen und müsse jetzt daran arbeiten, das gesellschaftliche 
Vertrauen wieder aufzubauen. 

(mit Material der dpa) 
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ĂCop2Copñ vom: 15.10.2020 ï ĂGemeinsamer Gesprªchstermin zwischen Erich 

Rettinghaus und dem neuen Direktor des LZPDñ: 

https://www.cop2cop.de/2020/10/15/gemeinsamer -gespraechstermin -zwischen -erich -

rettinghaus -und -dem-neuen -direktor -des-lzpd -nrw/  

Am 13.10.2020 fand ein gemeinsames Treffen zwischen dem Landesvorsitzenden Erich 
Rettinghaus und dem Direktor des LZPD NRW, Thomas Roosen, statt. 

Im Namen der DPolG wünschte Erich Rettinghaus dem neu ernannten Direktor alles Gute, viel 
Erfolg und stets eine glückliche Hand bei allen anstehenden Entscheidungen. 

Themen waren u. a. nat¿rlich das Vorgangsbearbeitungssystem ñVivaò, ñMobicomò, Basecaps 
und Polohemden als weitere Features der Uniform sowie diverse ï das LZPD und die Polizei 
NRW betreffende ï aktuelle Themen; von IT bis zu Liegenschaften des LZPD. 

Fest steht: Das LZPD ï mit all seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern -, leistet hervorragende 
Arbeit, welche in der Außenwirkung oftmals nicht wahrgenommen wird. Hinter jeder Neuerung 
und Errungenschaft, welche uns allen den Dienst erleichtert und die Ergebnisse verbessert, 
steckt viel Arbeit, Innovation und Wissen! 

 

 

ĂExpress onlineñ vom: 28.10.2020 ï ĂMaskenpflicht-Kontrolle ï droht in Köln 

die Corona -Streife? ï Klare Ansage der Polizeiñ: 

https://www.express.de/koeln/maskenplicht -kontrolle -droht -in-koeln -die-

corona -streife --klare -ansage -der -polizei -37547744 

 

Werden in Köln bald vermehrt Polizisten auf Corona-Streife gehen? Unser Foto wurde im April 2020 bei einem Verdi-

Warnstreik in Köln aufgenommen.Foto: picture alliance/dpa 

Köln - 

Die Polizei soll ab sofort konsequenter die Regeln zur Eindämmung der Corona-Pandemie 
durchsetzen. 
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Das kündigte Nordrhein-Westfalens Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) am Dienstag in 
Düsseldorf an. Jeder Einzelne müsse dazu beitragen, das Virus einzudämmen und solidarisch 
die Regeln befolgen, forderte er. 

NRW sei als dicht besiedelter Ballungsraum besonders von der Pandemie betroffen. Bei den 
neuen Bund-Länder-Beratungen an diesem Mittwoch (28. Oktober) müssten aber auch Regeln 
beschlossen werden, die die Menschen verstehen, unterstrich Laschet. Beschlüsse, die 
niemand nachvollziehen könne, schwächten die Akzeptanz. 

Corona -Spontanpartys wird die Polizei sofort auflösen  

Die Polizei ist sich der Aufgabe bewusst. Eine konkrete Anordnung des Innenministeriums liegt 
den Polizeibehörden in NRW allerdings bislang nicht vor. 

Auf EXPRESS-Nachfrage erklärt Michael Mertens (57), NRW-Vorsitzender der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP): ĂWir werden im Rahmen unserer Mºglichkeiten die 
Ordnungsämter unterstützen. Bereits beschlossen ist, das Beschäftigte der Polizei zusammen 
mit Soldaten der Bundeswehr und der Bundespolizei in Gesundheitsämtern bei der 
Nachverfolgung von Corona-Fªllen helfen werden.ñ Dass Polizisten vermehrt in Köln auf Streife 
gehen, um gezielt die Maskenpflicht zu kontrollieren, sei derzeit nicht geplant. 

Sollte es aber beispielsweise illegale Spontanpartys oder Probleme bei Corona-Quarantäne-
Kontrollen geben, werde die Polizei eingreifen, so Mertens. 

Polizei und Ordnungsamt: Grenze der Belastbarkeit erreicht  

Erich Rettinghaus (56), NRW-Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG): 
ĂDie Polizei ist insgesamt an einer hohen Grenze der Belastbarkeit angelangt. Auch wir 
bemühen uns ï durch Änderung von Schichtmodellen die Kontakte im Dienstbetrieb so gering 
wie möglich zu halten ï und müssen ebenso reagieren im Falle positiver Tests auf unseren 
Dienststellen, um den Dienstbetrieb aufrecht zu erhalten.ñ 

Im Übrigen seien auch die Ordnungsbehörden an die Grenzen der Belastbarkeit angelangt. 

Bleibt an dieser Stelle noch einmal der dringende Appell: Würden sich alle 
verantwortungsbewusst an die Corona-Vorschriften halten, würden Kontrollen und Ahndungen 
überflüssig sein. 

 
 
 
 

ĂPresseportal onlineñ vom: 30.10.2020 ï ĂFDP-Fraktion in NRW: 
Hundertschaften sollen Corona -Schutzverordnung kontrollierenñ: 
https://www.presseportal.de/pm/30621/4748855  

Rheinische Post  

Düsseldorf (ots) 

Die nordrhein-westfälische FDP-Fraktion will Hundertschaften der Polizei einsetzen, um zu 
überprüfen, ob die Corona-Schutzverordnung eingehalten wird. "Sie sollten die kommunalen 
Ordnungskräfte im Kampf gegen die Ausbreitung des Virus unterstützen. Die Einhaltung der 
Regeln muss konsequent kontrolliert, Verstöße müssen geahndet werden", sagte der 
parlamentarische Geschäftsführer der Landtagsfraktion, Henning Höne, der "Rheinischen Post" 
(Freitag). Höne fügte hinzu: "Die Bereitschaftspolizisten könnten zum Beispiel einschlägig 
bekannte Orte aufsuchen, wo große Feiern stattfinden können, die momentan nicht erlaubt sind, 
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und wo Menschen sich treffen und leichtsinnig feiern." Das seien "nicht nur die bekannten 
Partymeilen in Düsseldorf und Köln, sondern gerade auch in den anderen Städten und 
Kreisen", sagte Höne. Dort fehle häufig Personal für die Kontrollen. Gleichzeitig seien bei der 
Bereitschaftspolizei Kapazitäten frei geworden wegen der Beschränkungen bei Fußballspielen. 
"Das sollte genutzt werden."  

Bei der Polizei in Nordrhein-Westfalen spricht man sich für eine Unterstützung der kommunalen 
Kräfte aus. "Im Zuge der Amtshilfe werden wir uns nicht verweigern, auch Polizisten für die 
Kontrollen abzustellen. Auch die Hundertschaften können dafür eingesetzt werden", sagte 
Michael Mertens, Landesvorsitzender der Gewerkschaft der Polizei, der "Rheinischen Post". 
"Aber man muss immer schauen, ob auch ausreichend Kapazitäten bei der Polizei vorhanden 
sind." Ähnlich sieht es Erich Rettinghaus, Landesvorsitzender der Deutschen 
Polizeigewerkschaft. "Ohne Ahndung von Verstößen nutzt die beste Schutzverordnung nichts. 
Die Polizei wird sich nicht herausnehmen können, und so werden uns die Einsätze zur 
Überwachung der Coronaschutz-Verordnungen weiter binden", sagte Rettinghaus der 
"Rheinischen Post".  

In Nordrhein-Westfalen gibt es derzeit 18 Bereitschaftshundertschaften bei der Polizei; hinzu 
kommen drei technische Einsatzeinheiten. Eine Hundertschaft ist eine geschlossene Einheit 
von mindestens 80 Polizisten.  

 

ĂRP onlineñ vom: 31.10.2020 ï ĂKritik an Test-Strategie ï Hunderte 

NRW-Polizisten in Corona -Quarantªneñ: https://rp -

online.de/nrw/panorama/corona -in-nrw -hunderte -nrw -polizisten -in -

quarantaene_aid -54334085 

 

 

Polizisten kommen bei ihren Einsätzen täglich mit vielen fremden Menschen in Kontakt. Trotz Schutzmasken und 

Handschuhen besteht für die Polizisten dabei ein Ansteckungsrisiko. Foto: dpa/Marius Becker 

 

Düsseldorf : In den Kreispolizeibehörden in NRW fehlen offenbar Testmöglichkeiten für die 

Beamten. Die Polizisten sind angehalten, Verstöße gegen die Coronaschutzverordnung stärker 

zu ahnden. 
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In Nordrhein-Westfalen sollen rund 100 Polizisten mit dem COVID-19-Virus infiziert sein, wie 
unsere Redaktion aus Polizeikreisen erfahren hat. ĂInsgesamt stehen etwa 500 Polizisten unter 
Quarantªneñ, hieÇ es den gut informierten Kreisen. Das NRW-Innenministerium wollte die 
Zahlen auf Anfrage nicht kommentieren. Die nordrhein-westfälische Polizei habe in diesem 
Zusammenhang jedoch intensive Überlegungen für den Fall erheblicher krankheitsbedingter 
Personalausfälle getroffen, sagte eine Sprecherin des NRW-Innenministeriums. ĂSollte der 
Dienstbetrieb durch hohe personelle Ausfälle an einer Stelle gefährdet sein, werden innerhalb 
der Behörde Kräfte verlagert. Sollte dies nicht ausreichen, wird über das Landesamt für Zentrale 
Polizeiliche Dienste ein Ausgleich mit benachbarten Polizeibehºrden geschaffenñ, so die 
Sprecherin. 

Zum Vergleich: In Berlin sind nach Angaben der Gewerkschaft der Polizei (GdP) aktuell 28 
Polizisten mit dem Coronavirus infiziert und rund 270 in Quarantäne. 

In vielen Polizeibehºrden des Landes fehlen offenbar Testmºglichkeiten f¿r die Polizisten. ĂEs 
gibt Behörden, bei denen es gut funktioniert. Es gibt aber auch Behörden, wo das nicht 
funktioniertñ, sagt Michael Mertens, Landesvorsitzender der Gewerkschaft der Polizei. Er nennt 
ein Beispiel: ĂEin Polizist wollte sich in einer Behºrde testen lassen, weil er den Verdacht hatte, 
sich im Einsatz angesteckt zu haben. Man hat ihm dann gesagt, er soll sich ins Auto setzen und 
zu einer öffentlichen Testeinrichtung nach Düsseldorf fahrenñ, so Mertens.  Dass es in diesen 
Zeiten solche Missstände bei der Polizei gebe, dürfe nicht wahr sein, so der GdP-Chef. Vom 
Innenministerium sei es versäumt worden, entsprechende einheitliche Regelungen für die 
Polizei zu schaffen. Und das kann sich bitter rªchen.ñ 

Auch die SPD-Landtagsfraktion vermisst eine klare Test-Strategie für die Polizei ï aber nicht 
nur dort, sondern in so ziemlich allen Bereichen. ĂAber gerade die Polizisten, die bei ihren 
Einsätzen täglich viele Kontakte zu fremden Menschen auf der Straße haben, müssen die 
Möglichkeit haben, sich innerhalb der jeweiligen Behörde schnell und unkompliziert testen 
lassen zu kºnnen, wenn sie das mºchten. Aber das ist leider nicht der Fallñ, sagte SPD-
Innenexperte Hartmut Ganske. ĂDer Innenminister hªtte in den Sommermonaten dafür sorgen 
müssen, dass entsprechende Testmöglichkeiten in allen Polizeibehörden mit Beginn der 
dunklen Jahreszeit vorhanden sindñ, so Ganske weiter. Dass es nicht so ist, sei ein schweres 
Versäumnis, betonte er. 

Laut Innenministerium werden Untersuchungen von Polizisten oder die Bestätigung einer 
Corona-Infektion von den unteren Gesundheitsbehörden im Rahmen der kassenärztlichen 
Versorgung von niedergelassenen Ärzten oder durch die Polizeiärzte der nordrhein-
westfälischen Polizei durchgeführt. Durch die polizeiärztlichen Dienste der einzelnen Behörden 
könnten anlassbezogen Testungen zum Ausschluss von COVID-19-Infektionen durchgeführt 
werden. Der Landespolizeiarzt habe die Behörden über diese Verfahrensweise informiert, so 
die Sprecherin des Ministeriums weiter. 

Die nordrhein-westfälische Polizei wird vermehrt gegen Corona-VerstºÇe vorgehen. ĂWer sich 
nicht an die Regeln hält, wird auf eine Polizei treffen, die konsequent einschreitet und auf deren 
Einhaltung pochtñ, sagte NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) am Freitag. Alle Polizisten 
seien angehalten, verstärkt und verschärft einzuschreiten. Dazu würden im Einzelfall auch die 
18 Einsatz-Hundertschaften der Landespolizei hinzugezogen. 

Innerhalb der Polizei geht man davon aus, dass in den nächsten Tagen ein neuer Erlass des 
Innenministeriums ergehen wird, in dem die Arbeitszeiten und Arbeitsweisen der Pandemie 
angepasst werden. ĂProblematisch ist nªmlich, dass eine ganze Dienstgruppe ausfällt, sobald 
eine Person aus der Gruppe infiziert istñ, erklªrt Erich Rettinghaus, Landesvorsitzender der 
Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG). ĂAber auch wir bem¿hen uns schon jetzt durch 
Änderung von Schichtmodellen die Kontakte im Dienstbetrieb so gering wie möglich zu 
halten.  Und wir müssen ja schon entsprechend reagieren im Falle positiver Tests auf unseren 
Dienststellen, um den Dienstbetrieb aufrecht zu erhaltenñ, so Rettinghaus weiter. 

(csh)  
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ĂRP onlineñ vom: 11.11.2020 ï ĂSpektakulªre Tat in Emmerich ï Einbrecher 
stehlen rund 6,5 Millionen Euro aus Zollamtñ: https://rp -
online.de/nrw/panorama/emmerich -einbrecher -stehlen -rund -6-5-millionen -
euro -aus-zoll_aid -54558173 
 

 
Ein Auto des Zolls (Symbolfoto). Foto: dpa/Paul Zinken 

 

Emmerich : Bei einem Einbruch ins Zollamt Emmerich Anfang November haben die Täter eine 
große Beute gemacht. Nun fahndet die Polizei nach den Flüchtigen. 

Beim Zollamt in Emmerich hat es einen wohl bislang beispiellosen Diebstahl gegeben. Laut 
Polizei Krefeld sind dort bei einem Einbruch rund 6,5 Millionen Euro gestohlen worden. Nach 
den bisherigen Erkenntnissen der beim Polizeipräsidium Krefeld geführten 
ĂErmittlungskommission Kernñ wurde der Einbruch professionell geplant und durchgef¿hrt: So 
sollen drei bislang unbekannte Täter einen Kernbohrer eingesetzt haben, um im Keller des 
Gebäudes von einem Nebenraum in den Tresorraum zu gelangen. 

ĂDas gestohlene Geld stammt aus mehreren Ermittlungsverfahrenñ, sagte der zustªndige 
Oberstaatsanwalt G¿nter Neifer von der ermittelnden Staatsanwaltschaft in Kleve. ĂEs wird in 
alle Richtungen ermittelt. Geprüft wird aber natürlich auch, ob es einen Maulwurf beim Zoll 
gegeben hatñ, so Neifer. ĂDas ist schon eine groÇe Dimension. Das zeigt auch die Hºhe der 
Belohnungñ, so der Oberstaatsanwalt weiter.  
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Die Polizei sucht diesen Mann. Foto: Polizei NRW 

 
 
Der Einbruch geschah wohl am 1. November am frühen Sonntagmorgen. Zoll und Polizei hatten 
das auch vermeldet, aber dabei keine Angaben über die Beute gemacht. Eine Zeugin hatte sich 
bei der Polizei gemeldet, weil sie zu dieser Zeit laute Geräusche wahrgenommen hat. 

Demnach hat sie drei dunkel gekleidete Personen beobachtet, die Gegenstände aus dem 
Gebäude des Hauptzollamtes in einen hellen (möglicherweise weiß) Transporter mit Klever 
Kennzeichen (KLE) gebracht haben. Bei dem Auto soll es sich um ein Modell mit Schiebetür 
gehandelt haben. Gegen 10 Uhr soll der Wagen dort vom sogenannten Parkring in Richtung 
Industriestraße unauffällig weggefahren sein. Einer der Männer soll zudem eine rot-schwarze 
Jacke getragen haben. 

Ein weiterer Zeuge wurde laut Polizei auf den nunmehr Tatverdªchtigen aufmerksam, Ăder zur 
Tatzeit in der Nähe des Hauptzollamtes auffällig auf- und ablief, weshalb der Zeuge ihn 
fotografierteñ, so die Polizei. Er war spªter in ein Auto gestiegen und in die gleiche Richtung 
gefahren, wie zuvor der weiße Transporter (Parkring Richtung Industriestraße). Nach diesem 
Mann wird nun öffentlich mit Fotos gefahndet. Beim Zollamt in Emmerich handelt es sich um 
eine Außenstelle des Hauptzollamtes Duisburg. 

Die Zollverwaltung hat für Hinweise, die zur Feststellung, Ergreifung und rechtskräftigen 
Verurteilung des Täters oder der Täter und/oder zur Wiedererlangung der entwendeten Gelder 
führen, eine Belohnung von 100.000 Euro ausgelobt. 

ĂDer Verdacht liegt zumindest nahe, dass der oder die Tªter Kenntnis gehabt haben, dass das 
Geld dort gelagert war. Aus polizeilicher Sicht werden solche Summen normalerweise nicht 
lange in Zollämtern aufbewahrt, sondern sollten schnell dem jeweiligen Hauptzollamt übergeben 
werden, wo es viel bessere Sicherheitsvorkehrungen gibtñ, sagte Erich Rettinghaus, 
Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft. 

 

 

 
 



ĂNRZ onlineñ vom: 12.11.2020 ï ĂMillionen-Diebstahl Emmerich: Polizei -
Gewerkschafter kritisiert Zollstrukturenñ : 
https://www.nrz.de/staedte/emmerich -rees-isselburg/emmerich -polizei -
gewerkschafter -kritisiert -zollstrukturen -id230900154.html  

 

 

Nach dem Millionendiebstahl in Emmerich kommt Kritik von der Polizeigewerkschaft. Foto: Thorsten Lindekamp / 
Funke Foto Services GmbH 

Emmerich:  Nach dem Millionen-Diebstahl in einem Zollamt in Emmerich kommt Kritik von der 
Gewerkschaft der Polizei. Es fehle viel für eine sichere Lagerung.  

Als Reaktion auf den spektakulären Millionen -Diebstahl  aus dem Emmericher Zollamt kritisiert 
die Gewerkschaft der Polizei  (GdP) veraltete Strukturen und mangelnde Personalausstattung 
bei der Zollverwaltung. ĂDie Verwaltung ist im 19. Jahrhundert steckengeblieben; da darf man 
sich nicht wundern, wenn die Postkutsche ¿berfallen wirdñ, sagte der Vorsitzende der GdP-
Bezirksgruppe Zoll, Frank Buckenhofer. Die GdP ist auch für Mitarbeiter in den 
Vollzugsbereichen des Zolls zuständig.  

Zollämter wie das in Emmerich  hätten geregelte Dienstzeiten wie ein Finanzamt, seien also 
nachts und an Feiertagen unbesetzt, die Beamten seien unbewaffnet, es fehle vielfach an der 
baulichen Infrastruktur für eine sichere Lagerung von hohen Summen, kritisierte Buckenhofer. 
Der Zoll müsse aber immer wieder beschlagnahmte Millionenbeträge verwahren, weil das 
Bargeld für die Ermittlungen zum Beispiel auf Fingerspuren untersucht werden muss. Die 
Gelder könnten deshalb nicht sofort bei der Landeszentralbank eingezahlt werden.  

Gewerkschaft der Polizei: Behördenstruktur reicht nicht aus  

ĂW¿rde der Zoll ¿ber eine schlagkrªftige Finanzpolizei verf¿gen, wie sie die GdP bereits seit 
Jahrzehnten fordert, die auch rund um die Uhr ihre Wachen besetzt hätte, dann läge das Geld 
dort sicher in den Tresorenñ, sagte Buckenhofer. ĂDie Einbrecher hªtten sich dann auch nicht 
stundenlang ungestört in den Räumen aufhalten und bohren können, ohne sofort von 
bewaffneten Finanzpolizisten festgenommen zu werden.ñ Im ¦brigen m¿ssten Saferªume - 
unabhängig vom Gesamtgebäude - mit einer eigenen Alarmanlage ausgestattet werden. Der 
Gewerkschafter sprach von einer Ăunbegreiflichen Untªtigkeit der politisch Verantwortlichen im 
Bundñ. 
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Der Zoll bekämpfe zunehmend hoch professionelle Organisierte Kriminalität in den Bereichen 
Geldwäsche, Schmuggel und Schwarzarbeit. Für diesen Auftrag reichten die heutige 
strategische Ausrichtung, die Behördenstruktur, die Personalausstattung sowie die Technik und 
IT im Zoll nicht mehr aus.  

Deutsche Polizeigewerkschaft NRW: Verdacht auf Insiderwissen liegt nahe  

Nach dem Millionendiebstahl im Zollamt in Emmerich , bei dem 6,5 Millionen Euro Bargeld 
gestohlen wurden, liegt der Verdacht nah, dass die bislang unbekannten Täter über 
Insiderwissen  verfügt haben müssen. Die Frage nach Insiderwissen sei aktuell Bestand der 
Ermittlungen, erklärte Oberstaatsanwalt Günter Neifer von der Staatsanwaltschaft Kleve. Ein 
konkreter Hinweis fehle bislang.  

ĂWie auch die Staatsanwaltschaft Kleve festgestellt hat, liegt der Verdacht eines gewissen 
Insiderwissen durchaus naheñ, erklªrt Erich Rettinghaus, Vorsitzender der Deutschen 
Polizeigewerkschaft  (DPolG) NRW, auf Anfrage der NRZ. Zudem mutmaßt er, dass derartig 
hohe Summen in einer AuÇenstelle des Zolls nicht unbedingt an der Tagesordnung sind. ĂIn der 
Regel gilt, zumindest ist es bei der Polizei so, dass Asservate zeitnah von Außendienststellen 
zentral verbracht werden, wo auch eine sichere Verwahrung dauerhaft entsprechend 
gewªhrleistet ist und Dienststellen 24 Stunden besetzt sindñ, so Rettinghaus. (mit dpa)  

 

 
 

ĂRP onlineñ vom: 26.11.2020 ï  ĂKampf gegen Einbrecher ï 
Einbruchswarnung per Push -Nachricht aufs Handyñ: https://rp -
online.de/panorama/einbruchsradar -neue-app-soll -nachbarn -
warnen -vor -einbrechern_aid -54841969 
 

 
Die Zahl der Wohnungseinbrüche in NRW ist seit Jahren rückläufig. Foto: dpa Foto: dpa/Frank 
Rumpenhorst 
 

Düsseldorf : Bürger in Nordrhein-Westfalen sollen mit einer kostenlosen App vor Einbrüchen in 
der Nachbarschaft gewarnt werden. Der Name der Anwendung ruft jedoch leichte Kritik hervor. 
 
Von Christian Schwerdtfeger (Chefreporter/Leiter Reporterteam) 
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Im Kampf gegen Einbrecher setzt das NRW-Innenministerium auf eine neue App, mit der die 
Bürger über das Einbruchsgeschehen in ihrer Nachbarschaft informiert werden. Nach Angaben 
des Ministeriums liefert die App Informationen zu früheren Taten und Prognosen zu 
Einbruchswahrscheinlichkeiten.  ĂDas schªrft die Sinne und beugt vor. Nur wer sich einer 
Gefahr bewusst ist, kann sich davor sch¿tzenñ, sagte NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU). 

Die Prognose über die Einbruchswahrscheinlichkeit für die vorab vom Benutzer festgelegten 
Orte soll jeden Montag als Push-Mitteilung kommen und für eine Woche gültig sein - sofern von 
der Polizei temporär und regional eine erhöhte Einbruchswahrscheinlichkeit prognostiziert 
wurde. Auf einer Stadtkarte werden die zurückliegenden Tatorte dargestellt. Das 
Innenministerium weist darauf hin, dass nur die grobe Verteilung der Tatorte dargestellt wird, 
sodass keine Rückschlüsse auf konkrete Adressen möglich sind. Die Karte werde zudem 
einmal im Monat aktualisiert. 

Zunächst sind die Funktionen der App auf den Zuständigkeitsbereich der 16 
Kriminalhauptstellen der nordrhein-westfälischen Polizei begrenzt. Dazu zählen die 
Polizeipräsidien Aachen, Bielefeld, Bochum, Bonn, Dortmund, Düsseldorf, Duisburg, Essen, 
Gelsenkirchen, Hagen, Köln, Krefeld, Mönchengladbach, Münster, Recklinghausen und 
Wuppertal. 

Auf der App sollen sich auch die wichtigsten Präventionshinweise befinden, mit denen die 
B¿rger ihre Wohnungen und Hªuser vor Einbrechern sichern kºnnen. ĂZiel der Software ist es, 
die Prävention weiter zu stärken und die Bevölkerung mit einem modernen Ansatz für das 
Thema Einbruchsdiebstahl zu sensibilisierenñ, heiÇt es in der Mitteilung des Innenministeriums. 

 Nach Angaben des Ministeriums wurde die App gemeinsam mit der Provinzial-Versicherung 
und Fraunhofer Fokus entwickelt und ist eine neue Funktion der bereits bestehenden 
ĂMehrWetter-Appñ.Der Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft in NRW, Erich 
Rettinghaus, sieht in der App ein zusätzliches Instrument, um die Zahl der Einbrüche weiter zu 
reduzieren. Den Namen der App hªlt er jedoch f¿r ungl¿cklich. ĂMehrWetter-App irritiert schon 
ein wenig. Darunter stellt man sich keinen Einbruchsradar vor. Mal sehen, wie die App 
angenommen wirdñ, so Rettinghaus. 

Hartmut Ganzke, innenpolitischer Sprecher der SPD-Fraktion, sieht das ªhnlich:Ă Alles, was 
dazu beiträgt, den Schutz vor Einbrüchen zu erhöhen, ist sehr zu begrüßen. Warum das 
ausgerechnet über eine Wetter-App erfolgen soll, dürfte jedoch mehr zu Irritation als zur Klarheit 
f¿hrenñ, sagte Ganzke. ĂHier hªtte man durchaus ¿ber eine eigenständige Entwicklung 
nachdenken sollen. Bei aller technischen Unterstützung dürfen allerdings die konventionellen 
Methoden zur Einbruchssicherung natürlich nicht aus dem Blick verloren werdenñ, betonte der 
SPD-Politiker. 

Die Zahl der Wohnungseinbrüche in Nordrhein-Westfalen sinkt seit Jahren. Laut polizeilicher 
Kriminalstatistik 2019 auf zuletzt rund 27.000; auch für dieses Jahr wird ein weiterer Rückgang 
prognostiziert. ĂDas liegt nat¿rlich auch daran, dass die B¿rger wegen Corona vermehrt zu 
Hause sindñ, sagt Rettinghaus. Die Bekªmpfung bleibt aber ein Schwerpunkt der Polizei. ĂEin 
Einbruch ist für die Opfer oft ein sehr belastendes Erlebnis. Häufig ist ihr Sicherheitsgefühl 
erschüttert, mit gravierenden psychischen Folgen. Deshalb dürfen wir uns nicht auf den guten 
Zahlen ausruhen, sondern m¿ssen weiter dranbleibenñ, so Reul. 

 Die App gibt es kostenlos im App Store und im Google Play Store. Am 30. November 2020 
werden erstmalig Prognosen veröffentlicht. 

(csh) 
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ĂCop2Copñ-online vom: 04.12.2020 ï ĂLkw-Kontrollen auf Autobahnen auch 
zur Nachtzeit ï aktuelle Kontrollergebnisse belegen die Notwendigkeitñ: 
https://www.cop2cop.de/2020/12/04/lkw -kontrollen -auf -autobahnen -auch -
zur -nachtzeit -aktuelle -kontrollergebnisse -belegen -die-notwendigkeit/  

Im Jahr 2019 kam es in Nordrhein-Westfalen zu insgesamt 61.479 Verkehrsunfällen mit 
Personenschaden (Getötete und Verletzte); davon fanden 4.609 unter Beteiligung von Lkw 
statt. 

Von LPD a. D. Wolfgang Blindenbacher, DPolG-Kommission Verkehr 

In 3.063 Fªllen war der Fahrzeugf¿hrende des Lkw der Unfallverursacher (sog. ĂUnfallbeteiligter 
01ñ). Im selben Zeitraum kam es auf nordrhein-westfälischen Autobahnen zu insgesamt 4.304 
Verkehrsunfällen mit Personenschaden; davon fanden 1.242 unter Beteiligung von Lkw statt. In 
782 Fällen war der Fahrzeugführende des Lkw der Unfallverursacher. Erich Rettinghaus, 
DPolG-Landesvorsitzender Nordrhein-Westfalen, f¿hrt dazu aus ĂWenn Lkw-Führende an 
Verkehrsunfällen mit Personenschaden beteiligt waren, dann in etwa zwei Drittel dieser Fälle 
als Unfallverursacher.ñ 

Verkehrsunfälle unter Beteiligung von Lkw führen bekanntermaßen oftmals zu erheblichen 
Personen- und Sachschäden sowie zu signifikanten Verkehrsbehinderungen. Auf Autobahnen 
führen sie regelmäßig zu Staus, die dann gelegentlich auch mit dramatischen 
ĂStauendeunfªllenñ (Auffahren auf das Stauende) einhergehen. Unfallursªchlich ist dabei in 
einer nicht unbedeutenden Anzahl von Fällen menschliches Versagen. In diesem 
Zusammenhang sind Polizeikräfte der Verkehrspolizeiinspektion Feucht (Bayern), die sich 
dieser Thematik in besonderer Weise gewidmet haben, auf ein neues Phänomen gestoßen. Sie 
berichten davon, dass insbesondere im Frühdienst immer wieder sichtlich erschöpfte Lkw-
Führende festgestellt wurden, obwohl das Kontrollgerät des zugehörigen Lkw keine längeren 
Fahrzeiten aufgezeichnet hatte. Nach einjähriger Beobachtung im Rahmen eines Projektes 
liegen den bayerischen Polizeibeamtinnen und -beamten inzwischen Erkenntnisse vor, dass 
man die Lkw bewusst zur Nachtzeit bewegt, um polizeilichen Kontrollen zu entgehen. Die Lkw 
werden in dieser Zeit ohne Nutzung der vorgeschriebenen Fahrerkarte über lange Strecken 
gefahren, um die spezifischen Fahrzeitregelungen (Sozialvorschriften) zu unterlaufen; diese 
Vorgehensweise ist dann tagsüber nur noch schwer nachweisbar. 

Anfang September 2020 hatte der DPolG-Landesvorsitzende Erich Rettinghaus anlässlich eines 
Termins mit Herrn Innenminister Herbert Reul Gelegenheit, diese Erkenntnisse ï von einer 
DPolG-Expertengruppe in einem Memo aufbereitet und um Unterlagen aus Bayern ergänzt ï zu 
¿bergeben. Das Memo enthielt u. a. die Kernbotschaft ĂVor dem Hintergrund der vorliegenden 
Erkenntnisse erscheint es angezeigt, gezielte Lkw-Kontrollen auf Autobahnen zur Nachtzeit 
durchf¿hren lassen!ñ. Die dahinterstehende Annahme war, dass derartige Lkw-Kontrollen 
Verstöße wie beispielsweise Fahren ohne bzw. mit fremder Fahrerkarte offenkundig werden 
lassen. Bei dieser Gelegenheit könnten zudem technische Manipulation am EG-Kontrollgerät, 
Urkundenfälschungen, Trunkenheitsfahrten sowie ausländerrechtliche Verstöße entdeckt 
werden. Der Gedanke wurde dann Anfang Oktober 2020 von der Rheinischen Post in dem 
¿berºrtlich verºffentlichten Artikel ĂWenn es Nacht wird auf der Autobahnñ aufgegriffen. Unter 
Bezugnahme auf die bayerischen Erkenntnisse führte der Autor ebenfalls aus, dass ausweislich 
des Berichtes Kontrollgeräte nachts massiv manipuliert werden. Nicht zuletzt deswegen 
konnten die bayerischen Beamten in dem Projektjahr eine erhebliche Zahl von 
schwerwiegenden Verstößen feststellen, die in Ordnungswidrigkeiten- und Strafverfahren 
einmündeten; in dieser Zeit wurden zudem mehrere Hunderttausend Euro Sicherheitsleistungen 
erhoben. Weiter wird aus dem Bericht zitiert ĂSeitens der Unternehmer wird an der 
Motivationsschraube gedreht, um das Fahrpersonal zum Überschreiten der maximal zulässigen 
Tageslenkzeit beziehungsweise zur Unterschreitung der vorgeschriebenen täglichen Ruhezeit 
zu animierenñ. 
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Auch die die nordrhein-westfälische Polizei nimmt sich nun dieser Thematik in Form von Lkw-
Sonderkontrollen auf Autobahnen zur Nachtzeit an. So kam es in der Nacht vom 30. November 
auf den 1. Dezember 2020, in der Zeit von 20:00 bis 02:00 Uhr, an der BAB A 3 erstmalig zu 
derartigen Kontrollaktivitäten. Das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen 
hatte aus diesem Anlass Medienvertreterinnen und -vertreter auf den Rastplatz Stindertal 
eingeladen, auch Innenminister Herbert Reul nahm diesen Termin wahr und stand den 
anwesenden Medienvertretern Rede und Antwort. Insgesamt konnten im Kontrollzeitraum 87 
Fahrzeuge des gewerblichen Güterverkehrs kontrolliert werden; dabei waren 26 Fahrzeuge zu 
beanstanden. Sieben Lkw wiesen technische Mängel auf, bei zwei Fahrzeugen waren diese 
Mängel so erheblich, dass die Weiterfahrt untersagt werden musste. Es konnten darüber hinaus 
13 Verstöße gegen das Fahrpersonalgesetz festgestellt werden; Manipulationen am digitalen 
Fahrtenschreiber gehörten nicht dazu. Die Botschaft an die Medienvertreter lautete: Auch zur 
Nachtzeit wird in Nordrhein-Westfalen Verstößen der beschriebenen Art konsequent 
nachgegangen und der Kontrolldruck erhöht, um schwere Verkehrsunfälle unter Beteiligung des 
gewerblichen Güterverkehrs wirksam bekämpfen zu können. Mit einem gewissen 
Überraschungsmoment wurde in der Folgenacht der oben beschriebene Kontrollansatz 
wiederholt. Dabei überprüfte man insgesamt 148 Fahrzeuge des gewerblichen Güterverkehres. 
Im Rahmen der Kontrolle stellte man bei 29 beanstandeten Fahrzeugen 46 Verstöße fest. Zwölf 
Lkw wiesen technische Mängel auf, bei fünf Fahrzeugen waren diese Mängel so erheblich, dass 
die Weiterfahrt untersagt werden musste. Insgesamt 17 Verstöße gegen das 
Fahrpersonalgesetz waren festzustellen, bei vier Lkw waren die Verstöße gegen Ruhe- und 
Lenkzeiten derart schwerwiegend, dass auch hier die Weiterfahrt untersagt werden musste. In 
einem Fall hatte ein Fahrer die Fahrerkarte nicht gesteckt, wodurch der Anfangsverdacht 
begründet wurde, technischen Aufzeichnungen manipuliert zu haben. 

Erich Rettinghaus dazu: ĂWie die Ergebnisse der zwei Einsatztage eindr¿cklich zeigen, sind 
Lkw-Kontrollen auf Autobahnen zur Nachtzeit unabweisbar. Vielleicht können perspektivisch 
von Fall zu Fall weitere Partner wie Bundespolizei, Bundesamt für Güterverkehr, Zoll und den 
Technischen Überwachungsorganisationen eingebunden werden, um die Kontrollen auf diese 
Weise noch effektiver zu gestalten.ñ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

ĂBehºrden Spiegel onlineñ vom: 15.01.2021 ï ĂPilotphase gestartetñ: 
https://www.behoerden -spiegel.de/2021/01/15/pilotphase -gestartet/  

 

 
In Nordrhein-Westfalen wird ab sofort das Distanzelektroimpulsgerät (DEIG) bei der Landespolizei erprobt. (Foto: 
BS/Feldmann) 

In Nordrhein -Westfalen hat die Pilotphase zur Erprobung des 
Distanzelektroimpulsgerätes (DEIG) im Wachdienst der Landespolizei begonnen. Die 
ersten Geräte wurden an Beamte in Dortmund, Düsseldorf und Gelsenkirchen 
übergeben.  

Zunächst werden die Waffen grundsätzlich nur in statischen Einsatzlagen erprobt, bei denen 
andere Zwangsmittel mit Blick auf eine sichere Lagebewältigung nicht erfolgversprechend sind. 
Die DEIGs werden durch die Polizistinnen und Polizisten offen, das heißt gut sichtbar, getragen. 
Aufgrund der gelben Signalfarbe sind sie sofort erkennbar. Voraussichtlich ab Ende nächster 
Woche wird sich dann auch noch die Polizei im Rhein-Erft-Kreis an dem Test beteiligen. Hier 
kam es aufgrund der Corona-Pandemie zu Verzögerungen bei der Schulung der Beamtinnen 
und Beamten. 

Innenminister Herbert Reul (CDU) erklªrte dazu: ñErst wenn wir ganz sicher sein kºnnen, dass 
sie uns wirklich nützen, werden wir entscheiden, ob wir die neue Waffe flächendeckend für die 
NRW-Polizei einf¿hren.ò Und er ergªnzte: ñMir geht auch im Testbetrieb keine Beamtin und kein 
Beamter mit einem Distanzelektroimpulsgerät auf die Straße, ohne mit dem Gerät 
vollumfänglich vertraut zu sein. Beim Einsatz einer solchen Waffe gibt es sicherlich Chancen, 
aber auch Risiken. Hier muss gut abgewogen werden.ò Bereits seit September letzten Jahres 
hatten sich die Mitglieder einer Projektgruppe beim Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste 
(LZPD) in Duisburg mit der Vorbereitung des Pilotbetriebs befasst. Dabei ging es unter anderem 
um die Ausbildung und das Training der Polizisten sowie um die Anschaffung der Geräte. Reul 
verspricht sich von ihrem Einsatz auch einen Abschreckungseffekt, was Angriffe auf 
Polizeibeamte betrifft. 
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Möglichst repräsentativ  

Bei der Auswahl der Pilotbehörden wurde darauf geachtet, dass sie die ganze Bandbreite der 
polizeilichen Arbeit im Land abdecken und die Testergebnisse repräsentativ für die gesamte 
nordrhein-westfälische Polizei sein dürften. Mindestens zwölf Monate soll nun die 
Erprobungsphase dauern. Im Frühjahr 2022 werden dann die Ergebnisse des Pilotprojektes 
vorliegen und anschließend ausgewertet. Anschließend wird über eine Anschaffung des DEIG 
für die Landespolizei entschieden. 

Für diese plädiert der nordrhein-westfälische Landesverband der Deutschen 
Polizeigewerkschaft (DPolG). Dessen Vorsitzender Erich Rettinghaus betont: ñWir begr¿Çen 
den nun endlich stattfindenden Pilotversuch zur Einführung des Distanzelektroimpulsgeräts 
(DEIG), drängen aber auch auf eine zeitnahe flächendeckende Ausstattung aller operativen 
Einheiten gemäß unserer Stellungnahme zur Einführung des DEIG in Nordrhein-Westfalen.ò 
Mittlerweile lägen ausreichend Erfahrungen, Zahlen und Fakten aus anderen Bundesländern ï 
insbesondere aus dem Nachbarland Rheinland-Pfalz ï vor, dass man aus Sicht der DPolG in 
Nordrhein-Westfalen auch durchaus auf einen Pilotversuch hätte verzichten können. 

 

 

ĂNW+ onlineñ vom 29.01.2021  ï ĂCorona-Erkraung im Dienst ï Polizei in 
NRW mahnt: ĂWir haben ein hºheres Infektionsrisikoñ: 
https://www.nw.de/nachrichten/zwischen_weser_und_rhein/22943615_Polize
i-in -NRW-mahnt -Wir -haben -ein-hoeheres -Infektionsrisiko.html  

 

Corona geht auch an der Polizei nicht spurlos vorbei. | © Symbolbild: AFP 

Geht es nach der Polizei-Gewerkschafter, soll eine Corona-Infektion als Berufskrankheit 
anerkannt werden. Bisher muss ein kausaler Zusammenhang zwischen Dienst und Erkrankung 
nachgewiesen werden. 

Bielefeld . Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) fordert, Corona-Erkrankungen bei 
Polizisten als Berufskrankheit anzuerkennen und damit einem Dienstunfall gleichzustellen. Die 

https://www.nw.de/nachrichten/zwischen_weser_und_rhein/22943615_Polizei-in-NRW-mahnt-Wir-haben-ein-hoeheres-Infektionsrisiko.html
https://www.nw.de/nachrichten/zwischen_weser_und_rhein/22943615_Polizei-in-NRW-mahnt-Wir-haben-ein-hoeheres-Infektionsrisiko.html
https://www.nw.de/corona


Polizei warnt vor einem höheren Risiko für die Beamten. Polizeibeschäftigte seien einem bis zu 
1,9-fachen höheren Risiko ausgesetzt, sich mit Covid-19 zu infizieren, als es der 
Bevölkerungsdurchschnitt sei, heißt es etwa vom bayrischen BPolG-Vorsitzenden Jürgen 
Köhnlein. Errechnet sei diese Zahl aus der Zahl der Fälle bei der Polizei im Freistaat...  

 

ĂRTL.deñ vom: 23.02.2021 - ĂStreit um Impfungen f¿r Lehrer und 

Erzieher: Polizei empºrtñ: https://www.rtl.de/cms/streit -um-

impfungen -fuer -lehrer -und -erzieher -polizei -empoert -4709609.html  

 

 

© deutsche presse agentur 

 

Düsseldorf  (dpa/lnw) - In Nordrhein-Westfalen sollen schon im März Lehrkräfte und Kita-
Personal gegen das Coronavirus geimpft werden. Das kündigten Ministerpräsident Armin 
Laschet und Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann (CDU) am Dienstag an. Um die 
vorgezogene Impfung gibt es schon jetzt Streit. Die Polizei befürchtet, in der Impfreihenfolge 
nun nach hinten zu rutschen. 

Bei den Impfungen von Lehrkräften und Erzieherinnen werde es keine Konkurrenz mit den 
Impfungen der Polizisten gegeben, betonte dagegen Laschet. NRW werde in wenigen Monaten 
so viel Impfstoffe haben, "dass es zu keinen Kollisionen kommt" und sich eher die Frage stelle, 
ob überhaupt alles verbraucht werden könne. 

Indirekt kam Kritik an der neuen Impfreihenfolge aber auch von NRW-Innenminister Herbert 
Reul (CDU). Er plädierte dafür, die von der Ständigen Impfkommission (StiKO) erarbeitete 
Impfreihenfolge "im Sinne der Glaubwürdigkeit" beizubehalten "und nicht Woche für Woche 
infrage zu stellen". Reul betonte: "Es stehen derzeit nur begrenzte Mengen Impfstoff zur 
Verfügung. Ich halte diesen Wettlauf, der jetzt ausbricht, für falsch. Ich werde mich daran nicht 
beteiligen." 

Der Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei, Michael Mertens, hatte in der 
"Rheinischen Post" gesagt: "Dass jetzt die Polizisten nach hinten rutschen sollen, macht mich 
fassungslos." Die Polizei habe keine einzige Wache geschlossen, keinen Einsatz abgesagt, 
obwohl Polizisten im Einsatz bespuckt und angeschrien würden. 

https://www.rtl.de/cms/streit-um-impfungen-fuer-lehrer-und-erzieher-polizei-empoert-4709609.html
https://www.rtl.de/cms/streit-um-impfungen-fuer-lehrer-und-erzieher-polizei-empoert-4709609.html


Auch der Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), Erich Rettinghaus, 
sprach von einer "krassen Fehlentscheidung". Keiner könne vorhersagen, wie sich die 
Pandemie entwickele. "Schulen können wieder geschlossen werden, Polizeiwachen nicht! 
Polizei kann auch nicht zu Hause bleiben und die Einsätze von zu Hause erledigen." 

Laschet sagte: "Was manche Verbände vorbringen, muss abgeklopft werden auf ihre 
Berechtigung." Der Regierungschef betonte: "Das jeder für sich sagt: "Ich bin der Allerwichtigste 
und ich muss das kriegen", ist kein Argument." 

NRW-Vizeministerpräsident Joachim Stamp (FDP) warnte davor, die Berufsgruppen bei den 
vorgezogenen Impfungen "gegeneinander auszuspielen". Die von NRW vorangetriebene 
Hochstufung für Lehrkräfte der Primarstufe, Erzieher und Tageseltern sei der Tatsache 
geschuldet, dass hier die coronakonformen Abstände zu den Kindern eben nicht eingehalten 
werden könnten. 

Konkrete Details zum Prozedere der Impfungen des Lehrpersonals und der Kita-Beschäftigten 
wurden noch nicht bekannt. Die neue Priorisierung müsse auch noch offiziell vom Bund 
beschlossen werden, sagte Laschet. Dies werde aber "in den nächsten Tagen geregelt". Der 
Start der vorgezogenen Impfungen sei schon im März möglich. 

Die Gesundheitsminister von Bund und Ländern hatten sich am Montag geeinigt, Lehrkräfte an 
Grund- und Förderschulen und Kita-Erzieher in der Impfreihenfolge von der Gruppe drei 
(erhöhte Priorität) in die Gruppe zwei (hohe Priorität) hochzustufen. Zur Gruppe zwei zählen 
außerdem viele chronisch Kranke und Menschen über 70 sowie nach Angaben Laschets auch 
Polizisten. 

Laumann räumte im WDR ein, dass sich mit dieser Entscheidung die Impfung für andere 
Berufsgruppen verzögern werde. Mit den Lehrkräften und dem Kita-Personal rücke eine 
"gewaltige Berufsgruppe" in die höhere Prioritätsgruppe, zugleich sei keine andere Gruppe 
herausgenommen worden, und der Impfstoff werde nicht mehr. Deshalb dauere es für alle 
Menschen in der Gruppe zwei länger. "Ich kann nicht gleichzeitig die Polizei impfen und die 
Lehrer impfen." 

Die Bildungsgewerkschaft GEW erklärte, in der jetzigen Situation dürften 
Beschäftigungsgruppen im öffentlichen Dienst nicht gegeneinander ausgespielt werden. Die 
Landesregierung sei in der Pflicht, dafür zu sorgen, dass all diesen Beschäftigten ein möglichst 
zeitnahes Impfangebot zugehe. 

Der Verband Bildung und Erziehung NRW (VBE) begrüßte die vorgezogenen Impfungen. "Es 
gibt eine Sehnsucht, dass Schulen wieder in den Präsenzunterricht einsteigen. Dies sollte dann 
aber auch damit verbunden werden, die Lehrenden und Lernenden bestmöglich zu schützen", 
erklärte der VBE-Landesvorsitzende Stefan Behlau. "Konsequenter wäre es, das Angebot allen 
Kolleginnen und Kollegen zu unterbreiten, die im Präsenzunterricht tätig sind? egal in welcher 
Schulform." 

Auch die Grünen im Landtag kritisierten, dass die vorgezogenen Impfungen auf Grund- und 
Förderschullehrer beschränkt seien. Bisherige Untersuchungen zeigten, dass vor allem 
Schülerinnen und Schüler in den weiterführenden Schulen in der Viruslast mit Erwachsenen 
verglichen werden könnten. Lehrkräfte in den Abschlussklassen der weiterführenden Schulen 
seien jetzt im Präsenzunterricht, und das zum Teil in vollen Lerngruppen, wo kein 
ausreichender Abstand eingehalten werden könne. 

 

 

 



ĂS¿ddeutsche Zeitung onlineñ vom: 24.02.2021 ï ĂMehr sexuelle Straftaten 
gegen Kinder in NRW registriertñ:  

https://www.sueddeutsche.de/panorama/kriminalitaet -duesseldorf -mehr -
sexuelle -straftaten -gegen -kinder -in-nrw -registriert -dpa.urn -newsml -dpa-
com -20090101-210224-99-567296 

 
Herbert Reul (CDU) bei einem Termin. Foto: Henning Kaiser/dpa/Archivbild (Foto: dpa) 

Düsseldorf  (dpa/lnw) - Die registrierten Fälle sexueller Straftaten gegen Kinder sind im 
vergangenen Jahr in Nordrhein-Westfalen auf einen neuen Höchststand gestiegen. Für das 
Jahr 2020 seien landesweit 4304 Fälle verzeichnet worden, berichtet die "Rheinische Post" 
(Mittwoch) unter Berufung auf das NRW-Innenministerium. Dabei seien insgesamt mehr als 
1000 Kinder, Jugendliche und Heranwachsende sowie 1734 Erwachsene als Tatverdächtige 
erfasst worden. 2019 waren noch 3590 Missbrauchs-Fälle registriert worden. 

"Der Anstieg ist ein trauriges Arbeitszeugnis unserer Anstrengungen", erklärte Innenminister 
Herbert Reul (CDU). "Weil wir hinsehen und konsequent verfolgen, finden wir mehr." Dass 
Kindesmissbrauch überall passiere, müsse der Gesellschaft noch bewusster werden. 

Auch die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) führte die gestiegenen Zahlen auf einen 
erhöhten Ermittlungsdruck zurück. "Es sind deutlich mehr Ressourcen in die Bekämpfung von 
Kindesmissbrauch gesteckt worden - sowohl Personal als auch Technik", sagte der 
Landesvorsitzende Erich Rettinghaus der Zeitung. "Während einer Ermittlung an einem Fall 
wird meistens direkt der nächste Fall entdeckt. Das war früher nicht immer so." 
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ĂRheinische Anzeigenblªtter onlineñ vom: 24.02.2021 ï Polizei sieht Anpassung kritisch 
ï Streit um Impfungen f¿r Lehrer und Erzieherñ: https://www.rheinische -
anzeigenblaetter.de/region/polizei -sieht -anpassung -kritisch -streit -um-impfungen -fuer -
lehrer -und -erzieher -38102236 

 

NRW-Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann (CDU) sieht eine zeitliche Streckung der zweiten Impfgruppe durch 
die Integration der Lehrer und Erzieher. Foto: Federico Gambarini/dpa/Archivbild 

Lehrkräfte und Kita -Personal in NRW können aufatmen: Sie rücken in der 
Impfreihenfolge vor. Nun kommt aber Kritik von anderen Berufsgruppen - vor allem der 
Polizei.  

In Nordrhein-Westfalen sollen schon im März Lehrkräfte und Kita-Personal gegen das 
Coronavirus geimpft werden. Das kündigten Ministerpräsident Armin Laschet und 
Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann (CDU) am Dienstag an. Um die vorgezogene Impfung 
gibt es schon jetzt Streit. Die Polizei befürchtet, in der Impfreihenfolge nun nach hinten zu 
rutschen. 

Bei den Impfungen von Lehrkräften und Erzieherinnen werde es keine Konkurrenz mit den 
Impfungen der Polizisten gegeben, betonte dagegen Laschet. NRW werde in wenigen Monaten 
so viel Impfstoffe haben, «dass es zu keinen Kollisionen kommt» und sich eher die Frage stelle, 
ob überhaupt alles verbraucht werden könne. 

Reul empfiehlt StiKO -Impfreihenfolge beizubehlaten  

Indirekt kam Kritik an der neuen Impfreihenfolge aber auch von NRW-Innenminister Herbert 
Reul (CDU). Er plädierte dafür, die von der Ständigen Impfkommission (StiKO) erarbeitete 
Impfreihenfolge «im Sinne der Glaubwürdigkeit» beizubehalten «und nicht Woche für Woche 
infrage zu stellen». Reul betonte: «Es stehen derzeit nur begrenzte Mengen Impfstoff zur 
Verfügung. Ich halte diesen Wettlauf, der jetzt ausbricht, für falsch. Ich werde mich daran nicht 
beteiligen.» 

Der Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei, Michael Mertens, hatte in der 
«Rheinischen Post» gesagt: «Dass jetzt die Polizisten nach hinten rutschen sollen, macht mich 
fassungslos.» Die Polizei habe keine einzige Wache geschlossen, keinen Einsatz abgesagt, 
obwohl Polizisten im Einsatz bespuckt und angeschrien würden. 
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Polizeiwachen können nicht geschlossen werden  

Auch der Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), Erich Rettinghaus, 
sprach von einer «krassen Fehlentscheidung». Keiner könne vorhersagen, wie sich die 
Pandemie entwickele. «Schulen können wieder geschlossen werden, Polizeiwachen nicht! 
Polizei kann auch nicht zu Hause bleiben und die Einsätze von zu Hause erledigen.» 

Laschet sagte: «Was manche Verbände vorbringen, muss abgeklopft werden auf ihre 
Berechtigung.» Der Regierungschef betonte: «Das jeder für sich sagt: "Ich bin der 
Allerwichtigste und ich muss das kriegen", ist kein Argument.» 

Stamp warnt davor, Berufsgruppen gegeneinander auszuspielen  

NRW-Vizeministerpräsident Joachim Stamp (FDP) warnte davor, die Berufsgruppen bei den 
vorgezogenen Impfungen «gegeneinander auszuspielen». Die von NRW vorangetriebene 
Hochstufung für Lehrkräfte der Primarstufe, Erzieher und Tageseltern sei der Tatsache 
geschuldet, dass hier die coronakonformen Abstände zu den Kindern eben nicht eingehalten 
werden könnten. 

Konkrete Details zum Prozedere der Impfungen des Lehrpersonals und der Kita-Beschäftigten 
wurden noch nicht bekannt. Die neue Priorisierung müsse auch noch offiziell vom Bund 
beschlossen werden, sagte Laschet. Dies werde aber «in den nächsten Tagen geregelt». Der 
Start der vorgezogenen Impfungen sei schon im März möglich. 

Bund -Länder -Runde hatte sich auf Neuregelung geeinigt  

Die Gesundheitsminister von Bund und Ländern hatten sich am Montag geeinigt, Lehrkräfte an 
Grund- und Förderschulen und Kita-Erzieher in der Impfreihenfolge von der Gruppe drei 
(erhöhte Priorität) in die Gruppe zwei (hohe Priorität) hochzustufen. Zur Gruppe zwei zählen 
außerdem viele chronisch Kranke und Menschen über 70 sowie nach Angaben Laschets auch 
Polizisten. 

Laumann räumte im WDR ein, dass sich mit dieser Entscheidung die Impfung für andere 
Berufsgruppen verzögern werde. Mit den Lehrkräften und dem Kita-Personal rücke eine 
«gewaltige Berufsgruppe» in die höhere Prioritätsgruppe, zugleich sei keine andere Gruppe 
herausgenommen worden, und der Impfstoff werde nicht mehr. Deshalb dauere es für alle 
Menschen in der Gruppe zwei länger. «Ich kann nicht gleichzeitig die Polizei impfen und die 
Lehrer impfen.» 

Die Bildungsgewerkschaft GEW erklärte, in der jetzigen Situation dürften 
Beschäftigungsgruppen im öffentlichen Dienst nicht gegeneinander ausgespielt werden. Die 
Landesregierung sei in der Pflicht, dafür zu sorgen, dass all diesen Beschäftigten ein möglichst 
zeitnahes Impfangebot zugehe. 

Der Verband Bildung und Erziehung NRW (VBE) begrüßte die vorgezogenen Impfungen. «Es 
gibt eine Sehnsucht, dass Schulen wieder in den Präsenzunterricht einsteigen. Dies sollte dann 
aber auch damit verbunden werden, die Lehrenden und Lernenden bestmöglich zu schützen», 
erklärte der VBE-Landesvorsitzende Stefan Behlau. «Konsequenter wäre es, das Angebot allen 
Kolleginnen und Kollegen zu unterbreiten, die im Präsenzunterricht tätig sind ï egal in welcher 
Schulform.» 

Auch die Grünen im Landtag kritisierten, dass die vorgezogenen Impfungen auf Grund- und 
Förderschullehrer beschränkt seien. Bisherige Untersuchungen zeigten, dass vor allem 
Schülerinnen und Schüler in den weiterführenden Schulen in der Viruslast mit Erwachsenen 
verglichen werden könnten. Lehrkräfte in den Abschlussklassen der weiterführenden Schulen 
seien jetzt im Präsenzunterricht, und das zum Teil in vollen Lerngruppen, wo kein 
ausreichender Abstand eingehalten werden könne. 



 

ĂBlick aktuell onlineñ ï vom: 24.02.2021 ï ĂDeutsche Polizeigewerkschaft 

kritisiert geänderte Impfreihenfolge in NRW ï keine Impfpriorisierung für 

Polizei: ĂKrasse Fehlentscheidungñ:  

https://www.blick -aktuell.de/Politik/Keine -Impfpriorisierung -fuer -Polizei -

Krasse -Fehlentscheidung -467267.html  

 

 

Symbolbild.Foto: KitzD66/Pixabay 

 

Nordrhein -Westfalen.  In einer Erklärung der Deutschen Polizeigewerkschaft NRW (DPolG 

NRW) herrscht großes Unverständnis über die von Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann 

geªnderte Impfreihenfolge in NRW. In der Pressemitteilung heiÇt es: ĂIn den Direktionen GE, K 

und V leisten die operativen Einheiten gerade in der Pandemie hervorragende und 

unverzichtbare Arbeit! Insbesondere diese Kolleginnen und Kollegen brauchen besonderen 

Schutz und dürfen in der Pandemie nicht vergessen werden. Sie befinden sich täglich im 

unmittelbaren Kontakt mit dem polizeilichen Gegen¿ber!ñ Der Landesvorsitzende der 

Polizeigewerkschaft Erich Rettinghaus ªuÇerte sich hierzu: ĂBei allen nachvollziehbaren 

Gründen zur Impfung von Lehrerinnen und Lehrern, halte ich es für eine krasse 

Fehlentscheidung nicht auch zumindest die Kolleginnen und Kollegen bei den Impfungen zu 

priorisieren, welche sich im täglichen Dienst ihre Kontakte nicht aussuchen können. Dabei 

können gerade Polizeibeamtinnen und -beamte nicht immer die Mindestabstände und den 

erforderlichen Schutz einhalten. Keiner kann vorhersagen, wie sich die Pandemie entwickelt. 

Schulen können wieder geschlossen werden, Polizeiwachen nicht! Polizei kann auch nicht 

zuhause bleiben und die Einsªtze von Zuhause erledigen.ñ 

Impfangebot für gesamte Polizei gefordert 

https://www.blick-aktuell.de/Politik/Keine-Impfpriorisierung-fuer-Polizei-Krasse-Fehlentscheidung-467267.html
https://www.blick-aktuell.de/Politik/Keine-Impfpriorisierung-fuer-Polizei-Krasse-Fehlentscheidung-467267.html


Die Deutsche Polizeigewerkschaft fordert deshalb für alle operativen Einheiten: Priorisierung für 
operative polizeiliche Einheiten bei der Impfreihenfolge und schnellstmögliches Impfangebot für 
die gesamte Polizei. Dazu gehört ein regelmäßiges Testangebot.  

Quelle: DEUTSCHE POLIZEIGEWERKSCHAFT im Deutschen Beamtenbund (DPolG NRW 
e.V.)  

 

ĂCop2Cop onlineñ vom: 24.02.2021 ï ĂGroÇes Unverstªndnis ¿ber die nun 
von Gesundheitsminister Karl -Josef Laumann geªnderte Impfreihenfolge!ñ: 

https://www.cop2cop.de/2021/02/24/grosses -unverstaendnis -ueber -die-nun -
von -gesundheitsminister -karl -josef -laumann -geaenderte -impfreihenfolge/  

Die DPolG fordert für alle operativen Einheiten: Priorisierung für operative polizeiliche Einheiten 
bei der Impfreihenfolge und schnellstmögliches Impfangebot für die gesamte Polizei. Dazu 
gehört ein regelmäßiges Testangebot! 

Großes Unverständnis über die nun von Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann geänderte 
Impfreihenfolge! 

In den Direktionen GE, K und V leisten die operativen Einheiten gerade in der Pandemie 
hervorragende und unverzichtbare Arbeit! Insbesondere diese Kolleginnen und Kollegen 
brauchen besonderen Schutz und dürfen in der Pandemie nicht vergessen werden. Sie 
befinden sich täglich im unmittelbaren Kontakt mit dem polizeilichen Gegenüber! 

Dazu der Landesvorsitzende Erich Rettinghaus: ĂBei allen nachvollziehbaren Gr¿nden zur 
Impfung von Lehrerinnen und Lehrern, halte ich es für eine krasse Fehlentscheidung nicht auch 
zumindest die Kolleginnen und Kollegen bei den Impfungen zu priorisieren, welche sich im 
täglichen Dienst ihre Kontakte nicht aussuchen können. Dabei können gerade 
Polizeibeamtinnen und -beamte nicht immer die Mindestabstände und den erforderlichen 
Schutz einhalten. Keiner kann vorhersagen, wie sich die Pandemie entwickelt. Schulen können 
wieder geschlossen werden, Polizeiwachen nicht! Polizei kann auch nicht zuhause bleiben und 
die Einsªtze von Zuhause erledigen.ñ 

Die DPolG fordert deshalb für alle operativen Einheiten: 

Priorisierung für operative polizeiliche Einheiten bei der Impfreihenfolge und schnellstmögliches 
Impfangebot für die gesamte Polizei. Dazu gehört ein regelmäßiges Testangebot! 
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ĂNeue Westfªlische onlineñ vom: 25.02.2021 ï ĂAttacken mit Stichwaffen in 
NRW ï die Hemmschwelle, das Messer einzusetzen, ist deutlich gesunkenñ: 
https://www.nw.de/nachrichten/zwischen_weser_und_rhein/22961524_Die -
Hemmschwelle -das-Messer -einzusetzen -ist -deutlich -gesunken.html  

 

 

In NRW wurden 2020 pro Tag etwa 15 Straftaten pro Tag mit einem Messer begangen. | © Symbolbild: picture 
alliance / Rolf Kremming 

Die NRW-Landesregierung legt aktuelle Zahlen zu Messerattacken vor. Zwar sind die Zahlen 
durch Corona gesunken - dennoch zeigt sich die Polizei und die Politik besorgt. 

Bielefeld. Attacken mit Stichwaffen in NRW sind im vergangenen Jahr zwar gesunken - aber 
dennoch weiter auf einem erschreckend hohen Niveau. Erich Rettinghaus, Landesvorsitzender 
der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) NRW, zeigt sich von den Zahlen überrascht. 
"Wegen der Corona-Maßnahmen hätte ich eigentlich mit einem deutlicheren Rückgang 
gerechnet." 

Seit 2019 wird in NRW die Zahl von "Straftaten mit Stichwaffen" erfasst. Für das Jahr 2019 
nennt die NRW-Landesregierung in einem Bericht an den Innenausschuss 7.209 solcher 
Attacken, die meisten dürften mit einem Messer begangen worden sein - denn zum Vergleich: 
In dem Jahr wurden insgesamt 6.800 Messerangriffe registriert. Im Jahr 2020 ist die Zahl von 
Stichwaffen-Attacken um etwa 20 Prozent auf 5.734 Angriffe gesunken. Die Landesregierung 
führt das zurück auf die Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie. So wurden unter 
anderem Kontaktmöglichkeiten eingeschränkt. 

"Die Zahlen zeigen erneut, dass es genug Leute gibt, die ein Messer bei sich tragen und bereit 
sind, die Waffe einzusetzen", zeigt sich Rettinghaus besorgt. Er bezeichnet die Zahl trotz 
Rückgang als "erschreckend". "Wenn ein Messer mitgeführt wird, ist das Risiko sehr groß, dass 
es auch eingesetzt wird." Generell, das bemerke Rettinghaus, "ist die Hemmschwelle, das 
Messer einzusetzen, deutlich gesunken." Die meisten erfassten Straftaten mit einer Stichwaffe 
fallen laut Angaben der Landesregierung in die Bereiche Körperverletzung oder Bedrohung. 

"Brandgefährlicher Trend"  

Auch in der Politik zeigt man sich besorgt. "Auch wenn die Zahlen der Messerangriffe im Jahr 
2020 coronabedingt leicht sinken, gilt es sich Gedanken zu machen, wie das Problem der 
Messerattacken auf unseren Straßen besser eingedämmt werden kann", betont Marc Lürbke, 
stellvertretender Vorsitzender und innenpolitischer Sprecher der FDP-Landtagsfraktion. Gerade 
die hohen Zahlen von gefährlichen und schweren Körperverletzungen im Zusammenhang mit 

https://www.nw.de/nachrichten/zwischen_weser_und_rhein/22961524_Die-Hemmschwelle-das-Messer-einzusetzen-ist-deutlich-gesunken.html
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https://www.nw.de/nachrichten/zwischen_weser_und_rhein/22641750_Warum-immer-mehr-deutsche-Jugendliche-mit-Messern-unterwegs-sind.html


Messern hält er für "besorgniserregend". "Ein Messer zur falschen Zeit in den falschen Händen 
kann zur tödlichen Waffe werden. Es bleibt ein brandgefährlicher Trend, wenn Leute meinen, 
mit einem Messer bewaffnet vor die Tür gehen zu müssen", betont Lürbke. 

Besonders junge Menschen - "bis Ende 20", so Rettinghaus - tragen verstärkt Messer bei sich. 
"Es gibt aber auch durchaus ältere Personen, die eine Stichwaffe mit sich führen", sagt der 
DPolG-Landeschef. Die NRW-Landesregierung führt auf, dass etwa 40 Prozent der 5.666 
ermittelten Verdächtigen bei "Straftaten mit Stichwaffen" nicht die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen. 

Kein typisches Messer -Szenario  

Ein typisches Szenario, wann Messer eingesetzt werden, gebe es nicht. "Das muss nicht immer 
bei einer Konfrontation sein, wenn auch Alkohol im Spiel ist", betont Rettinghaus. Es könne 
genauso bei häuslicher Gewalt oder bei einer einfachen Fahrkartenkontrolle im Zug gezogen 
werden. "Messer sind schon fast in jedermanns Tasche", warnt er. 

Rettinghaus verweist aufgrund solcher Messerattacken, die sich laut dem DPolG-Vorsitzenden 
auch gegen Polizisten richten können, auf die Forderung, sogenannte Taser landesweit 
einzusetzen. Bisher werden diese nur in ausgewählten Behörden für ein Pilotprojekt getestet. 
"Die ersten Ergebnisse sind aber durchaus positiv", berichtet er. Oftmals reiche alleine das 
Zeigen des Tasers schon, um eine Situation zu deeskalieren. 

 

 

ĂRuhr24 onlineñ vom: 26.02.2021 ï ĂImpfreihenfolge ï vorgezogene Corona -
Impfung f¿r Lehrer: Polizei in NRW reagiert w¿tendñ: 
https://www.ruhr24.de/nrw/nrw -corona -impfung -lehrer -impfreihenfolge -
streit -erzieher -bevorzugung -priritaet -polizei -wuetend -90217908.html  

Wer wann geimpft wird, ist in der Impfreihenfolge festgelegt. Doch Lehrer und Erzieher werden nun 
vorgezogen. Auf Kosten anderer? Ein Wettlauf hat begonnen.  

NRW - Die Argumente, warum Lehrer und Erzieher nun früher als bislang in der Impfreihenfolge 
vorgesehen gegen Corona geimpft werden, sind klar: In Kitas, Grund- und Förderschulen 
arbeiten sie nahezu ungeschützt und im engen Kontakt mit den Kindern. Ähnlich ergeht es 
Polizisten: Im Einsatz bespuckt und angeschrien, können auch sie kaum vor einer Ansteckung 
geschützt werden. Doch die Polizei befürchtet nun, in der Impfreihenfolge nach hinten zu rücken 
- zugunsten der Lehrer und Erzieher. 

Virus Coronavirus/Sars-Cov-2 

Impfstoffe von AstraZeneca, Biontech/Pfizer, Moder u.a. 

vollständig geimpfte Personen in Deutschland 1.806.606 (22. Februar) 

 

Corona -Impfreihenfolge geändert: Vorziehen von Lehrern und Erziehern entfacht Streit  

Was die einen begrüßen, führt zu harter Kritik auf anderer Seite: Während sich die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft freut, dass dem Gesundheitsschutz in Kitas und 
Schulen mit der vorgezogenen Corona-Impfung Rechnung getragen wird, ist die Polizei empört. 
Auch der Ethikrat kritisiert die Änderung der Impfreihenfolge. Beginnt nun der Wettlauf um den 
begrenzten Impfstoff ? 

https://www.ruhr24.de/nrw/nrw-corona-impfung-lehrer-impfreihenfolge-streit-erzieher-bevorzugung-priritaet-polizei-wuetend-90217908.html
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https://www.ruhr24.de/service/coronavirus-pandemie-covid-19-symptome-infektionen-ausbreitung-who-mutation-impfung-tote-rki-90107053.html


Schon im März könnte es für Lehrkräfte und dem Kita-Personal in NRW mit der ersten Impfung 
gegen Corona so weit sein. Gesundheitsminister Karl-Josef Lauman und Ministerpräsident 
Armin Laschet hatten am Dienstag (23. Februar) die Änderung der Impfreihenfolge für 
Grundschullehrer und Erzieher angekündigt. Und prompt einen Streit entfacht. 

Denn die Polizei befürchtet, dass sie nun in der Impfreihenfolge gegen das Coronavirus nach 
hinten rutscht. Der Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), Erich 
Rettinghaus nannte die  nderung der Impfreihenfolge eine Ăkrasse Fehlentscheidungñ, berichtet 
die Deutsche Presseagentur (dpa). Denn anders als Schulen, könnten Polizeiwachen nicht 
geschlossen werden, wenn sich die Infektionslage verschlechtere. Ein Polizist könne seine 
Einsätze nicht von zuhause erledigen (mehr News zum Coronavirus in NRW auf RUHR24.de). 

 

Corona -Impfung: Änderung der Reihenfolge macht Polizei in NRW wütend  

Auch der Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei, Michael Mertens ist w¿tend: ĂDass 
jetzt die Polizisten nach hinten rutschen sollen, macht mich fassungslos.ñ Keine einzige Wache 
hätte die Polizei geschlossen, keinen einzigen Einsatz abgesagt - obwohl Polizisten im Einsatz 
bespuckt und angeschrien würden.  

Auch vonseiten des Deutschen Ethikrats kommt deutliche Kritik an der Änderung der 
Priorisierung der Lehrer und Erzieher. Man verabschiede sich damit von einem gut überlegten 
Prinzip, das vorsieht, zuerst die zu Impfen, die besonders gefährdet sind, erklärt die Vorsitzende 
des Deutschen Ethikrats Alena Buyx im tagesspiegel. 

Und das, obwohl Lehrer und Erzieher zwar eindeutig bei der Arbeit einem besonderen Risiko 
ausgesetzt seien, aber eben nicht so gefährdet seien wie andere Personen der Impfgruppe 2, 
wie zum Beispiel Menschen die eine Chemotherapie bekommen oder in Arztpraxen arbeiten. 
Doch genau in diese Priorisierungsgruppe rücken Lehrkräfte und Kita-Mitarbeiter nun auf.  

 

Corona -Impfreihenfolge: Vorziehen einer Gruppe, lässt andere Gruppe nach hinten 
rutschen  

Zudem: Eine Veränderung der Priorisierung bedeute immer, dass andere Menschen in der Liste 
nach hinten rutschen, so Buyx. Polizisten, die nach der Corona-Impfreihenfolge in der dritten 
Priorisierungsgruppe geimpft werden, bedeutet das: In der Gruppe zwei müssen nun mehr 
Menschen als bisher vorgesehen geimpft werden. Es dauert also länger, bis die Gruppe zwei 
durchgeimpft ist und die Gruppe 3 dran ist. Oder? 

https://www.ruhr24.de/service/corona-nrw-impfen-lehrer-erzieher-impfungen-grundschule-schulen-laumann-spahn-90200353.html
https://www.ruhr24.de/service/corona-nrw-impfen-lehrer-erzieher-impfungen-grundschule-schulen-laumann-spahn-90200353.html
https://www.ruhr24.de/nrw/coronavirus-nrw-ere1431519/


Polizisten 
bei einer Demo von Impfgegnern - ihr Schutz vor einer Corona-Infektion im Einsatz ist oft schwierig.© Friedrich 
Stark/dpa 

 

Stimmt so nicht, betont Armin Laschet laut dpa: Es werde keine Konkurrenz bei den Lehrer und 
Erzieher und den Polizisten um eine Corona-Impfung geben. NRW werde in wenigen Monaten 
so viel Impfstoffe haben, dass es zu keinen Kollisionen komme. Dann würde sich eher die 
Frage stellen, ob überhaupt alles verbraucht werden könne. Dennoch müsse genau geprüft 
werden, wann jemand vorgezogen werde. Das jeder f¿r sich sagt: ĂIch bin der Allerwichtigste 
und ich muss das kriegenñ, sei kein Argument. 

Gesundheitsminister Laumann hingegen räumte im WDR ein, dass durch das Vorziehen der 
Erzieher und Lehrer die Impfung für andere Berufsgruppen verzögert werde. Es rücke nun eine 
Ăgewaltige Berufsgruppeñ in die Gruppe der zweithºchsten Prioritªt. Und der Impfstoff werde 
nicht mehr. Für alle nachfolgenden dauere es daher lªnger. Deutlich sagte Laumann: ĂIch kann 
nicht gleichzeitig Polizei und Lehrer impfenñ. 

Corona -Impfreihenfolge geändert: Verunsicherung und Benachteiligung drohen  

Tatsächlich ist auch in den Kommunen große Verunsicherung ausgebrochen, wie bei der 
Impfung weiter vorgegangen werden soll. Städte wie Dortmund fordern eine klare Linie, um ein 
drohendes Chaos durch die geänderte Impfreihenfolge abzuwenden. 

Doch nicht nur Lehrer und Erzieher, auch viele andere Berufsgruppen beanspruchen für sich, 
weiter nach vorne in die Impfreihenfolge zu gehören. Laut tagesspiegel berichtet die 
Vorsitzende des Ethikrats, dass auf ihrem Schreibtisch sich die Zuschriften von Gruppen 
stapeln w¿rden, die Ăaus nachvollziehbaren Gr¿nden sagen, sie m¿ssten hºherstehen in der 
Reihenfolge.ñ 

Und selbst in der gleichen Berufsgruppe fühlen sich nun wiederum andere benachteiligt. So 
forderten die Grünen im Landtag, die vorgezogene Corona-Impfung nicht nur auf Grund- und 
Förderschullehrer zu beschränken. Denn: Untersuchungen zeigten, dass vor allem an 
weiterführenden Schulen eine erhöhte Infektionsgefahr besteht. Und auch Lehrer von 
Abschlussklassen seien nun zurück im Präsenzunterricht ï vor vollen Klassen, in denen 
ausreichend Abstand kaum eingehalten werden kann. 

Es scheint, als könnte Alena Buyx mit ihrer Befürchtung, dass mit dieser Entscheidung eine 
Büchse der Pandora geöffnet wurde recht behalten: Jeder will der Erste sein. Auch NRW-
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Innenminister Herbert Reul befürchtet, dass nun ein Wettlauf ausbricht ï und übt damit indirekt 
Kritik an der Entscheidung die Impfreihenfolge zu ändern.  

 

ĂRP onlineñ vom 11.03.2021 ï ĂRaserszene in NRW ï Wenn es Nacht wird 
auf den Straßen ñ:  

https://rp -online.de/nrw/panorama/raser -in-nrw -polizei -geht -gegen -illegale -
rennen -vor_aid -56735259 

 

Foto: Christoph Reichwein (crei) 

 

Sichergestellt worden ist der getunte Audi vergangenen Samstagabend bei einer 

Schwerpunktkontrolle gegen die Raser- und Poserszene. 56 Mal erwischten die 

Ordnungshüter dabei Autofahrer, weil sie zu schnell unterwegs waren. 

Düsseldorf.  Illegale  Autorennen  finden vor  allem  im Ruhrgebiet und  im Rheinland 

statt.  Die typischen  Raser sind  männlich  und  unter  30 Jahre alt.  Die Polizei  hat ein 

Lagebild  über  die  Szene erstellt.  

 
 

Von Christian  Schwerdtfeger  

Chefreporter/Leiter Reporterteam 
 

 

 
Der graue tiefergelegte Audi, Modell AS-Sportback älteren Baujahrs, mit schwarz 

forlierten Fensterscheiben, hängt am Haken des Abschleppwagens. Die Polizei hat den 

Wagen bei einer Schwerpunktkontrolle am Hamborner Altmarkt aus dem Verkehr 

gezogen, weil der Abstand zwischen Reifen und Radkasten so gering war, dass das 

tiefergelegte Fahrzeug nach ersten Einschätzungen der Polizisten verkehrsunsicher ist. 

Ein Gutachter wird den Wagen nun unter die Lupe nehmen. 
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I INFO 

Der Feiertag  der Szene 

 

 
Car-Freitag  Der Karfreitag ist der Feiertag der Tuningszene, dann feiern sie ihren 

,,Car-Freitag". Bei diesen Szenetreffen werden die getunten Autos gezeigt. 

 

Polizei  Am ĂCar-Freitag" führt die Polizei immer Schwerpunktkontrollen durch, weil 

im Rahmen dieser Treffen auch immer wieder Rennen stattfinden. 

 

 
Landesweit geht die Polizei aktuell massiv gegen diese Szene vor. Nach Angaben 

des NRW-Innenministeriums fanden allein in den ersten beiden Monaten dieses 

Jahres 22 Schwerpunkteinsätze statt; im kompletten vergangenen Jahr waren es 

164. Dabei wurden 2020 insgesamt 146 Kraftfahrzeuge sichergestellt; in diesem Jahr 

bisher schon 50. Tausende Personen wurden kontrolliert. So wurden zum Beispiel 

allein bei einem Schwerpunkteinsatz in Dortmund am 27. Februar dieses Jahres 

mindestens 362 Beteiligte von der Polizei kontrolliert. 

 
,,Diese Raser gefährden und töten nicht nur sich selbst, sondern auch unbeteiligte Dritte. 

Deshalb greifen wir hart durch", sagt NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU). Im 

vergangenen Jahr gab es laut Polizei 1515 verbotene Rennen auf Nordrhein-Westfalens 

Straßen; 265 Unfälle wurden verursacht. Dabei kamen fünf Menschen ums Leben, 

darunter ein Kind. 

 
Meist sind es junge Männer im Alter bis 30 Jahren, die solche illegalen Rennen fahren. 

Nach Angaben des Innenministeriums können die Fahrer häufig ihre Fahrfähigkeiten 

nicht richtig einschätzen und ihr Auto nicht beherrschen. 

Bei den Rennen werden laut Polizei neben massiven Geschwindigkeitsübertretungen auch 

rote Ampeln überfahren, Vorfahrtsstraßen missachtet, brandgefährliche 

Überholmanöver riskiert und Sicherheitsabstände nicht eingehalten. Bei sogenannten 

Szenetreffen stellen die Raser und Poser ihre Boliden zur Schau; dabei fahren sie auch 

Rennen gegeneinander und gegen die Uhr. Die Polizei hat festgestellt, dass sich diese 

Szenetreffen während der Pandemie auch zu einer ĂKennenlern-Börse" entwickelt 

haben, weil die Bars und Diskotheken geschlossen haben. Dabei kommt es durch das 

Imponiergehabe auch zu erheblichen Lärmbelästigungen. Typisches Poserverhalten 

sind: ,,Pedal-Tuning", ,,Schubknallen" (Unterbrechung der Kraftstoffzufuhr bei einem 

Benzin- oder Dieselmotor) und ĂDonuts" (Reifen durchdrehen). Zudem werden die Treffs 

häufig vermüllt hinterlassen. 

 

 



Als Hochburgen der Szene gelten in NRW das Ruhrgebiet (Dortmund, Duisburg und 

Essen) und das Rheinland (Düsseldorf und Köln). Zu den Hotspots in der 

Landeshauptstadt, also den Treffpunkten der Tuner, Poser und Raser, gehören neben der 

Kö auch das Mannesmannufer und die Heinrich-Heine-Allee. Aber auch in kleineren 

Kommunen in NRW stellt die Polizei immer wieder Raser. ,,Die Szenen zeigen sich hierbei 

in unterschiedlicher Ausprägung und sehr mobil. Auf polizeiliche Kontrolltätigkeit wird 

häufig mit Ortswechseln reagiert", so ein Sprecher des NRW-Innenministeriums. 

 
Die Polizei versucht auch immer, Smartphones von Beteiligten sicherzustellen und eine 

richterliche Genehmigung zur Auswertung der Daten zu bekommen. Denn die Anhänger 

der Szene filmen die Rennen mit ihren Handys und verabreden sich über 

Messengerdienste für neue Rennen. Für die Polizei sind die Handys deshalb extrem 

wertvoll. 

 
Erich Rettinghaus, Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), 

beschäftigt sich schon lange intensiv mit der Raserszene. ,,Die Fahrer müssen mit harten 

Strafen belegt werden. Dazu gehört auf jeden Fall ein Führerscheinentzug für einen sehr 

langen Zeitraum", sagt Rettinghaus. ,,Denn diese Leute sind charakterlich nicht dazu 

geeignet, ein Auto zu fahren.ñ  

 

Tunen ist bis auf wenige Ausnahmen eine Männerdomäne. Und dabei unterscheidet die 

Polizei in Low-Budget-Tuner, die also nicht so viel Geld zur Verfügung haben (meist 

jüngere Männer), und reiche Tuner, deren Grenze aber zu Posern fließend verläuft. In der 

Szene der Auto-Enthusiasten fühlen sich aber viele ungerecht behandelt, weil ihrer 

Meinung nach nicht differenziert wird zwischen denen, die an Fahrzeugen begeistert 

herumschrauben, und denjenigen, die rasen. 

 
Falko Haarhaus, Einsatzleiter eines Schwerpunkteinsatzes in Dortmund, sagt: ,,Auch in 

Zukunft werden wir diese Szene konsequent ausbremsen, bis der letzte Autofahrer oder 

die letzte Autofahrerin den Spaß am Lärm und Rasen verloren hat." 

 
(csh) 

 



ĂNeue Westfªlische onlineñ vom: 28.03.2021 ï  Ă1.500 Razzien gegen 

Clans in NRW: Was bringen die MaÇnahmen?ñ: 

https://www.nw.de/nachrichten/zwischen_weser_und_rhein/22981248

_1.500-Razzien-gegen -Clans -in-NRW-Was-bringen -die-

Massnahmen.html  (Kostenpflichtiger + -Artikel)  

Lukas Brekenkamp 

 

Immer wieder kommt es in NRW zu Razzien gegen Clankriminalität - wie hier 2019 in Wuppertal. | © 

picture alliance/dpa 

 

Bei den Kontrollaktionen gegen kriminelle Clans wurden seit Mitte 2018 fast 4.000 Objekte 

durchsucht. Experten und Ermittler geben Einblicke und zeigen, was die Razzien für Folgen im 

Milieu haben.  

Bielefeld.  NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) hat kriminellen Clans den Kampf 

angesagt. Reul und die Sicherheitsbehörden setzen auf eine Politik der tausend 

Nadelstiche. Immer wieder kommt es zu Razzien, Durchsuchungen, 

Beschlagnahmungen und Festnahmen. Doch was hat der Kampf gegen die kriminellen 

Mitglieder arabischer Großfamilien bisher gebracht? Ein Überblick. Die nackten Zahlen 

sprechen Bände: Seit Mitte 2018 werden die NRW-Maßnahmen gegen Clans beim 

Innenministerium gespeichert.  
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ĂGeneral-Anzeiger onlineñ vom 06.04.2021 (kostenpflichtiger Ă+ñ-
Artik el - ĂGrenze zu den Niederlanden ï Kriminalität im Grenzraum 
nimmt weiter zuñ: https://ga.de/news/politik/deutschland/grenze -zu-
niederlanden -kriminalitaet -nimmt -zu_aid -57193189 
 
 

 

 
Foto: dpa/Sina Schuldt 
 
 

Düsseldorf  · Der Zoll hat 2020 an der Grenze zu den Niederlanden zwei Millionen Euro 
Bargeld sichergestellt. Im Vergleich zu 2015 hat sich die Summe verzehnfacht. Im 
vergangenen Jahr hat auch die Pandemie dabei eine Rolle gespielt. 
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ĂRP+ onlineñ (kostenpflichtiger Inhalt) vom: 14.04.2021 ï ĂProteste 
gegen Corona -Maßnahmen ï Impfzentren und Politiker sind 
potenzielle Ziele f¿r Attackenñ:  
 
https://rp -online.de/nrw/panorama/corona -leugner -und -querdenker -
warnung -vor -attacken -auf -impfzentren_aid -57321357 

 

 
Militante Impfgegner könnten Attacken auf Impfeinrichtungen durchführen, meint die Deutsche 

Polizeigewerkschaft. Foto: dpa/Christoph Schmidt 

 

Von: Christian Schwerdtfeger (Chefreporter/Leiter Reporterteam)  

Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) in NRW warnt vor Attacken auf Impfzentren 

und auf Politiker. ĂWegen der zunehmenden Radikalisierung einzelner Personen in der 

Corona-Protest-Bewegung besteht ein abstraktes Risiko für Impfzentren, Transporte 

des Impfstoffes, auf Arztpraxen, die impfen, sowie f¿r Politikerñ, sagt Erich Rettinghaus, 

Landesvorsitzender der DPolG. ĂWir m¿ssen auf der Hut sein. Das Spektrum der Ziele 

wird immer größer. Der Personen- und Objektschutz sollte verstªrkt werdenñ, so 

Rettinghaus. Michael Mertens, Landesvorsitzender der Gewerkschaft der Polizei in 

NRW, erklªrte: ĂDie Transporte des Impfstoffs und die Impfzentren unterliegen einer 

gewissen ¦berwachung. F¿r Kriminelle kºnnten die Impfstoffe interessant sein.ñ 
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ĂRP onlineñ vom: 21.06.2021 ï ĂKleine Flugobjekte ï Achtung, 
Drohne!ñ: https://rp -online.de/nrw/panorama/drohnen -mehr -straftaten -
durch -flugobjekte -in-nrw_aid -59895861 

 

 
Foto: Felix Kästle/DPA Foto: dpa/Felix Kästle 
 

Düsseldorf . Die Zahl der Straftaten, bei denen in NRW Drohnen zum Einsatz kamen, 
ist 2020 trotz Corona gestiegen. Die Polizei warnt vor Gefahren, vor allem in 
Flugverbotszonen. Die aktuellen Zahlen sind nur die Spitze des Eisbergs. 

Von Christian Schwerdtfeger  (Chefreporter/Leiter Reporterteam)  

Die Zahl der in Nordrhein-Westfalen begangenen Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
mit Drohnen ist im vergangenen Jahr gestiegen ï von 85 (2019) auf 103 (2020), wie 
das Landesamt für zentrale polizeiliche Dienste (LZPD) in Duisburg unserer Redaktion 
mitteilte. ĂWer Drohnen fliegen mºchte, muss sich mit den Regeln und Vorschriften wie 
der Luftfahrtverordnung auseinandersetzen, um nicht ungewollt eine 
Ordnungswidrigkeit oder gar Straftat zu begehen. Insbesondere das Fliegen in 
Flugverbotszonen birgt enorme Gefahrenñ, betonte LZPD-Direktor Thomas Roosen. 

Für die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) in NRW sind die Zahlen nur die 
ber¿hmte Spitze des Eisbergs. ĂDie Dunkelziffer d¿rfte um ein Vielfaches hºher liegenñ, 
sagte ihr Landesvorsitzender Erich Rettinghaus. Grund für diese Entwicklung sei unter 
anderem die Verf¿gbarkeit der Gerªte. ĂDrohnen sind sowohl f¿r Kinder als auch f¿r 
Erwachsene nette Spielzeuge. Man kann sie fast überall kaufen, und sie sind leicht zu 
bedienenñ, sagte Rettinghaus. ĂAber es fehlt eine Sensibilisierung, dass mit den 
Geräten schnell Ordnungswidrigkeiten und Straftaten begangen werden kºnnenñ, so 
Rettinghaus. Nur die wenigsten Fªlle w¿rden zur Anzeige gebracht. ĂManchmal wird die 
Polizei gerufen. Wenn sie dann da ist, ist von der Drohne nichts mehr zu sehen und zu 
hºren.ñ 

Auch Hobby- und Drohnenpiloten müssen seit Jahresbeginn in Staaten der 
Europäischen Union einen sogenannten Kompetenznachweis vorweisen. Das verlangt 
die neue EU-Drohnenverordnung, sobald die Drohne 250 Gramm oder mehr wiegt ï 
oder eine Kamera an Bord hat. Bisher galt dies für Drohnen über zwei Kilogramm. Es 
gibt Übergangszeiten, aber vom 1. Januar 2022 an muss laut Luftfahrt-Bundesamt jeder 
Drohnenpilot den EU-Kompetenznachweis oder ein EU-Fernpiloten-Zeugnis haben. Für 
die Deutsche Polizeigewerkschaft reicht das jedoch nicht aus. ĂDer F¿hrerschein ist auf 
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jeden Fall richtig, aber man muss über eine Registrierung der Geräte beim Kauf 
nachdenkenñ, so Rettinghaus. ĂZudem muss stªrker kontrolliert und geahndet werden. 
Die Strafen m¿ssen aber auch finanziell wehtun.ñ 

Besonders an Flughäfen können Drohnen zur Gefahr werden. In einem internen 
Polizeibericht, der nur für den Dienstgebrauch vorgesehen ist, heißt es, dass eine 
Drohne auch ohne Sprengstoff gefährlich sei, nämlich dann, wenn der Flugkörper durch 
einen kontrollierten Absturz oder eine gezielte Kollision als mechanische Waffe 
eingesetzt werde. Drohnen werden demnach ï unabhängig von einer möglichen 
terroristischen Verwendung ï zunehmend gefährlicher für Flugzeuge. 

Beim LZPD gibt es eine spezielle Einheit, die in der Lage ist, Angriffe von Drohnen mit 
verschiedenen MaÇnahmen abzuwehren. ĂDie Experten setzen dabei unter anderem 
mechanische, aber auch funktechnische Mittel ein. Auf weitere Einzelheiten können wir 
aus taktischen Gr¿nden nicht eingehenñ, sagte eine Sprecherin. 

Info : 
Darauf müssen Drohnenpiloten achten  

Kennzeichnung :  Drohnen, die schwerer als 250 Gramm sind, müssen gekennzeichnet 
werden. 

Führerschein Für eine Drohne ab zwei Kilogramm ist ein Führerschein erforderlich. Für 
Drohnen ab fünf Kilogramm braucht man zudem eine Aufstiegsgenehmigung. 

Die Polizei setzt aber auch selbst Drohnen ein. In einem einjährigen Pilotprojekt wurden 
in elf Kreispolizeibehörden solche Flugobjekte bei ausgewählten Anlässen eingesetzt. 
ĂDabei hat sich gezeigt, dass Drohnen die Mºglichkeiten der Polizei erweitern, wenn es 
um die Aufklärung und Beweissicherung von Straftaten oder die Aufnahme von 
Verkehrsunfªllen gehtñ, sagte die LZPD-Sprecherin. Deshalb werden nun die 16 
kriminaltechnischen Untersuchungsstellen, die Tatortvermessungsgruppe des 
Landeskriminalamts, die Bereitschaftspolizei und die Verkehrsunfallaufnahme-Teams 
der Kreispolizeibehºrden mit Drohnen ausgestattet. ĂDie neuen Perspektiven der 
Drohne ermöglichen schnelle zusätzliche Informationen zur polizeilichen 
Aufgabenbewältigung und unterstützen die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten 
damit bei ihrer tªglichen Arbeitñ, so die Sprecherin. 

Drohnen müssen zu vielen Orten mindestens 100 Meter Abstand halten ï etwa zu 
Krankenhäusern, Justizvollzugsanstalten, Militäreinrichtungen, Unglücksorten, 
BundesfernstraÇen und Industrieanlagen. ĂEs zeigt sich, dass die BuÇgelder gegen 
Drohnenbesitzer mehr und mehr zunehmen. Und diese können durchaus, je nach 
VerstoÇ, mehrere Hundert Euro betragenñ, heiÇt es beim Mobilitªtsmagazin 
Bussgeldkatalog.org. ĂDas liegt daran, dass unerlaubte Drohnenfl¿ge nicht nur zu 
Materialschäden führen können. Auch die Sicherheit und der Gesundheitsschutz der 
Bevºlkerung kºnnen dabei in Gefahr geratenñ, so der Branchendienst. 

(csh) 
 
 
 
 
 
 
 
 



ĂRP+ onlineñ (kostenpflichtig) vom 23.06.2021 ï ĂTestphase in NRW ï 

bereits 72 Taser -Einsªtze der Polizeiñ: https://rp -

online.de/nrw/panorama/polizei -in -nrw -bereits -72-taser -einsaetze_aid -

60027187 

 
Düsseldorf  · Noch läuft die Erprobungsphase des sogenannten Tasers bei der Polizei 
in NRW. Doch schon jetzt scheint sich abzuzeichnen, dass sich das neue Einsatzmittel 
bewährt. Abgefeuert wurde der Taser auch schon auf zwei Tiere. 
 

 
Ein Polizeibeamter demonstriert einen Schuss mit einem Distanzelektroimpulsgerät. 
Foto: dpa/Rolf Vennenbernd 
 
Von Christian Schwerdtfeger (Chefreporter/Leiter Reporterteam)  
 

Die Polizei in Nordrhein-Westfalen hat den sogenannten Taser während der 

Erprobungsphase bereits in 72 Fällen eingesetzt (Stand erstes Quartal 2021), 

wie das NRW-Innenministerium unserer Redaktion mitteilte. ,,Von diesen 72 

Einsätzen waren 64 Androhungen; das heißt, die Angriffs- und 

Gefahrensituationen konnten allein durch das Androhen des Tasers beendet 

und das polizeiliche Ziel erreicht werden. In acht Fällen kam es folglich zur 

Schussabgabe", sagte eine Sprecher des Innenministeriums. Die 

Schussabgaben richteten sich gegen sechs Personen und zwei Tiere. 

 

Das Distanz-Elektroimpuls-Gerät, auch Taser genannt, wird seit Januar in 

einem einjährigen Pilotprojekt im Wachdienst von vier Kreispolizeibehörden in 

Dortmund, Düsseldorf, Gelsenkirchen und dem Rhein-Erft-Kreis eingesetzt. 

Nach Angaben des Ministeriumssprechers wird der Taser unter anderem 

eingesetzt, wenn andere Zwangsmittel im Hinblick auf eine sichere 

Lagebewältigung nicht erfolgversprechend erscheinen oder zu nicht 
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unerheblichen Verletzungen von Polizisten oder des polizeilichen Gegenübers 

führen können. ,,Generell lässt sich sagen, dass der Einsatz des Geräts in 

speziellen Einsatzsituationen das mildeste geeignete Mittel zur erfolgreichen 

Lagebewältigung darstellen kann", so der Sprecher. ,,Welches das geeignete 

Mittel ist, muss immer im Einzelfall entschieden werden. In der Regel haben sich 

die Personen bereits nach der Androhung des Einsatzes kooperativ gezeigt." 

 
Für Erich Rettinghaus, Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft in 

NRW, ist die Erprobungsphase bislang erfolgreich verlaufen. ,,Es ist das 

eingetreten, womit wir gerechnet haben. Der Taser ist ein wirksames 

Einsatzmittel, das eine deeskalierende Funktion hat", sagt Rettinghaus. 

 

Michael Mertens, Landesvorsitzender der Gewerkschaft der Polizei, wünscht 

sich nun, dass die Finanzierung des Geräts für eine Einführung nach dem 

Pilotprojekt schnellstmöglich zugesagt wird. ,,Das muss gesichert werden. Die 

Geräte zeigen, dass sie nützlich sind", so Mertens. 

 
Die rund 400 Polizisten in NRW, die im Wechsel die neue Waffe testen, sind zuvor 

geschult worden. Die Einsätze mit Tasern werden gefilmt und gespeichert. Bei 

dem Taser handelt es sich um ein Distanz-Elektroimpuls-Gerät der Firma Axon, 

das an Drähten befestigte Metallpfeile mit kurzen Stromimpulsen verschießen 

kann. Der Getroffene kann damit bei hoher Spannung außer Gefecht gesetzt 

werden. Die Waffe kommt vor allem bei Angriffen mit Messern aus kürzester 

Distanz zum Einsatz. Außerdem ist sie laut Polizei effektiver als der Einsatz von 

Pfefferspray, bei dem sich die Polizisten auch immer selbst verletzen würden. 

 

Die Polizisten, die mit dem Taser ausgestattet sind, sind auch im Bereich der Erste-

Hilfe­ Maßnahmen fortgebildet worden. Grundsätzlich werde laut NRW-

Innenministerium nach dem Einsatz des Geräts ein Arzt hinzugezogen, um 

gegebenenfalls weitere medizinisch notwendige Maßnahmen einzuleiten. 

 
Zum Einsatz kam der Taser zum Beispiel Anfang Juni in Düsseldorf. Bei zwei 

Einsätzen wurden aggressive Männer von der Polizei so gestoppt. In beiden 

Fällen seien die Beamten bedroht worden - einmal seien Messer im Spiel 

gewesen, hieß es seitens der Polizei. 

 
(csh) 
 
 
 

 
 



ĂNeue Westfªlische onlineñ (kostenpflichtiger +-Artikel) vom: 
13.07.2021 ĂNach Bandidos-Verbot: Wie sich die Rocker -Szene in 
NRW verªndertñ: https://rp -online.de/nrw/panorama/demo -
duesseldorf -polizei -attackiert -journalisten -und -demonstranten_aid -
60256011?utm_source=mail&utm_medium=referral&utm_campaign=s
hare?utm_source=mail&utm_medium=referral&utm_campaign=share  
 

 
Insgesamt 38 Bandidos-Chapter, die in der "Federation West Central" organisiert waren, wurden 
verboten. ! © Symbolbild: picture alliance / dpa 
 
 

Nachdem 38 Bandidos -Ortsgruppen verboten wurden, stellt sich die Frage: Was 
hat das für Folgen auf das Rockermilieu? Experten sehen auch Gefahren.  
 
Lukas Brekenkamp 
 

Bielefeld . Mit einem Schlag wurden alle Bandidos-Chapter in NRW verboten. Doch 
welche Folgen hat das auf die Szene? "Es kann sein, dass andere Gruppen nun in die 
Geschäftsfelder der Bandidos drängen", prognostizieren Experten. Drohen dadurch 
neue Gefahren? 
 
Das Bundesinnenministerium hat die Bandidos "Federation West Central" verboten. Ein
  Zusammenschluss aus verschiedenen Chaptern, also Ortsgruppen, der 
Rockergruppierung 
mit Schwerpunkt in NRW (bei den Heils Angels heißen diese Charter). Und auch die 
insgesamt 38 Bandidos-Chapter in der Federation wurden verboten. Gründe für das 
Verbot sind die kriminellen Machenschaften der Bandidos sowie "Rockerkriege" gegen 
andere Gruppen wie die Heils Angels oder die Freeway Riders. 
 
 
 
ĂIn Duisburg eine Macht" 
 
ĂEin echter Schlag", betont Erich Rettinghaus. Er ist NRW-Vorsitzender der Deutschen 
Polizeigewerkschaft (DPolG), hatte während seiner Zeit bei der Duisburger Polizei oft 
genug mit den Bandidos zu tun. "Im Ruhrgebiet und gerade in Duisburg waren die eine 
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Macht", betont er. Das große Rotlichtviertel der Ruhrmetropole sei zum Teil in der Hand 
der Bandidos gewesen. Inmitten des Viertels hatten die Rocker zudem ihre 
Vereinskneipe, das "Fat Mexican", vor dem im Jahr 2009 der Bandido Rudi Heinz 
"Eschli" E. von einem Heils Angel erschossen wurde. 
 
"Im Rotlichtmilieu geht es um viel Geld, zum Teil auch um Drogen, Geldwäsche und 
Menschenhandel", berichtet Rettinghaus. "Das werden sich die Bandidos sicher nicht 
einfach nehmen lassen." Auch durch das Verbot nicht? "Die Rocker sind dadurch ja 
nicht einfach verschwunden." Bis zum Verbot waren die Bandidos mit etwa 740 
Mitgliedern zahlenmäßig am stärksten, gefolgt von Freeway Riders (430) sowie Heils 
Angels und Gremium (je 270}. 
 
 
 
Schon einige Rocker -Verbote in Deutschland  
 
Das Verbot der Bandidos war das bisher größte und umfangreichste Verbot gegen 
kriminelle Motorradclubs in Deutschland. Aber nicht das erste. 2015 wurde zum Beispiel 
der holländische Rockerclub Satudarah nach einem kurzen Gastspiel in Deutschland 
verboten. Zudem wurden einzelne Charter und Chapter von Heils Angels, Bandidos und 
Co. bereits verboten. 2018 wurde mit den Osmanen Germania außerdem ein Club in 
Deutschland gesprengt, der zwar nicht in die Kategorie "Rocker" fällt, aber sich zum 
Beispiel durch Kutten, Hierarchie und Erscheinungsform das Auftreten von solchen 
Motorradclubs angeeignet hat. 
 
Und nun also das Bandidos-Verbot in NRW. "Man muss jetzt schauen; gründen die was 
Neues? Oder schließen die sich einem anderen Club an?", sagt Rettinghaus. 
Zumindest bei einzelnen ehemaligen Mitgliedern der verbotenen Clubs Satudarah und 
Osmanen Germania ist den Ermittlungsbehörden bekannt, dass diese bei anderen 
Gruppen angeheuert haben. 
 
"Rocker müssen wahrgenommen werden" 
 
Eigentlich ist es der "Federation West Central" sowie deren Teilorganisationen - also 
den einzelnen Chaptern - verboten, eine Nachfolgeorganisation zu gründen. Doch das 
überhaupt nachzuweisen, sei laut Rettinghaus für Ermittler extrem schwer. 
 
Oliver Huth, NRW-Vize beim Bund Deutscher Kriminalbeamter und Experte für 
organisierte Kriminalität, betont: "Mit dem Verbot hat man den Bandidos das 
ldentitätsschaffende wie Clubhäuser oder Kutten aber auch das Vereinsvermögen 
genommen." Und all das sei in der Rocker-Szene essenziell. "Rocker müssen für ihre 
Macht- und Gebietsansprüche wahrgenommen werden", sagt Huth. 
 
Welche Gruppen drängen in die Geschäftsfelder?  
 
Dennoch warnt Rettinghaus: "Es ist möglich, dass andere Gruppen nach dem Verbot 
ein Vakuum in der Szene ausmachen und in die Geschäftsfelder der Bandidos drängen. 
Es können neue Konflikte entstehen. Auch wenn die Bandidos verboten wurden, 
werden die Mitglieder sich ihre Geschäftsfelder, ihre Macht oder ihren Einfluss nicht 
einfach nehmen lassen.  
 
Auch Oliver Huth sieht das ähnlich. "Es werden sicher verschiedene Gruppen in die 
Bereiche der Bandidos drängen wollen." Als Beispiele nennt er hier Clans oder die 
albanische sowie die italienische Mafia. Letztere ist gerade in Duisburg sehr aktiv. Huth 
hält es auch für möglich, dass die Rocker-Konkurrenz wie die Heils Angels in Felder 
drängen und die Geschäftsbereiche übernehmen wollen. "Das Verbot hat der Szene 
aber auch gezeigt, wie hart wir gegen Rocker vorgehen - und welche Möglichkeiten wir 



haben", betont er. Möglich also auch, dass die Konkurrenz die Füße still hält. So oder 
so: "Wir haben die Gruppierungen genau im Blick", betont Huth. 
 
 
 
 
 

ĂYahoo! Nachrichten onlineñ vom: 16.07.2021 ï  ĂDeutsche 
Polizeigewerkschaft verurteilt Katastrophentourismusñ:  
 
https://de.nachrichten.yahoo.com/deutsche -polizeigewerkschaft -
verurteilt -katastrophentourismus -
102750339.html?guccounter=1&guce_referrer=aHR0cHM6Ly93d3cuZ2
9vZ2xlLmNvbS8&guce_referrer_sig=AQAAAMUqQlr7A2lKYAdn0SMh
WIIksB1IP4Zb0WEEyTr8JYEK3mNSnVySLDRFNLo15fwgO l_EUfY2fs4
cBxW0QwcEdj8dkGKvJ8dGqT_QojYEAxTrVeEui9Z0BuXkHbkaaewMB
DbONaBHTr6AJlC5c83YRgD7tTqRKGV1lsbMS4CbQHrd  
 
 
 

 
Ein Feuerwehrauto bahnt sich seinen Weg durch Erftstadt (Bild: REUTERS/Thilo Schmuelgen) 

 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) in NRW hat das Verhalten von 
Schaulustigen verurteilt, die während der Hochwasser-Katastrophe Rettungseinsätze 
und Zerstörungen filmen und fotografieren.  
 
"Das ist ein absolutes No-Go. Das geht überhaupt nicht", sagte ihr Landesvorsitzender 
Erich Rettinghaus der Düsseldorfer "Rheinischen Post".  
Gaffer filmen Einsätze. 
 
"Man sieht schon Bilder von Rettungskräften bei Aufräumarbeiten, die von 
Schaulustigen auf der anderen Straßenseite gefilmt werden. Das darf nicht sein und 
muss unterbunden und geächtet werden", so Rettinghaus.  
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Ich vermute, dass solches Verhalten in den nächsten Tagen aber leider noch öfters zu 
beobachten sein wird." 

ĂNeue Westfªlische online (Kostenpflichtiger Ă+ñ-Artikel)ñ vom: 
19.07.2021 ï ĂOrganisierte Kriminalitªt: Verfassungsschutz soll Clans 
und Co. ¿berwachen.ñ: 
https://www.nw.de/nachrichten/zwischen_weser_und_rhein/23051528
_Organisierte -Kriminalitaet -Verfassungsschutz -soll -Clans -und -Co.-
ueberwachen.html  

Clankriminalität sorgt in NRW für Probleme. | © picture alliance/dpa 

 
Die Organisierte Kriminalität sorgt für Probleme. Sollte der Nachrichtendienst auch Rocker oder 
Clans beobachten? Die Frage sorgte bereits für Diskussion.  

 
Von: Lukas Brekenkamp 
 
 
 

Bielefeld.  Rocker, Clans, Mafia - die Organisierte Kriminalität hält die 
Sicherheitsbehörden in NRW massiv aufTrab. Die Deutsche Polizeigewerkschaft 
(DPolG) will den Verfassungsschutz ins Boot holen, der zum Beispiel Extremisten 
nachrichtendienstlich überwachen kann. Doch was hat es mit der Forderung auf sich? 
 
Erich Rettinghaus ist bedient. Der NRW-Chef der DPolG sowie seine Kollegen bei der 
Polizei stehen vor einem großen Problem: der Kampf gegen die Machenschaften 
krimineller Clan-Mitglieder. "Das Feld ist gigantisch - NRW ist ein Brennpunkt", sagt 
Rettinghaus. Doch auch Rocker oder die Mafia aus verschiedenen Ländern haben 
längst in NRW Fuß gefasst. Alle werden zum Teil der Organisierten Kriminalität 
zugerechnet. 
 
Rettinghaus berichtet: "Immer öfter werden Zusammenhänge zwischen der 
Organisierten Kriminalität und all seinen Erscheinungsformen und der politisch 
motivierten Kriminalität erkannt." Er befürchtet zudem, dass Geld aus kriminellen 
Machenschaften womöglich auch in Länder fließen kann, in denen der Terrorismus 
herrscht. 
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Grund also, dass der Verfassungsschutz künftig beim Thema Clankriminalität und Co. 
mit im Boot ist? Rettinghaus sieht darin Vorteile. Denn: Bei der Polizei gilt das 
Legalitätsprinzip - der Strafverfolgungszwang. Die Polizei muss bei laufenden Straftaten 
eingreifen und diese verhindern - und auch bei laufenden Überwachungen die Täter 
stellen. "Das nutzen die Clans aus. Manche Mitglieder setzen wissentlich Minderjährige 
oder Personen ohne Führerschein ans Steuer, sodass wir als Polizei eingreifen 
müssen, statt die Strukturen der Clans zu beobachten", nennt Rettinghaus ein skurriles 
Beispiel. Der Verfassungsschutz hingegen habe weder eine Zugriffpflicht, noch ein 
Zugriffsrecht im polizeilichen Sinne. 
 
 
 
Ein entsprechender Antrag scheiterte  
 
So ganz neu ist die Forderung dann allerdings nicht. Schon vor etwa zwei Jahren hat 
die DPolG entsprechende Forderungen an die NRW-Politik gestellt. Der Bund 
Deutscher Kriminalbeamter hatte ähnliche Ideen. In anderen Bundesländern - zum 
Beispiel Bayern und Hessen - ist der Verfassungsschutz bereits in Sachen Organisierte 
Kriminalität im Boot. In Berlin wurden zudem zuletzt Verbindungen zwischen Clans uns 
Islamisten geprüft. 
 
Doch der NRW-Verfassungsschutz sowie das Bundesamt für Verfassungsschutz haben 
den Bereich des organisierten Verbrechend nicht im Blick. Und: Die DPolG scheiterte in 
NRW mit ihren Forderungen. Die AfD griff den Vorschlag auf - der Gesetzentwurf, der 
vorsah, dass der NRW-Verfassungsschutz den Bereich der Organisierten Kriminalität in 
den Fokus nimmt, wurde abgeschmettert. 
 
 
 
Wo liegt das Problem?  
 
Zum einen aus rechtlichen Hürden. Etwa wegen des geltenden Trennungsgebotes 
zwischen Polizei und Nachrichtendienst. Die Sorge, eine Geheimpolizei wie die 
Gestapo zu NS-Zeiten könne entstehen, war damals groß - und die Sorge besteht 
offenbar noch immer. "Das Trennungsgebot ist historisch gesehen ein wichtiger 
Grundsatz", sagt SPD­ Innenexperte Sven Wolf, der noch immer gegen eine 
Ausweitung der Zuständigkeit des Verfassungsschutzes ist. Zudem ist die Zuständigkeit 
des Nachrichtendienstes klar geregelt: ĂDie Aufgabe des Verfassungsschutzes sollte 
auch weiter darin liegen, Demokratiefeinde im Vorfeld zu beobachten (é).ñ 
 
Für CDU-Innenpolitiker Gregor Gotland ist das Thema aber noch lange nicht erledigt. Er 
war einer der ersten, der das Thema in den Fokus nahm. "Die Trennung von 
Nachrichtendienst und Polizei ist im Kampf gegen Terror und Organisierte Kriminalität 
überholt. In vielen anderen Ländern nutzt man nachrichtendienstliche Mittel, um 
Extremisten, Spionage und auch die Kriminalität zu beobachten", sagt Golland. Er ist 
sich zudem sicher: "Der internationale Terrorismus finanziert sich auch aus kriminellen 
Geschäften." Ein Fakt, den auch Wolf nennt und hier von Schnittstellen zwischen 
Bereichen der Polizei und des Verfassungsschutzes spricht, bei dem es aber sicher zu 
einem Informationsaustausch komme. 
 
 
 
Rechtsfreier Raum durch Gewalt und Einschüchterung  
 
Golland betont aber auch, man wolle "keine Parksünder jagen, sondern Personen, von 
denen echte Gefahren ausgehen". Und: "Wenn kriminelle Banden wie Clans oder 
Rocker immer mächtiger werden, dann schaffen sie durch Gewalt und Einschüchterung 

 



einen rechtsfreien Raum - und das ist auch ein Angriff auf die freiheitliche 
demokratische Grundordnung." Golland denkt darüber nach, das Thema in das 
Wahlprogramm für die NRW-Landtagswahlen der CDU aufzunehmen. 
 
Rettinghaus hält ebenfalls an seiner Meinung fest: "Bei der aktuellen Sicherheitslage 
und einer ständig latenten Anschlagsgefahr, macht sich der Staat bewusst schlank und 
blind", betont er. "Der Verfassungsschutz könnte langfristige Beobachtungen fortsetzen 
und tiefer in die Strukturen eindringen. In definierten Fällen würde der 
Verfassungsschutz die Polizei in Teile seiner Beobachtungen einweihen und der Polizei 
einen Teilzugriff und eine Gefahrenabwehr im Einzelfall ermöglichen." 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



ĂFrankfurter Rundschau onlineñ vom: 19.07.2021 ï  ĂUnwetter in NRW 
und Rheinland -Pfalz: Luftwaffe versorgt zerstörte Dörfer mit 
Hilfsg¿ternñ: https://www.fr.de/panorama/unwetter -tief -bernd -regen -
nordrhein -westfalen -rheinland -pfalz -todesfaelle -news -zr-
90867174.html  
 
Nach der Hochwasserkatastrophe In Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
transportiert die Luftwaffe Hilfsgüter mit Hubschraubern der Spezialkräfte in die 
zerstörten Dörfer. 
 

¶ Tief ĂBerndñ* bringt starke Regenfªlle in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz. 

¶ Die Polizei in Nordrhein-Westfalen warnt vor Betrugsfällen während der 
Hochwasserkatastrophe. 

¶ Die Zahl der Todesfälle steigt weiter an. NRW-Ministerpräsident Armin Laschet* 
(CDU*) und Amtskollegin Malu Dreyer (SPD*) aus Rheinland-Pfalz sprechen von 
einer katastrophalen Lage. 

 
Zur Unterstützung nach der Hochwasserkatastrophe in Deutschland setzt die Luftwaffe 
der Bundeswehr nun auch Hubschrauber der Spezialkräfte ein. Die Maschine vom Typ 
H145M fliege Hilfsgüter in die zerstörten Dörfer, sagte ein Luftwaffensprecher am 
Montag (19.07.2021) der Deutschen Presse-Agentur. 
 
Zuvor hatte das Heer auf Twitter geschrieben: ĂVom N¿rburgring gehen im Minutentakt 
lebenswichtige Güter wie Wasser und medizinische Ausrüstung in die betroffenen 
Gebiete.ñ Insgesamt waren am Montag mehr als 1000 Soldat:innen im Hilfseinsatz, 
davon etwa 550 in Nordrhein-Westfalen, 300 in Rheinland-Pfalz und rund 100 in 
Bayern. 

 
Nach der Unwetterkatastrophe ist die Luftwaffe mit Hubschraubern, hier beim Beladen von Hilfsgütern am 
Nürburgring, im Einsatz.  
© Luftwaffe/dpa 
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ĂRP onlineñ (kostenpflichtiger +-Artikel) vom 09.08.2021 ï ĂMoerser 
erleben Unfallfahrt auf A57 mit ï hier ist einer, der rammt Autos wegñ: 
https://rp -online.de/nrw/panorama/amokalarm -auf -a57-bei -meerbusch -
augenzeuge -berichtet_aid -62050637 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Autofahrer löst  Unfälle auf A57 aus und raubt Autos. Foto: Gianni Gattus. 
 
 
 
 
Von: Christian Schwerdtfeger (Chefreporter/Leiter Reporterteam)  
 
 

Michael Putke (Name geändert) und seine Bekannte sind am Samstagnachmittag auf 
dem Weg von Köln nach Hause. Die beiden Moerser fahren auf der A57 in einem Golf; 
er ist Beifahrer. Sie sind gerade auf der linken Spur unterwegs mit rund 120 
Stundenkilometern, als ihr Fahrzeug von einem heftigen Ruck durchzogen wird. ĂIch 
dachte im ersten Moment, da ist irgendwas gegen das Auto geknalltñ, sagt der 40-
Jªhrige. Sofort dreht er sich nach rechts hinten, um nachzusehen. ĂDa war dann 
plötzlich ein anderes Auto direkt neben uns. Also wirklich direkt ï nur wenige Zentimeter 
entfernt. Und in dem Moment ist das Auto neben uns nach rechts weggezogen und hat 
ein anderes Auto auf der ªuÇeren Spur weggerammtñ, schildert Putke. 
 
Putke und seine Bekannte sind direkt betroffene Augenzeugen der lebensgefährlichen 
Aktion, die sich am Samstag auf der A57 und in Teilen Meerbuschs zugetragen hat. Die 
beiden kamen mit dem Schrecken davon. Unserer Redaktion schildert Putke exklusiv, 
was er gesehen und erlebt hat. Und er sagt, wie er über das Erlebte denkt. Die Polizei 
war am Samstag mit einer Vielzahl an Kräften im Einsatz. Auch ein Polizeihubschrauber 
wurde angefordert, nachdem am Nachmittag mehrere Unfälle auf der Autobahn 57 in 
Richtung Nimwegen gemeldet worden waren. Dabei wurde auch ein Motorradfahrer 
leicht verletzt. 
 
An der Anschlussstelle Bovert habe der Mann sich Ăgewaltsamñ ein Fahrzeug verschafft 
und die Autobahn verlassen. Im Stadtgebiet Meerbusch brachte der 36-Jährige nach 
mehreren weiteren Unfällen laut Polizeiangaben einen zweiten Wagen in seine Gewalt. 
Den stellte er später ab, um zu Fuß zu flüchten. Polizisten konnten ihn aber fassen. 
Zeugenaussagen zufolge hatte der Mann auch ein Messer dabei, so ein 
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Polizeisprecher. Putke konnte den Fahrer kurz sehen, als dieser neben ihnen fuhr. ĂEr 
hat starr nach vorne geguckt. Richtig verbissenñ, sagt er. 
 
Putkes Bekannte drosselt am Samstag sofort das Tempo. Sie sehen, wie der Fahrer, 
nachdem er das Auto auf der rechten Spur neben ihnen gerammt hatte, ein weiteres 
Fahrzeug vor ihnen rammt. ĂEr rast weiter und fªhrt absichtlich seitlich gegen einen 
Lkw. Dann setzt er sich vor den Lastwagen und bremst ihn ausñ, berichtet Putke. 
ĂAnders als zu lesen gewesen ist, hat er die Unfªlle aber nicht provoziert. Er hat die 
Autos gezielt und absichtlich gerammt. Das hatte nichts mit einer Provokation zu tunñ, 
so Putke. ĂDas war richtig krank.ñ Die beiden bef¿rchten, dass der Fahrer auf der A57 
wenden und zur¿ckkommen kºnnte. ĂDas ist uns da durch den Kopf gegangen. Die 
Autobahn war ziemlich leer. Das hªtte er also theoretisch machen kºnnen.ñ 
 
Noch während der Unbekannte vor ihnen fährt, greift der Moerser geistesgegenwärtig 
zu seinem Smartphone und ruft die Polizei an. ĂHier ist einer, der rammt Autos wegñ, 
sagt er dem Polizisten am Telefon, der besonnen und ruhig reagiert habe. ĂDer hat 
meine Angaben gut und ruhig aufgenommen. Die Polizei hat das wirklich gut gemachtñ, 
lobt Putke. 
 
 
Über das Motiv ist noch nichts bekannt. Der mutmaßliche Täter ist am Sonntag dem 
Haftrichter vorgeführt worden, der eine Unterbringung in der Forensik angeordnet habe, 
heißt es. Der 36 Jahre alte Mann aus Essen sei hochaggressiv gewesen, positiv auf 
Drogen getestet worden und habe einen psychisch labilen Eindruck gemacht, so die 
Polizei. Aus Polizeikreisen erfuhr unsere Redaktion, dass am Samstagvormittag eine 
Strafanzeige gegen ihn wegen häuslicher Gewalt eingegangen war. Ob die Anzeige mit 
der Tat zusammenhängt, ist nicht bekannt. Der 36-Jährige soll nicht vernehmungsfähig 
sein. 
 
Die Polizei hatte nach Informationen unserer Redaktion am Samstagnachmittag 
vorsorglich Amok-Alarm ausgelºst. ĂDas macht man wirklich nur dann, wenn viel 
passiert ist. Sonst hält man sich damit sehr zurück, weil mit diesem Alarm polizeilich 
alles hochgefahren wirdñ, erklªrt Erich Rettinghaus, Landesvorsitzender der Deutschen 
Polizeigewerkschaft in NRW. 
ĂIn solchen Situationen muss man schnell entscheidenñ, sagt er. Ein Sprecher der 
Düsseldorfer Polizei erklärte, dass die Polizei auf verschiedene Szenearien vorbereitet 
sei, sich aber zu konkreten Maßnahmen aus einsatztaktischen Gründen nicht äußern 
könne und d¿rfe. ĂDie einzuleitenden MaÇnahmen sind praktisch wie in einem Katalog 
hinterlegt. Dort steht, was in welchem Fall getan werden mussñ, so der Sprecher. 
 
Erst Stunden später wird Putke so richtig bewusst, wie viel Glück er und seine Bekannte 
gehabt haben. ĂHªtte der uns gerammt, wªren wir vielleicht direkt in die Leitplanke 
gekracht. Oder wir hätten uns gedreht und ein nachfolgendes Fahrzeug wäre in uns 
hineingefahrenñ, sagt er. ĂDas macht schon was mit einem, wenn man sich das vor 
Augen f¿hrtñ, sagt er. 
 
 
(csh) 
 
 
 
 
 
 
 
 



ĂServus TVñ (DPolG O-Ton zu r Clan -Kriminalität) vom 19.08.2021 ï 
ĂNRW: Clan-Kriminalitªt immer grºÇeres Problemñ: 
https://www.servustv.com/aktuelles/v/aa -28nppctns1w11/  
 
 
20 Menschen verprügeln in Essen einen Friedhofsmitarbeiter. Die mutmaßlichen 
Schläger sind Mitglieder eines libanesischen Familienclans. Sie werden wahrscheinlich 
wie so oft ohne Strafe davonkommen. Drogen, Prostitution und Schutzgelderpressung - 
damit machen die Clans ihr Geld. Vor allem im Ruhrgebiet und in Berlin. Nachweisen 
kann man ihnen aber kaum was. 
 
 
 
 
 

ĂAktuelle Stundeñ  (Lokalzeit Duisburg; mit DPolG NRW-Studiogast 
Erich Rettinghaus anlässlich der Vereidigung in 
Duisburg/Landschaftspark Nord)  vom 19.08.2021 ï 
ĂPolizeinachwuchs gesuchtñ:  
 
 https://www.ardmediathek.de/video/lokalzeit -aus-duisburg/lokalzeit -
aus-duisburg -oder -19-08-2021/wdr -
fernsehen/Y3JpZDovL3dkci5kZS9CZWl0cmFnLWJjYmM3MGIwLWYzM
jAtNDI1Yi05NmQxLTIwYjZkN2RmZWViYQ/  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ĂRP onlineñ vom 02.09.2021 ï ĂNRW: GroÇrazzia bei Hells Angels 
nach brutalem Mordñ:  
https://rp -online.de/nrw -grossrazzia -bei -hells -angels -nach -brutalem -
mord_vid -62522309 
 
Von: Gabriele Peters, Marc Latsch, Viktor Marinov und Christian Schwerdtfeger  

 
Update | Mönchengladbach/Duisburg . Seit dem frühen Donnerstagmorgen 
durchsuchen SEK-Kräfte Objekte in neun Städten in NRW. 900 Polizisten sind im 
Einsatz, zwei Verdächtige noch auf der Flucht. Einer davon ist Chef der 
Mönchengladbacher Hells Angels. 

 
Bei einer Razzia gegen Rockerkriminalität hat die Polizei am 2. September 2021 in 
neun Städten in Nordrhein-Westfalen insgesamt 24 Gebäude durchsucht. Hintergrund 
der Aktion sind Ermittlungen zu einem versuchten Mord in zwei Fällen aus dem Jahr 
2013 und einem Mord im Jahr 2014 im Milieu der Rockerbande Hells Angels. 
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ĂDas waren schlicht und einfach Rockerkriege, die da auf unseren StraÇen ausgetragen 
worden sindñ, sagte NRW- Innenminister Herbert Reul (CDU). Die Brutalität der 
abscheulichen Verbrechen zeige, dass man bei dem Kampf gegen die Rocker nicht 
lockerlassen dürfe. In Mönchengladbach wurde ein 42-jähriger Mann bereits 
festgenommen. Er ist laut Polizei einer der Verdächtigen im Mordfall Kai M. Der Hells 
Angel aus Duisburg war 2014 unter noch ungeklärten Umständen zunächst 
verschwunden. Später wurde sein tätowierter Arm von einem Angler in Duisburg aus 
dem Rhein gefischt. Ein 33-Jähriger soll gemeinsam mit einem 34-jährigen 
Clubkameraden Kai M. erschossen haben, weil dieser unter Verdacht stand, 
Geheimnisse der Rocker-Gang verraten zu haben. Das teilt die Staatsanwaltschaft 
Mönchengladbach mit. 
 
 
Der festgenommene 42-jährige soll an der Zerstückelung und Entsorgung des Toten 
beteiligt gewesen sein. Während der 34- jährige Mitbeschuldigte bereits wegen einer 
anderen Sache in Wuppertal einsitzt, wird nach dem 33-jährigen mutmaßlichen 
Haupttäter noch gefahndet. Er ist nach Informationen unserer Redaktion Chef der 
Mönchengladbacher Hells Angels. Gesucht wird auch noch nach einem 31-Jährigen, 
der ebenfalls den Hells Angels angehören soll und sich aktuell mutmaßlich in der Türkei 
aufhält. Er soll im November 2013 auf ein Mitglied der Rockergruppe Bandidos 
geschossen haben, während der Mann in seinem Ford Kuga vor einer roten Ampel in 
Oberhausen wartete. 
 
Der damals 25-jährige Fahrer wurde schwer, seine damals 32 Jahre alte Beifahrerin 
leicht verletzt. Laut Staatsanwaltschaft Duisburg wird nach dem mutmaßlichen 
Schützen mit einem internationalen Haftbefehl gefahndet. Die 33 und 34 Jahre alten 
mutmaßlichen Haupttäter im Mordfall Kai M. sollen auch hier Mittäter gewesen sein. 
 
SEK-Polizisten sollen sich einer Polizeisprecherin zufolge mit einem gepanzerten 
Fahrzeug Zugriff zu einem mutmaßlichen Vereinsheim der Rockergruppe in 
Mönchengladbach verschafft haben. Außerdem war die Polizei am Morgen in Duisburg 
im Einsatz. Laut eines Polizeisprechers wurden dabei mehrere Objekte an 
verschiedenen Orten im Stadtgebiet durchsucht. Einer der Einsatzorte war das 
Duisburger Rotlichtviertel. 
 
In Mönchengladbach gab es ebenfalls Einsätze an mehreren Stellen im Stadtgebiet, 
unter anderem bei einem Autoverleih, in dem PS-starke Nobelkarossen ausgestellt 
waren. Bei den Durchsuchungen stellten Ermittler der Kriminalpolizei unter anderem 
eine scharfe Schusswaffe, eine Schreckschusswaffe, Datenträger und 
Betäubungsmittel sicher. 
 
Dem Einsatz war eine jahrelange Ermittlungsarbeit in den abgeschotteten Strukturen 
der organisierten Rockerkriminalität vorausgegangen. Erich Rettinghaus, 
Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft, lobte den langen Atem der 
Polizei. ĂDie Ermittlungen zeigen, dass die Polizei nicht aufgibt, sondern auch jahrelang 
an einem Fall weiterarbeitetñ, sagte Rettinghaus. Auch Reul sprach von einer 
Ălangwierigen und m¿hsamen Ermittlungsarbeit.ñ 
 
Laut Rettinghaus sende die Razzia ein deutliches Signal an die Rocker-Szene. ĂSie 
wissen jetzt, dass sie zu keiner Zeit mehr vor der Polizei sicher sind und es täglich zu 
Durchsuchungen und Festnahmen kommen kann. Und sie wissen jetzt: Selbst Taten, 
die schon Jahre zurückliegen, kºnnen sie jederzeit einholen.ñ 
Einen Durchbruch habe es dann vor rund zwei Jahren gegeben, als ein Kronzeuge 
aussagte. Die Folge: Weitere Ermittlungen und schließlich die Großrazzia am 
Donnerstag. 
ĂEs ist f¿r uns schon mal ein Erfolg, dass wir so weit gekommen sindñ, sagte eine 
Polizeisprecherin. Innenminister Reul ergänzte, dass der Zeitpunkt nicht zufällig sei. 



ĂEine solche Razzia macht man dann, wenn die Zeit reif ist und es z¿gig gehen muss.ñ 
 
 

ĂRP onlineñ vom: 16.09.2021 ï ĂZum Feiertag Jom Kippur ï Anschlag 

auf Synagoge in Hagen vereiteltñ: https://rp -

online.de/nrw/panorama/hagen -16-jaehriger -wegen -verdacht -auf -

terroranschlag -in-haft_aid -62798261 

 

 

Foto: dpa/Alex Talash 

 

Düsseldorf/Hagen : Ein junger Islamist soll in Hagen einen Anschlag auf die Synagoge 

während des Jom-Kippur-Festes geplant haben. Ein Sprengsatz konnte aber bislang 

nicht gefunden werden. Der Hinweis kam von einem Auslandsdienst. 

 

Von  Christian Schwerdtfeger , Kerstin Münstermann  und  Claudia Hauser  

Nach dem mutmaßlich geplanten Anschlag auf die Synagoge in Hagen hat NRW-
Innenminister Herbert Reul (CDU) von Hinweisen auf eine islamistisch-motivierte 
Bedrohungslage gesprochen: ĂWir haben zuvor einen sehr ernst zu nehmenden und 
konkreten Hinweis erhalten, dass es während des Jom-Kippur-Festes zu einem 
Anschlag auf die Synagoge kommen kºnnteñ, sagte Reul. ĂKonkret heiÇt ¿brigens: 
Klare Tatzeit, Tatort und Tªter waren bekanntñ, so der Minister weiter. 

Bei dem Polizeieinsatz, bei dem die Hagener Synagoge am Mittwochnachmittag 
abgesperrt worden war, sind nach Angaben der federführenden Polizei Dortmund und 
der Staatsanwaltschaft zunächst ein 16-Jähriger syrischer Abstammung sowie sein 
Vater und zwei Brüder festgenommen worden. Der 16-jährige stehe im Fokus der 
Ermittler. Er soll Kontakt zu einem bekannten Islamisten im Ausland gehabt haben, hieß 
es aus Sicherheitskreisen, die damit entsprechende Informationen unserer Redaktion 
bestätigten. 
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Info  
Jugendliche vor Islamisten schützen   

Programm : ĂWegweiser ï Gemeinsam gegen Islamismusñ ist ein 
Präventionsprogramm des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Ziel : Es soll verhindern, dass junge Menschen in den Islamismus abrutschen. 
Angehörige der islamistischen Szene erhalten zudem die Möglichkeit, in die Mitte der 
Gesellschaft zurückzukehren. 

Den Kontakt zu einem Bombenbauexperten via ĂTelegramñ habe er zugegeben, 
Anschlagsabsichten auf die Synagoge aber bestritten, sagte ein Sprecher der 
Generalstaatsanwaltschaft in Düsseldorf am Donnerstagabend. Gegen die 
Familienangehörigen bestehe derzeit kein Tatverdacht, erklärte der Sprecher. Am 
Abend sei das Trio daher wieder freigelassen worden. Laut der Polizei vor Ort sind an 
der Synagoge keine Hinweise auf eine konkrete Gefährdung festgestellt worden: ĂWir 
haben mit Polizeihunden alles akribisch abgesucht. Die Synagoge wird zudem mit 
Videokameras überwacht; auch Polizisten haben das Gebäude vorher schon 
gesch¿tztñ, so ein Ermittler. Ein Sprengsatz sei demnach nicht gefunden worden. Reul 
sagte: ĂDa es einen Bezug zur Synagoge gab, haben wir sofort gefahrenabwehrende 
MaÇnahmen in die Wege geleitet.ñ ObjektschutzmaÇnahmen seien intensiviert worden. 

in ausländischer Partnerdienst hatte nach Informationen aus Sicherheitskreisen den 

Bundesnachrichtendienst vor einem mutmaßlichen Islamisten in Deutschland gewarnt. 

Der Jugendliche soll im Internet Aussagen zu einem womöglich geplanten Anschlag 

gemacht haben. ĂWir sind auf die Informationen der auslªndischen Dienste 

angewiesenñ, sagte der Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft Erich 

Rettinghaus. 

Zur Diskussion über eine bessere Ausstattung der deutschen Dienste sagte NRW-

Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) unserer Redaktion, dass es dabei nicht so sehr 

um Aufr¿stung, sondern um Vernetzung gehen w¿rde. ĂGeheimdienste, Polizei und 

Justiz müssen ï im verfassungsrechtlich zulässigen Rahmen ï noch enger 

zusammenarbeitenñ, so der Kanzlerkandidat der Union. Das gelte auch für die 

verschiedenen staatlichen Ebenen. ĂVon der Kommune rauf bis zum europªischen 

Level brauchen wir mehr Informationsaustausch und gemeinsame 

Handlungsstrategienñ, so Laschet. Er k¿ndigte an, im Kanzleramt einen Nationalen 

Sicherheitsrat einrichten zu wollen, der nachrichtendienstliche Erkenntnisse des Bundes 

und der Länder zusammenführe. 

Der Fall erinnert an den Anschlag in Halle in Sachsen-Anhalt vor zwei Jahren. Dort 
hatte ebenfalls an Jom Kippur ein bewaffneter Rechtsextremer versucht, gewaltsam in 
die dortige Synagoge einzudringen. Als die Tür standhielt, erschoss er in der Nähe zwei 
Menschen und verletzte auf der Flucht zwei weitere. ĂWar der Anschlag von Halle 
rechtsmotiviert, so ist der vereitelte Anschlag in Hagen offenbar dem islamistischen 
Milieu zuzuordnenñ, sagte der Antisemitismusbeauftragte der Bundesregierung, Felix 
Klein, dem ĂRedaktionsnetzwerk Deutschlandñ. 

Wie der Fall in Hagen zeigt, rutschen Jugendliche immer wieder in die islamistische 
Szene ab; entsprechende Präventionsprogramme des Landes versuchen schon seit 
Jahren, das zu verhindern. ĂAuf der einen Seite m¿ssen wir solche 
Radikalisierungsprozesse möglichst früh erkennen. Dann muss man gegensteuern mit 
Aufklªrung in der Schule oder in Sportvereinenñ, sagte Laschet. Zudem sei die 
Ansprache der Eltern sehr wichtig. ĂAnderseits m¿ssen wir immer wieder deutlich 
machen, dass wir Antisemitismus und eine islamistische Weltsicht bei uns nicht duldenñ, 
betonte er. (mit dpa) 
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ĂRP onlineñ vom 18.10.2021 ï ĂPolizeieinsªtze in NRW ï wenn eine 
harmlose Kontrolle eskaliertñ: https://rp -online.de/nrw/panorama/nrw -
polizeikraefte -treffen -immer -haeufiger -auf -psychisch -auffaellige -
personen_aid -63559705 

 

Ein Polizeibeamter spricht während einer Verkehrskontrolle mit einer Person, die einen Mund- und 
Nasenschutz trägt. Foto: dpa/Sebastian Gollnow 

 

 

Von: Claudia Hauser und Christian Schwe rdtfeger  

Düsseldorf.  Eine Geschwindigkeitskontrolle oder die Festnahme eines Dealers ï 
Routineeinsätze für die Polizei. Doch die Beamten haben immer häufiger mit psychisch 
auffälligen Personen zu tun und müssen darauf vorbereitet sein, dass selbst harmlose 
Einsätze eskalieren können. 

Anfang Oktober will die Polizei nachts einen 46-Jährigen in Düsseldorf kontrollieren, 
weil er zu schnell gefahren ist. Ein Polizeibeamter gibt dem Autofahrer durch das 
Winken mit einem Leuchtstab zu verstehen, dass er in die Kontrollstelle fahren soll. 
Doch der Autofahrer hält auf den Beamten zu, ohne seine Geschwindigkeit zu drosseln. 
Der Polizist kann sich nur durch einen Sprung zur Seite vor einem Zusammenstoß 
retten. 

In Mönchengladbach stellt die Polizei zwei Wochen zuvor einen Fahrraddieb. Als die 
Beamten ihn ansprechen, macht er einen Fluchtversuch, schlägt wild um sich und 
beleidigt die Beamten, als die ihn festhalten. Der Mann ist kaum zu bändigen. Wie sich 
später herausstellt, stand er unter Drogeneinfluss. 
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Wir kommen öfters mit unseren kommunikativen Mitteln an unsere Grenzenñ, sagt Erich 
Rettinghaus, NRW-Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG). 
ĂDabei treffen die einschreitenden Beamten auch immer hªufiger auf psychisch 
auffªllige Personen.ñ Dies f¿hre dazu, dass eine Einsatzsituation auch dann komplett 
kippen könne, wenn Polizisten sich durchgängig deeskalierend verhielten. 

Auch Michael Mertens, NRW-Chef der Gewerkschaft der Polizei (GdP), beschäftigt sich 
schon länger mit der Frage, ob seine Kollegen vermehrt mit psychisch auffälligen 
Personen zu tun haben ï und wie sie diese Einsätze am besten bewältigen können. Als 
Polizist hat Mertens bis zur Jahrtausendwende 17 Jahre lang im Schichtdienst 
gearbeitet. ĂDamals war es so, dass die Uniform einen Polizisten gesch¿tzt hat, die 
Menschen sind uns bei Einsªtzen mit Respekt begegnetñ, sagt er. Heute sei das 
anders. ĂDurch die Berichte von Kollegen weiß ich: Es gibt immer mehr Menschen, die 
sich in einem psychischen Ausnahmezustand befinden.ñ Das gehe von Erkrankungen 
¿ber Drogensucht bis hin zu Leuten, die emotional extrem unter Druck st¿nden. ĂDa 
kann schon eine harmlose Geschwindigkeitskontrolle dazu führen, dass das Maß voll ist 
und die Situation komplett eskaliertñ, sagt Mertens. Jeder Einsatz m¿sse deshalb mit 
größter Sorgfalt durchgeführt werden, die Kollegen müssten auf alles achten und vor 
allem Alarmsignale ernst nehmen, etwa wenn jemand Stress-Symptome zeige. 

ĂUmgang mit psychisch auffªlligen Personenñ ist aber Teil der Fortbildung des 
Wachdienstes der Polizei in NRW und wird in zentralen Fortbildungsveranstaltungen für 
Einsatztrainerinnen und Einsatztrainer aufgegriffen. Sie lernen dort eine spezielle 
Einsatzkommunikation und bekommen Empfehlungen, wann Fachdienste, Spezialkräfte 
oder auch Vertrauenspersonen hinzugezogen werden sollten. 

ĂDie Herausforderung bei polizeilichen Einsªtzen mit psychisch auffªlligen Personen 
liegt darin, dass hier eine mögliche akute Symptomatik des Erkrankten, bestimmte 
Auslöser und konfliktträchtige Rahmenbedingungen zusammenkommen und dies ein 
besonderes Konfliktpotenzial bergen kannñ, sagt eine Sprecherin des NRW-
Innenministeriums. ĂDeshalb sind in diesen Situationen Kommunikation und emotionale 
Kompetenz besonders wichtig.ñ Zunªchst m¿ssten die Polizistinnen und Polizisten 
erkennen, dass es sich um eine psychisch auffällige Person handelt. Auch wenn ein 
gewalttätiges Verhalten des Gegenübers schwer vorhersehbar sei, müssten die 
Einsatzkräfte dann jederzeit adäquat reagieren können. 

Besonders schwierig wird es, wenn Waffen ins Spiel kommen. ĂDie Herausforderung ist, 
das Gefährdungsrisiko für sich, die auffällige Person und gegebenenfalls Dritte zu 
erkennenñ, sagt die Sprecherin. 

Erich Rettinghaus sagt: ĂDie Kollegen m¿ssen immer wachsam sein und in jedem 
Moment damit rechnen, dass eine Situation eskalieren kann ï schon bei Parkverstößen 
kann man nicht mehr auf eine Einsichtsfªhigkeit des Gegen¿bers setzen.ñ Und er 
beobachtet immer hªufiger, dass ĂEinsªtze in Tumult-Delikten enden, weil Personen 
sich solidarisieren und gegen die Polizei stellen, obwohl sie gar nicht wissen, worum es 
gehtñ. 

(Ă é ñ) 
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ĂRP onlineñ vom 24.10.2021 ï ĂWieder Attacke in D¿sseldorf ï OB 
Keller plªdiert f¿r Waffenverbotszone in der Altstadtñ:  

https://rp -online.de/nrw/panorama/duesseldorf -ob-keller -plaediert -
fuer -waffenverbotszone -in-der-altstadt_aid -63679371 

Von: Jörg Isringhaus, Verena Kensbock und Uwe -Jens Ruhnau  

Am Burgplatz in Düsseldorf ist ein Platz zur Erinnerung entstanden im Gedenken an den kürzlich dort bei 
einer Schlägerei getöteten 19-Jährigen. Foto: Anne Orthen (orth)/Anne Orthen (ort) 

Düsseldorf.  Nach der erneuten Messerattacke in der Düsseldorfer Altstadt fordern 
Polizeigewerkschaften bei solchen Delikten härteres Durchgreifen. Auch Innenminister 
Herbert Reul will den Fall genau prüfen. Und der OB fordert, die Altstadt zu einer 
waffenfreien Zone zu machen.  

 

 

 

Am Wochenende ist es in Düsseldorf erneut zu einem beinahe tödlichen Streit 
gekommen. In der Altstadt hat am frühen Samstagabend ein bislang unbekannter Täter 
mit einem Messer mehrfach auf einen Jugendlichen eingestochen und ihn 
lebensgefährlich verletzt. Die Polizei hat eine Mordkommission eingerichtet und fahndet 
nach dem flüchtigen Täter. Wie schon am vorigen Wochenende war es wohl eine 
Auseinandersetzung zwischen zwei Gruppen, die blutig endete. 

In der Nacht zum 16. Oktober hatte ein Unbekannter einen 19-Jährigen mit einer 
abgebrochenen Glasflasche attackiert, der junge Mann starb drei Tage später an seinen 
Verletzungen. Auch diesmal ist laut Polizei ein Streit zwischen zwei Gruppen eskaliert, 
der Täter soll mit einer Art Mini-Machete zugestochen haben. Der junge Mann überlebte 
nur, weil zwei Ärztinnen, die zufällig vor Ort waren, erste Hilfe leisteten. 
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( Ă éñ). Erst kürzlich hatte die Stadtspitze ein neues Sicherheitskonzept für die Altstadt 
vorgestellt. NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) verurteilte den Angriff in der 
Altstadt. ĂFakt ist: Wer feiern will, braucht dazu kein Messerñ, sagte Reul am Sonntag 
gegen¿ber unserer Redaktion. ĂDiesen erneuten Fall brutalster Gewalt in der 
Düsseldorfer Altstadt werden wir uns deshalb genau anschauen und bewerten.ñ 

Auch in Krefeld hatte es am Freitag eine folgenschwere Messerattacke unter 
Jugendlichen gegeben. In Gelsenkirchen stellte die Bundespolizei am Hauptbahnhof bei 
einem 17- Jährigen am Samstag ein unerlaubtes Messer sicher. Angriffe mit 
Stichwaffen werden in der Kriminalstatistik erst seit 2019 separat erfasst, die Zahlen 
aus 2020 gelten wegen der Pandemie als nicht aussagekräftig. Nach Beobachtung der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) steigt vor allem bei Jugendlichen die Bereitschaft, 
Messer mitzuführen und einzusetzen. 

Gerade im Übergang zu Erwachsenenleben herrsche oft eine geringe 
Frustrationstoleranz. 

ĂDa reicht wenig, um sich angegriffen zu f¿hlenñ, sagt Michael Mertens, NRW- 
Landesvorsitzender der GdP. Dabei sei vielen oft nicht klar, dass ein Messerstich 
tödliche Folgen haben könnte. 

Die Bundespolizei sieht in Waffenverbotszonen an Bahnhöfen nur ein sinnvolles 
Instrument, wenn mit Schildern darauf und die damit verbundenen Bußgelder 
hingewiesen werde. ĂUnd je schªrfer die Sanktionen, desto eher bekommen wir das 
Problem in den Griffñ, sagt Heiko Teggatz, Sprecher der Bundespolizeigewerkschaft. 
Messerbesitz müsste mit hohen Strafen geahndet werden. 

Dies sieht die GdP anders. Auch mit höheren Strafen würde man diese Gruppe von 
Tätern nicht abschrecken, sagt Mertens. Viele von ihnen kämen häufiger mit dem 
Gesetz in Konflikt. Die GdP setze dagegen auf mehr Aufklärung und Sensibilisierung, 
beispielsweise dafür, wie leicht man durch einen Messereinsatz ein anderes oder das 
eigene Leben gefªhrden kºnne. Dies sei in Schulen mºglich oder in den ĂHªusern des 
Jugendrechtsñ, in denen sich Jugendhilfe, Staatsanwaltschaft und Polizei mit 
jugendlichen Wiederholungstätern befassen. Nicht zuletzt gelte es, Straftaten 
konsequenter zu ahnden. Mertens: ĂEs reicht nicht aus, nur auf dem Papier das 
Strafmaß zu erhöhen.ñ 

(Ă é Ă). Ă Ein Patentrezept gibt es leider nichtñ, sagt Rettinghaus, Ăaber mit mehr 
Polizeipräsenz, schärferen Kontrollen und harten Strafen, die auch wirklich verhängt 
werden, hªtte man schon viel erreicht.ñ 
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ĂRP onlineñ vom 26.10.2021 ï ĂNach Attacke in D¿sseldorf: 
Jugendliche kommen zu leicht an Messer ranñ: 

 https://rp -online.de/nrw/panorama/nach -attacke -in-duesseldorf -
jugendliche -kommen -zu-leicht -an-messer -ran_aid -63700393 

Von: Christian Schwerdtfeger (Chefreporter/Leiter Reporterteam)  

Düsseldorf/Duisburg ·  Nach der Messerattacke in der Düsseldorfer Altstadt wird über 
ein Verkaufsverbot von Messern an Heranwachsende diskutiert. In ein Duisburger 
Fachgeschäft kommen täglich Jugendliche, die ein Messer kaufen wollen. 

 

Thomas Krachhel-Dressler verkauft in seinem Geschäft Messer nur noch an Volljährige.Foto: Christoph 
Reichwein (crei) 

 

Mehrmals am Tag kommen Jugendliche zu Thomas Krachhel-Dressler ins Geschäft, 
die ein messer bei ihm kaufen wollen. ĂMan kann es echt kaum glauben, wie viele es 
sind. Manche fragen sogar nach Pistolenñ, sagt er.  

ĂIch kann das nicht verstehen und weiÇ auch nicht, wieso sie die Waffen haben wollenñ, 
sagt der Duisburger Geschªftsmann, der in seinem Geschªft ĂOutdoor Dresslerñ unter 
anderem Messer verkauft. Verkaufen tut er die Messer aber nicht an Jugendliche ï 
auch wenn er es dürfte. Denn eigentlich dürfen die Heranwachsenden Messer kaufen, 
bis auf Ausnahmen. Krachhel-Dressler verzichtet aber freiwillig auf den Verkauf. ĂIch 
finde, dass diese Messer nicht in die Hªnde von Jugendlichen gehºrenñ, sagt er. 

Krachhel-Dressler bestätigt mit seiner Darstellung eine Entwicklung, die auch die Polizei 
schon seit längerer Zeit beobachtet: Immer mehr Jugendliche und junge Männer führen 
auf der StraÇe ein Messer mit sich. ĂWir m¿ssen mittlerweile bei fast jeder Kontrolle 
damit rechnen, dass die Person ein Messer hatñ, sagt Erich Rettinghaus, 
Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft. Wohin das führen kann, hat 
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